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TEIL A. 

Aufgaben und Grundlagen des Wohngeld- und Mietenberichts 


1 Aufgabe und Inhalt des Wohngeld- 
und Mietenberichts 

1. Die Wohnungspolitik der Nachkriegs jahre war 

— soweit Mittel aus öffentlichen Haushalten ein- 
gesetzt wurden — Wohnungsbaupolitik. 1955 wur- 
den erstmals für besondere Fälle Individualhilfen 
zur Minderung der Belastung mit Wohnkosten ge- 
währt. Seit 1965 wird diese Form der Leistungen 

— die in diesem Basisjahr 148 Millionen DM er- 
reichte — als Wohngeld bezeichnet. Inzwischen 
wurde das Wohngeld zu einem wesentlichen Be- 
standteil staatlicher Wohnungspolitik. 1974 beliefen 
sich die Ausgaben für Wohngeld auf 1,47 Mrd. DM. 

Die Wohnungspolitik hat mit dem Wohngeld den 
Fächer ihrer Maßnahmen verbreitert. Die Objektför- 
derung mit ihren immanenten Starrheiten ist durch 
eine Förderung, die mehr auf die Verhältnisse des 
Einzelfalles abgestellt ist, ergänzt worden. Alle 
Haushalte, bei denen die Voraussetzungen erfüllt 
sind, haben einen Rechtsanspruch. Der Staat garan- 
tiert mit dem Zweiten Wohngeldgesetz (2. WoGG) 
insoweit jedem Haushalt die wirtschaftliche Siche- 
rung eines bestimmten Wohnungsstandards. Das 
Wohngeld sorgt dafür, daß eine an der individuel- 
len Leistungsfähigkeit orientierte Belastung nicht 
überschritten wird. Das Wohngeld ist damit ein 
wesentliches Element in dem Netz sozialer Lei- 
stungen. Es soll den Bürgern bei einem entspre- 
chenden Wohnungsangebot das soziale Grundrecht 
auf eine angemessene und familiengerechte Woh- 
nung sichern. 

2. Der Wohngeld- und Mietenbericht wendet sich 
an Bundestag und Öffentlichkeit. Er soll die Frage 
beantworten, inwieweit sich das 2. WoGG bisher 
bewährt hat und wie sich die Bundesregierung die 
weitere Entwicklung der Wohngeldgesetzgebung 
vorstellt (s. auch Drucksache 7/1833 S. 2). Der Be- 
richt dient damit der Kontrolle der wohnungspoliti- 
schen Effizienz und der inhaltlichen Fortentwi^lung 
des Wohngeldsystems. Dabei wird besonderes 
Augenmerk auf die Gesichtspunkte gelegt, mit deren 
Prüfung der Bundestag die Bundesregierung anläß- 
lich der letzten Wohngeldnovellierung am 8. Novem- 
ber 1973 beauftragt hat (Protokoll über die 64. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 8. November 
1973, S. 3731 in Verbindung mit Drucksache 7/1209): 

(1) die Angemessenheit der Einkommensgrenzen, 

(2) die Struktur des Tabellenwerks angesichts ver- 
änderter Einkommensverhältnisse und der Miet- 
entwicklung, 

(3) die Gleichbehandlung von Erwerbstätigen und 
Nichterwerbstätigen, 


(4) die Vereinfachung des Einkommensbegriffs und 
der Einkommensermittlung. 

Eine frühere Vorlage des Wohngeldberichts war aus 
zwei Gründen nicht möglich: 

(1) Die Art der Empfehlungen für Änderungen des 
Wohngeldsystems ist von dem verfügbaren 
Finanzrahmen abhängig, über diesen konnte 
nur im Laufe der Gesamtabstimmung des Haus- 
halts entschieden werden. 

(2) Die ersten statistischen Daten über die Ergeb- 
nisse der Wohngeldgewährung nach der Anpas- 
sung des 2. WoGG am 1. Januar 1974 waren 
erst am 11. August 1975 verfügbar. 

3. Die beschriebene Aufgabenstellung verlangt, daß 
im Wohngeld- und Mietenbericht, nach einem Über- 
blick über die Bedeutung des Wohngeldes an Hand 
von Eckdaten der Wohngeldstatistik (Kapitel B. 1), 
die folgenden Problembereiche angesprochen und 
analysiert werden: 

(1) Wohngeld für die einzelnen Haushalte ist von 
deren Größe, Einkommen und Miete abhängig. 
Auf Grund der generellen Erhöhungen von Ein- 
kommen, Preisniveau und Mieten sind von 
Zeit zu Zeit Anpassungen des Wohngeldsystems 
notwendig. Der Wohngeldbericht soll Daten für 
die Beurteilung von Anpassungen des Wohn- 
geldes liefern (Kapitel B. 2.2). 

(2) Im Mietenbericht ist die Entwicklung der Mieten 
in einer Weise zu analysieren, die dem Gesetz- 
geber die Entscheidung über eine Anhebung 
der bei der Wohngeldgewährung maßgebenden 
Höchstbeträge für Miete und Belastung ermög- 
licht (Abschnitt C). 

(3) Es ist zu prüfen, ob die Funktion des Wohngel- 
des im Gesamtrahmen der Wohnungspolitik 
verbessert werden kann (Kapitel B. 2.1). Hier 
ist insbesondere zu analysieren, ob die Verzah- 
nung mit dem sozialen Wohnungsbau zufrieden- 
stellend ist (Kapitel B. 2.3). 

(4) In der Vergangenheit konnte das Wohngeld- 
system nicht systematisch angepaßt werden. 
Es ist zu prüfen, welche unerwünschten Struk- 
turverzerrungen sich ergeben haben. Dabei ist 
entsprechend der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 8. November 1973 auf die 
Ungleichheiten zwischen erwerbstätigen und 
nichterwerbstätigen Wohngeldempfängern be- 
sonderes Augenmerk zu legen. 

(5) Nach Verabschiedung der in (4) erwähnten Ent- 
schließung sind folgende spezielle Aspekte des 
Wohngeldsystems Gegenstand der öffentlichen 
Diskussion geworden: 
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— Die Förderung der Wohnungsversorgung 
kinderreicher Familien. 

— Wohngeld und Arbeitslosigkeit. 

Auf beide Themen wird deshalb gesondert ein- 
gegangen (Kapitel B. 2.5.1 und Kapitel B. 2.5.2). 

(6) Es ist zu prüfen, ob und durch welche Verein- 
fachung des Einkommensbegriffs das 2. WoGG 
für Bürger und Verwaltung leichter verständlich 
und anwendbar wird und ob eine Vereinheit- 
lichung der Einkommensbegriffe in den beiden 
Förderungsbereichen wünschenswert ist. 

(7) Es ist über die Erfahrungen mit dem Wohngeld- 
verfahren u. a. unter folgenden Gesichtspunk- 
ten zu berichten: 

— Übergangsprobleme bei der letzten Wohn- 
geldnovellierung, 

— Antragsbearbeitung, 

— Verwaltungsaufwand. 

2 Vorberichte und Grundlagen des Berichts 

Vorberichte 

4 . Bis jetzt hat die Bundesregierung dem Bundes- 
tag einen Wohngeldbericht in den Jahren 1966 
(Drucksache V/796), 1967 (Drucksache V/2399), 1970 
(Drucksache VI/378) und 1974 (Drucksache 7/1563) 
vorgelegt. Außerdem hat die Bundesregierung zwei- 


mal einen Bericht über die Entwicklung der Mieten 
für w'ohnraum erstattet (Drucksachen VI/3237 und 
7/651). Der Mietenbericht 1972 wurde zusammen 
mit dem Vierten Wohngeldbericht im Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau beraten 
(Drucksache 7/1833) und mit einer Entschließung 
vom Plenum des Deutschen Bundestages am 2. April 
1974 angenommen. 

Grundlagen des Berichts 

5 , Dieser Bericht fußt auf der Analyse des gelten- 
den 2. WoGG einschließlich des Wohngeldsystems, 
der Wohngeldstatistik, der 1 Vo- Wohnungsstich- 
probe und anderen Statistiken, den Berichten der 
Länder und der kommunalen Spitzenverbände, Be- 
ratungsergebnissen der Fachkommission „Wohn- 
geld'' in der Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen ober- 
sten Landesbehörden (ARGEBAU), der Rechtspre- 
chung, den Parlamentsmaterialien, den Stellungnah- 
men von Verbänden sowie einem wissenschaftlichen 
Gutachten, das der Entwicklung neuer Wohngeld- 
systeme dient. 

Die für diesen Bericht besonders angeforderten 
Unterlagen der Länder und kommunalen Spitzen- 
verbände sind wiederum sehr umfangreich und bie- 
ten durch ihre auf praktischen Erfahrungen beruhen- 
den Wertungen, Anregungen und Vorschlägen eine 
wichtige Grundlage für die Weiterentwicklung des 
Wohngeldrechts. 
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TEIL B. 

Wohngeldbericht 

1 überblick über die Bedeutung des 
Wohngeldes anhand von Eckdaten 
der Statistik 

Das Wohngeld dient der Sicherung einer angemes- 
senen und familiengerechten Wohnungsversorgung. 
Wichtige Aufschlüsse, inwieweit diese sozialpoli- 
tische Aufgabe vom Wohngeld tatsächlich erfüllt 
wird, ermöglicht die Statistik, insbesondere die jetzt 
vorliegende Wohngeldstatistik für das Jahr 1974. 
Die folgende Darstellung zeigt, welchen Gesamt- 
umfang die Wohngeldleistungen haben, welcher Art 


die geförderten Haushalte sind und welche Woh- 
nungen durch das Wohngeld verbilligt werden. 

1.1 Das Wohngeld im Rahmen 
der gesamten Wohnförderung 

6 . Das Wohngeld spielt im Rahmen der gesamten 
Wohnförderung eine große, in den letzten Jahren 
wichtiger gewordene Rolle. Der Anteil des Wohn- 
geldes an der öffentlichen Förderung der Woh- 
nungsversorgung ist zwischen 1968 und 1974 von ca. 

6.2 Vo auf ca. ll,5Vo gestiegen. Das Verhältnis 


Tabelle 1 


Wichtige Hilfen für das Wohnen von Bund und Ländern 



1968 

1 1972 1 

— in Millionen DM — 

1974 

Wohngeld *) 

512 

1 202 

1 469 

Grundsteuervergünstigung **) 

Sozialer Wohnungsbau 

660 

780 

1 060 

— Zinsverzichte ***) 

2 763 

2 700 

2 900 

— • Aufwendungsbeihilfen 

804 ‘) 

810 ’) 

910 ') 

Wohnungsbauprämien 

1 220***) 

3 020****) 

3 320****) 

Erhöhte Abschreibungen für Wohngebäude **) 

660 

960 

1 620 

Erhöhte Abschreibungen für Modernisierungen **) . . 

Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bauspar- 

25 

40 

100 

kassen **) 

Wohnungsfürsorge des Bundes 

850 

705 

550 

— Zinsverzichte ***) 

Lastenausgleich 

431 

510 

570 

— Zinsverzichte ***) 

nachrichtlich: 

280 

250 

230 

Leistungen privater Arbeitgeber ***) 

Gesamtsumme der Baudarlehen für den sozialen 

621 3) 

745 3) 

881 3) 

Wohnungsbau seit dem 1. Januar 1950 

48 900 

55 100 

56 600 
(1973) 


Die Angaben beruhen auf der Finanzstatistik, in der die von Wohnungsbauförderungsanstalten der Länder selbst 
finanzierten Aufwendungsbeihilfen nur z. T. erfaßt werden. 

2) nach dem Jahr der Entstehung des Prämienanspruchs 

3) Auf Grund einer (bereits mehrere Jahre) zurückliegenden Erhebung über Lohnnebenkosten der Arbeitgeber vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung geschätzt. 

•) Quelle: Bundesamt für Finanzen 
•*) Quelle: Subventionsberichte der Bundesregierung 
***) Quelle: Sozialbudget 

****) Quelle: Neueste Angaben des Bundesministeriums der Finanzen 
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zwischen dem Wohngeld und dem öffentlichen Auf- 
wand, der der Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues dient, hat sich noch starker zugunsten des 
Wohngeldes verändert. 

Gleichzeitig konnten auch andere Leistungen im 
Bereich der Wohnungspolitik erheblich ausgeweitet 
werden. Das gilt vor allem für die Aufwendungen 
für Bildung individuellen Wohnungsvermögens. 
Für die Förderung der Eigentumsbildung war der 
Aufwand 1974 in der Form von Wohnungsbauprä- 
mien, Sonderausgabenabzug und der Gewährung 
erhöhter Abschreibungen fast viermal so hoch wie 
für das Wohngeld. Die Wohnungsbauprämien sind 
seit 1968 fast so schnell gewachsen wie das Wohn- 
geld, was allerdings zum Teil mit der Einführung 
der inzwischen durch die Steuerreform 1975 abge- 
bauten Zusatzprämien zusammenhängt. Im einzel- 
nen zeigt die Tabelle 1 die Entwicklung der ver- 
schiedenen Förderungsarten. In ihr wird die För- 
derung nicht durch die staatlichen Ausgaben, son- 
dern nur durch die darin enthaltenen Subventio- 


nen gemessen. Insbesondere wurden nicht die in 
einem Jahr neu gegebenen Darlehen, sondern die 
Zinsverzichte bei allen ausstchenden Darlehen ge- 
schätzt. Beim Wohngeld fallen Ausgabe und Hilfe 
zusammen. 


1.2 Die Wohngeldleistungen im Überblick 

7. Wie die Tabelle 2 zeigt, haben sich die Leistun- 
gen von Bund und Ländern für das Wohngeld in den 
letzten Jahren stark erhöht. Die Ausgaben sind von 
1970 bis 1974 um ca. 145 Vo gewachsen. Diese Lei- 
stungssteigerung beruht in erster Linie auf einer 
starken Erhöhung der Zahl der Wohngeldempfän- 
ger. Sie stieg von 1970 bis 1974 um 82 Vo. Daneben 
ist aber auch der durchschnittliche monatliche Wohn- 
geldanspruch gewachsen. Am Ende des Jahres 1974 
erhielten damit ca. 7 ®/o der Haushalte in der Bun- 
desrepublik Wohngeld, und zwar 10®/o der Mieter- 
und 1 Vo der Eigentümerhaushalte. 


Die Wohngeldleistungen von Bund und Ländern 


Tabelle 2 


Jahr 

Gesamt- 
ausgaben 
in Millionen DM 

Empfänger 
in 1 000 am 

31. Dezember 
jeden Jahres 

Anteil der Empfänger 
von 

durchschnitt- 
licher monat- 
licher Wohn- 
geldanspruch 
in DM 

Mietzuschuß 

Lasten- 

zuschuß 

in 

Vo 

1965 

148 

395 

90,2 

9,8 

44 

1967 

429 

691 

88,9 

nj 

48 

1970 

600 

908 

92,6 

7,4 

48 

1972 

1 202 

1 278 

93,7 

6,3 

60 

1973 

1 139 

1 302 

94,6 

5,4 

59 

1974 

1 469 

1 650 

93,4 

6,6 

70 


1.3 Charakteristik der geförderten Haushalte 
und Wohnungen 

8. An der Struktur der Empfängerhaushalte ist fol- 
gendes bemerkenswert: 

(1) Die Tabelle 3 zeigt u. a., daß 1972 über 50 Vo der 
Haushalte mit Wohngeldbezug ein Haushalts- 
nettoeinkommen von weniger als 600 DM hat- 
ten, während unter der Gesamtbevölkerung 
nur 15 ^/o der Haushalte ein so niedriges Ein- 
kommen hatten. Das Wohngeld ist also eine 
öffentliche Hilfe, die sehr gezielt den Bevöl- 
kerungsgruppen in den niedrigsten Einkom- 
mensklassen zugute kommt (s. auch zur Schich- 
tung der „Familieneinkommen" Anlage 1). 

läge 1). 

(2) Soziale Stellung. Der Anteil der Rentner an den 
Wohngeldempfängern betrug 1974 67 Vo, der 
Sozialhilfeempfänger 5 ®/o und der Studenten 
ca. 6 ^/o. Demgegebenüber war der Anteil der 
Arbeiter an den Wohngeldempfängern mit 


Tabelle 3 

Das Einkommen der Wohngeldempfänger 1972 

(nur Hauptmieterhaushalte) 


Monatliches 

Haushaltsnettoeinkommen 
in DM 

Anteil an 
allen Haus- 
halten mit 
Wohngeld- 
bezug in ®/o 

Anteil an 
allen 

Haushalten 
in ®/o 

unter 450 

29 

7 

450 bis unter 600 

23 

8 

600 bis unter 1 000 

26 

22 

1 000 bis unter 1 400 

13 

23 

über 1 400 

6 

36 

ohne Angaben 

3 

4 


1 100 

100 


Quelle: Auf Grund der 1 ®/o-Wohnungsstichprobe 
hochgerechnet in „Wirtschaft und Statistik" 
Heft 7/75. 
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Tabelle 4 


Soziale Stellung der Wohngeldempfänger 



Anteil an 

Wohngeldempfängern 
(in ®/o) 

Anteil der Wohngeldempfänger 
an sozialer Gruppe 
(in ®/o) 

1970 

I 1974 

1970 

1 1974 

Rentner und Pensionäre 

65,2 

66,9 

9,0 

16,8 

Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge 

I 

5,0 


ca. 30,0 

Sonstige 

9,3 

Ö,5 



darunter Studenten 

i 

ca. 6,0 

— 

ca. 7,0 

Arbeiter 

17,0 

12,1 

2,3 

2,8 

Angestellte 

5,1 

4,7 


1,7 

Beamte (einschließlich Soldaten) 

2,6 

18 

J 

2,1 

Selbständige 

0,8 

1,0 

0,3 

0,8 


100,0 

100,0 



nachrichtlich: 





Wohngeldempfänger 





insgesamt in 1 000 

980 

1 650 




halte einer bestimmten Haushaltsgröße fallen 
die weit überdurchschnittlichen Anteile von 
Wohngeldempfängern an den 1-Personen-Haus- 
halten (17 ®/o) und an den Haushalten mit 6 und 
mehr Personen (7 ®/o) auf (s. Tabelle 5). 


12,1 ®/o und der sonstigen Erwerbstätigen mit 
7,5 ®/o relativ gering. Etwa 30®/o der Sozial- 
hilfeempfänger, ein Sechstel der Rentner und 
7 ®/o der Studenten bekommen Wohngeld. Der 
Anteil der Nicht-Erwerbstätigen ist im Laufe 
der Zeit ständig gewachsen. Wohngeld ist heute 
schwergewichtig eine Hilfe für die Nicht-Er- 
werbstätigen (s. Tabelle 4). 


( 4 ) 


(3) Größe der Haushalte. Infolge des hohen Rent- 
neranteils bekommen in erster Linie 1- und 2- 
Personen-Haushalte Wohngeld. Der Anteil die- 
ser Haushalte an den Wohngeldempfängern hat 
sich dauernd erhöht. Bezogen auf alle Haus- 

Tabelle 5 


Größe der Empfängerhaushalte 



Anteil an Wohngeld- 
empfängern 
(in ®/o) 

Anteil der 
Wohngeld- 
empfänger 
an allen Haus- 
halten in der 
Bundesrepublik 
Deutschland 

1974 
(in ®/o) 

Haushalte 

(Personen) 

1970 

1974 

1 

54,2 

58,9 

16,8 

2 

16,5 

18,9 

5,1 

3 

6,6 

6,5 

2,6 

4 

8,4 

6,7 

3,3 

5 

6,1 

4,4 

4,6 

6 

3,8 

2,4 1 

\ 7,2 

7 und mehr 

4,4 

2,3 \ 


Nichtdeutsdie Haushalte. Nichtdeutsche Er- 
werbstätigen-Haushalte wurden 1972 etwa ge- 
nauso stark durch das Wohngeld begünstigt 
wie deutsche. Nachdem seit 1972 die Information 
über das Wohngeld in ausländischer Sprache 
erheblich verstärkt wurde, dürften ausländische 
Erwerbstätigen-Haushalte 1974 sogar stärker 
begünstigt sein als die deutschen. 

9. Die Wohnungen der Wohngeldempfänger lassen 

sich folgendermaßen charakterisieren: 

(1) Eigentümer. Ca. 7 ®/o der Wohnungen sind Ei- 
gentümerwohnungen. 70 Vo dieser Wohnungen 
werden von Haushalten mit 4 und mehr Perso- 
nen bewohnt. Der Lastenzuschuß ist also insbe- 
sondere eine Hilfe für größere Haushalte. 

(2) Alter und Ausstattung. Die meisten Wohngeld- 
empfänger wohnen in Wohnungen, die von 
1948 bis 1965 gebaut wurden (40 Vo) und in Alt- 
bauwohnungen (27,5 ®/o), (s. im einzelnen Ta- 
belle 6 A). Bezieht man den Vergleich nicht auf 
alle Wohngeldempfänger, sondern auf den Woh- 
nungsbestand (s. Tabelle 6B), so sind Wohn- 
geldempfänger besonders stark in Neubauwoh- 
nungen, die nach 1966 gebaut wurden, vertre- 
ten. Knapp ein Fünftel dieser Wohnungen, aber 
nur 7,5 ®/o der Altbauwohnungen, werden von 
Wohngeldempfängern bewohnt. 
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Tabelle 6 


Alter und Ausstattung der Mietwohnungen von Wohngeldempfängern 


A 

Anteil an allen Mietwohnungen von 
Wohngeldempfängern 

(in Vo) 


B 

Anteil der Mietwohnungen von Wohngeld- 
empfängern an allen Mietwohnungen 
der entsprechenden Baualters- und 
Ausstattungsgruppe 

(in «/o) 


Alter 









■ Ausstattung M 

X 

A 

B j 

C 

X 

A 

B 

C 


Altbauwohnungen 

27,5 

10,3 

10,6 

6,6 

7.5 

7,8 

6,8 

8,5 

Neubauwohnungen 

davon bezugsfertig 

20. 6. 1948 bis 1965 

40,4 

2,9 

19,2 

16,3 

10,7 

12.6 

9,7 

11,8 

1966 bis 1971 

nach 1971 

21,1 

11,0 

100,0 

0,2 

2,5 

0,5 

18.4 

10.5 

1 18,0 

8.5 

31,0 

17,4 


Ausstattungskategorien: 

X = Insgesamt = alle Ausstattungsarten 
A = Ohne Sammelheizung, ohne Bad oder Dusdi- 
raum 


(3) Wohnfläche. Die durchschnittliche Wohnfläche 
einer geförderten 1- bzw. 2-Personen-Mietwoh- 
nung beträgt 42 qm bzw. 58 qm. Damit sind die 
Mietwohnungen für kleinere Haushalte im all- 
gemeinen zufriedenstellend groß. Mit wach- 
sender Haushaltsgröße wächst allerdings die 
Wohnungsgröße zu wenig. In den letzten vier 
Jahren sind die Wohnflächen der Empfänger 
von Mietzuschuß um 6 bis 10 Vo gestiegen. Die 
Wohnungen der Lastenzuschußempfänger sind 
etwa 30 bis 50 ®/o größer als die Wohnungen der 
Mietzuschußempfänger {s. im einzelnen Ta- 
belle 7). 

Tabelle 7 


Wohnflächen der Empfänger von Wohngeld 
1974 1) 


Haushalte mit 
. . . Personen 

Durdisdinittlidie Wohnflädien 
der Empfänger von 

Mietzusdiuß 

1 Lastenzusdiuß 

1 

42 

69 

2 

58 

83 

3 

70 

98 

4 

78 

105 

5 

85 

109 

6 

91 

114 


Nur Haushalte ohne besonderen Wohnbedarf ge- 
mäß § 8 Abs. 2 und 3 des 2. WoGG. 


B = Nur mit Sammelheizung oder nci mit Bad 
oder Dusdiraum 

C = Mit Sammelheizung imd mit Bad oder 
Duschraum 

2) vor dem 20. Juni 1948 bezugsfertig 


(4) öffentliche Förderung. Fast die Hälfte aller 
Wohngeldempfänger (46 Vo) bewohnen Miet- 
wohnungen des sozialen Wohnungsbaues. Da- 
mit wird für 18 Vo aller öffentlich geförderten 
Mietwohnungen Wohngeld gezahlt. Bei den 
neueren sozialen Mietwohnungen, die von 1966 
bis 1973 gebaut wurden, ist dieser Satz mit 
23 ®/o etwas höher (s. Anlage 2). Das Wohngeld 
ist also von erheblicher Bedeutung für die ge- 
zielte zusätzliche Verbilligung von Sozialwoh- 
nungen. 

(5) Mieten. Die durchschnittliche Miete bei 1-Per- 
sonen-Haushalten ist 150 DM, bei 2-Personen- 
Haushalten 207 DM und bei 4-Personen-Haus- 
halten 310 DM. Die durchschnittliche Miete pro 
qm beträgt 3,61 DM. Die Wohnungen der Wohn- 
geldempfänger sind damit etwa so teuer wie 
durchschnittliche Mietwohnungen. Das Wohn- 
geld dient also nicht der Subventionierung be- 
sonders aufwendiger Wohnungen. 

10. Unter regionalen Gesiditspunkten ist sowohl 
die Verteilung des Wohngeldes auf die Länder wie 
auf Ortsgrößenklassen von Interesse: 

(1) Die Verteilung auf die Länder ist in erster Linie 
abhängig von der Bevölkerungszahl, daneben 
spielen aber auch andere Faktoren eine Rolle, 
insbesondere der Grad der Verstädterung. So 
wird in Rheinland-Pfalz, Bayern und Baden- 
Württemberg im Verhältnis zur Bevölkerung 
besonders wenig Wohngeld gezahlt, während 
in den Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bre- 
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men sowie in Schleswig-Holstein (Einfluß Ham- 
burgs in den Randgebieten) besonders viel 
Wohngeld ausgezahlt wird (s. im einzelnen 
Tabelle 8). 

Tabelle 8 


Die Verteilung des Wohngeldes auf die Lander 
( 1974 ) 



Anteil det 

an der 
Bevölke- 
rung des 
Bundes 
in ®/o 

Landes 

am 

Wohn- 

geld 

1974 
in “/o 

Baden-Württemberg .... 

14,9 

9,8 

Bayern 

17,5 

11,9 

Berlin 

3,3 

5,8 

Bremen 

U2 

2,1 

Hamburg 

2,8 

4,5 

Hessen 

9,0 

7,9 

Niedersachsen 

11,7 

13,2 

Nordrhein-Westfalen . . . 

27,8 

33,6 

Rheinland-Pfalz 

6,0 

3,9 

Saarland 

1,8 

1,3 

Schleswig-Holstein 

4,1 

6,0 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 


(2) Der Anteil der Großstädte am Wohngeld ist 
erheblich höher als ihr Anteil an der Bevöl- 
kerung, dennoch wird über die Hälfte des 
Wohngeldes an Empfänger in Orten unter 
100 000 Einwohner gezahlt (s. Tabelle 9). 

Tabelle 9 


Wohngeldempfänger nach Ortsgrößenklassen 
( 1974 ) 



Anteil der 
Wohngeld- 
empfänger 
in Orten dieser 
Größenklasse 
an allen Wohn- 
gcldempfängcrn 
(in ®/o) 

Anteil der 
Haushalte 
in Orten dieser 
Größenklasse 
an allen Haus- 
halten 
(in «/o) 

Ortsgröße 
unter 100 000 .... 

53,7 

63,2 

100 000 bis unter 
500 000 

24,5] 


mehr als 500 000 . 

36,8 

insgesamt . . . 

100,0 

100,0 


I. 4 Die Leistungen des Wohngeldes 

II. Die Ergebnisse der Statistik über Wohngeld- 
ieistungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

(1) Die Leistungen von Bund und Ländern für das 
Wohngeld haben sich in den letzten Jahren 
stark erhöht, die Wohngeldausgaben sind von 
1970 bis 1974 um 145 Vo gestiegen. 

(2) Im Rahmen der gesamten Wohnförderung ist 
das Wohngeld zunehmend wichtiger geworden. 

(3) Das Wohngeld kommt gezielt den Bevölke- 
rungsgruppen in den niedrigsten Einkommens- 
klassen zugute. 

(4) Wohngeld ist schwergewichtig eine Hilfe für 
die Nicht-Erwerbstätigen, es werden deshalb in 
erster Linie kleine Haushalte gefördert. Bei den 
Erwerbstätigen kommt die Förderung überwie- 
gend größeren Haushalten zugute. 

(5) Ca. zwei Drittel der Emfänger von Mietzuschuß 
wohnen in Mietwohnungen, die vor 1966 ge- 
baut wurden. Für ca. ein Fünftel der Bewohner 
von Mietwohnungen, die nach 1965 gebaut wur- 
den, wird Wohngeld gezahlt. 

(6) Bei der großen Mehrzahl der Wohngeldempfän- 
ger sind die Wohnungen zufriedenstellend groß. 

(7) Das Wohngeld dient in erheblichem Umfang 
der zusätzlichen Verbilligung von Sozialwoh- 
nungen. 

(8) Das Wohngeld dient nicht der Subventionie- 
rung besonders aufwendiger Wohnungen. Die 
Mieten der Wohngeldempfänger entsprechen 
denen durchschnittlicher Mietwohnungen. 

(9) Wohngeld dient besonders dazu, die im Ver- 
hältnis zu ländlichen Räumen relativ höheren 
Mieten in Städten tragbar zu machen. 

Die Daten der Wohngeldstatistik zeigen also, daß 
das Wohngeld weitgehend die Aufgabe erfüllt, eine 
angemessene Wohnungsversorgung für jene Haus- 
halte zu sichern, die dazu aufgrund eigener An- 
strengungen allein nicht in der Lage sind. Das 
Wohngeld ist durch die großen Steigerungen in der 
Vergangenheit zu einem wichtigen Teil im Netz der 
sozialen Absicherung geworden. 


2 Wohnungspolitische Probleme 
des Wohngeldes 

12. Die statistische Bestandsaufnahme der Wohn- 
geldleistungen muß ergänzt werden durch eine Klä- 
rung der wohnungspolitischen Funktion des Wohn- 
geldes. 

Folgende Fragen bedürfen einer genaueren Klärung: 

— Welche Funktionen haben Wohngeld und Woh- 
nungsbauförderung im Rahmen der Wohnungs- 
politik? 

— In welcher Weise ist die Entwicklung der Ein- 
kommen, Preise und Mieten durch Anpassung 
des Wohngeldsystems zu berücksichtigen? 
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— Wie weit ist die Struktur der Wohngeldleistun- 
gen an Haushalte, die sich nach Größe, Miete und 
Einkommen unterscheiden, angemessen? 

13. Bei dieser wohnungspolitischen Diskussion sind 
die durch den Einkommensbegriff, die Wohngeld- 
tabellen und die Miethöchstbeträge fixierten Be- 
lastungssätze von großer Bedeutung. Unter dem Be- 
lastungssatz wird hier der Anteil des verfügbaren 
Netto-Einkommens verstanden, der vom Wohngeld- 
empfänger für die Miete nach Abzug des gezahlten 
Wohngeldes selbst aufzuwenden ist. 

14. Die Aussagekraft der so definierten Belastungs- 
sätze ist größer als die Aussagekraft der seinerzeit 
im ersten Wohngeldgesetz — 1. WoGG — (§ 10) 
definierten „Tragbarkeitssätze", die seither in der 
wohnungspolitischen Diskussion immer wieder eine 
Rolle spielen. Diese Tragbarkeitssätze legten fest, 
welcher Teil des Familieneinkommens vom Wohn- 
geldempfänger für die selbstzutragende Miete auf- 
zubringen war. Sie waren direkt nur vom Einkom- 
men abhängig. Tatsächlich läßt sich aber die Ange- 
messenheit eines bestimmten Tragbarkeitssatzes 
nur beurteilen, wenn gleichzeitig Einkommen und 
Miethöhe berücksichtigt werden. Dem wurde schon 
im 1. WoGG durch ergänzende Vorschriften über 
den auf jeden Fall selbst zu tragenden Anteil an der 
Miete (Mietselbstbeteiligung) Rechnung getragen. 
Die Belastungssätze, die sich nunmehr aus dem Zu- 
sammenwirken von Einkommensbegriff, Wohngeld- 
tabellen und Miethöchstbeträgen ergeben, gelten 
immer nur für eine ganz bestimmte Kombination 
von Einkommen und Miete. In ihnen kommt diese 
doppelte Abhängigkeit zum Ausdruck. 

15. Die sozialen Wirkungen des Wohngeldes wer- 
den maßgeblich davon bestimmt, wo der Gesetzge- 
ber die Trennungslinie zwischen „tragbarer" und 
„nicht mehr tragbarer" Miete bzw. Belastung zieht. 
Die Belastiingssätze bringen die politischen Norm- 
vorstellungen des Gesetzgebers darüber zum Aus- 
druck, was dem einzelnen Haushalt je nach Haus- 
haltsgröße, Einkommen und Wohnwert an Belastung 
mit Wohnkosten höchstens zugemutet werden soll. 


2.1 Wohngeld im Rahmen der Wohnungspolitik 

16. Die durch die Entschließung des Bundestages 
aufgeworfenen Fragen setzen eine grundsätzliche 
Klärung der Funktionen von Wohngeld und Woh- 
nungsbauförderung im Rahmen der Wohnungspoli- 
tik voraus: 

Auf das Wohngeld haben alle Flaushalte einen 
Rechtsanspruch, deren Mietbelastung bestimmte, 
beim jeweiligen Einkommens- und Familienstand als 
zumutbar festgelegte Sätze übersteigt, soweit die 
Mietausgaben festgelegte Höchstbeträge und die 
Einkommen bestimmte Einkommensgrenzen nicht 
überschreiten. Im sozialen Wohnungsbau steht ein 
Bestand von rd. 6 Millionen Wohnungen einem 
Personenkreis zur Verfügung, dessen Einkommen 
bei Bezug unterhalb der gesetzlich festgelegten 


Grenzen des § 25 II. WoBauG liegen muß. Für die 
Wohnungsversorgung neu verfügbar sind jedoch 
nur die jeweils neu erstellten sowie die im Sozial- 
wohnungsbestand freigewordenen Wohnungen. 
Diese können entsprechend der Bedürftigkeit ver- 
geben werden. Durch den Sozialwohnungsbestand 
insgesamt werden jedoch nicht allein die Bedürftig- 
sten begünstigt. Das Wohngeld ist in diesem Punkte 
der Wohnungsbauförderung überlegen, weil jede 
Weitergewährung des Wohngeldes von einer Über- 
prüfung der individuellen Verhältnisse abhängig ge- 
macht wird. Wohngeldsubventionen kommen also 
jeweils den Haushalten mit den niedrigsten Ein- 
kommen und höchsten Mietbelastungen zugute. 

17. Dieser verteilungspolitische Vorteil kann je- 
doch nicht allein maßgebendes Beurteilungskriterium 
sein. Das Wohngeld ist unter anderen Gesichts- 
punkten nur begrenzt wirksam und in seiner Wirk- 
samkeit von einem entsprechenden Angebot preis- 
werter Wohnungen abhängig. 

18. Viele Haushalte mit niedrigem Einkommen le- 
ben in zu kleinen und in zu schlecht ausgestatteten 
Wohnungen. Sie wären auf Grund ihrer Einkom- 
menssituation berechtigt, Wohngeld zu erhalten. Bei 
ihren unzureichenden Wohnverhältnissen ergeben 
sich jedoch so geringe Mietzahlungen, daß sie eine 
Senkung der Belastungen nicht erforderlich machen. 
Die Gewährung von Wohngeld setzt immer voraus, 
daß die berechtigten Haushalte Wohnungen mieten 
(kaufen) konnten, die gewisse Mindeststandards er- 
füllen, woraus sich nichttragbare Belastungen erge- 
ben. Fehlt ein entsprechendes Angebot für Woh- 
nungssuchende Haushalte mit geringem Einkommen 
in bisher unzureichenden Wohnverhältnissen, dann 
wird der an sich bestehende Wohngeldanspruch 
nicht effektiv. Auch eine Ausweitung der Wohn- 
geldleistungen könnte — zumindest kurzfristig — 
an diesem Zustand wenig ändern. 

Sind die Wohngeldberechtigten jedoch selbst bei 
ausreichendem Angebot geeigneter Wohnungen 
nicht bereit, die im 2. WoGG zugemuteten Mietbe- 
lastungen zu tragen, dann ist die Einwirkungsmög- 
lichkeit der Wohnungspolitik erschöpft. Eine gemes- 
sen an wohnungspolitischen Normen weiter beste- 
hende Unterversorgung bestimmter Gruppen ist 
dann eine Folge einer geringeren Einschätzung der 
Bedeutung der Wohnung bei diesen Gruppen und 
kann nicht als ein Versagen oder eine unzureichende 
Ausgestaltung wohnungspohtischer Instrumente be- 
wertet werden. 

19. Das Wohngeld kann als Leistung, auf die ein 
Rechtsanspruch besteht, nur durchschnittliche Wohn- 
kosten (Mieten oder Belastungen) für Haushalte mit 
unterdurchschnittlichen Einkommen tragbar gestal- 
ten. Würden etwa die hohen Mieten teurer frei fi- 
nanzierter Neubauwohnungen für Haushalte mit 
unterdurchschnittlichen Einkommen auf ein zumut- 
bares Maß gesenkt, dann müßten die durch Wohn- 
geld verbilligten Mieten des älteren Wohnungsbe- 
standes noch spürbar darunterliegen, damit ein ge- 
nügender Anreiz besteht, diese Wohnungen zu mie- 
ten. Die Summe aller Wohngeldansprüche würde 
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ein fiskalisch nicht tragbares Ausmaß erreichen. We- 
gen dieser Überlegungen setzt die Förderung auf der 
Nachfrageseite des Wohnungsmarktes durch das 
Wohngeld bei den immer gegebenen fiskalischen 
Begrenzungen voraus, daß genügend Wohnungen 
mittleren Preisniveaus verfügbar sind. Durch die 
Förderung des sozialen Wohnungsbaues kann das 
Angebot an Wohnungen mit Mieten, die in dem 
genannten Sinne „wohngeldfähig" sind, ausgewei- 
tet werden. Dort, wo das Marktangebot mengenmä- 
ßig nicht ausreicht, soll der soziale Wohnungsbau 
durch das Angebot von Wohnungen, die für breite 
Schichten tragbar sind, die Voraussetzungen für eine 
Wirksamkeit des Wohngeldes schaffen. 


2.2 Die Anpasung des Wohngeldes 

an die Entwicklung der Einkommen und Mieten 

2.2.1 Die Notwendigkeit der Anpassung 

20. Das Wohngeld hat eine klar abgegrenzte 
Daueraufgabe. Es wendet sich an Haushalte mit 
niedrigen Einkommen, sofern sie unzumutbare hohe 
Mieten oder Lasten zu tragen haben bzw. in unzu- 
reichenden Wohnverhältnissen leben. Um sicherzu- 
stellen, daß ein einmal erreichter Wohnstandard die- 
ser Schichten aufrechterhalten bleibt, sollten die Ein- 
kommensgrenzen, die Höchstbeträge für Miete und 
Belastung, aber auch die Förderbeträge des Wohn- 
geldes im Einzelfall an rein nominelle Steigerungen 
von Einkommen und Mieten angepaßt werden. 
Wenn darüber hinaus der Wohnstandard der Wohn- 
geldempfänger entsprechend der durchschnittlichen 
Verbesserung der Wohnungsversorgung bei wirt- 
schaftlichem Wachstum angehoben werden soll, so 
sind Anpassungen der Eckwerte des Wohngeldes 
bzw. Ausweitungen der Wohngeldleistung erforder- 
lich, die über die reine Kompensation von Inflations- 
effekten hinausgehen. Daraus folgt umgekehrt, daß 
z. B. bei stagnierenden Masseneinkommen die 
Wohngeldleistungen ebenfalls stagnieren können. 
Bei der Bestimmung der 

— • Anpassungsfristen sowie 
— des Ausmaßes der Anpassungsleistungen 

ist daher jeweils zu prüfen: 

a) Wie rasch verbessert sich die Wohnungsversor- 
gung im Durchschnitt und wie hat sich die Wohn- 
situation der Wohngeldempfänger im Vergleich 
zu diesem Durchschnitt entwickelt? 

b) Wie haben sich die Mietbelastungsquoten typi- 
scher Gruppen verändert? Wie entwickelten sich 
im Vergleich dazu die Mietbelastungsquoten der 
Wohngeldempfänger? 

c) Wie sind die Angebots- und Nachfrageverhält- 
nisse am Wohnungsmarkt? 

d) Welche Bedeutung hat die Senkung der Wohn- 
kosten von Haushalten mit niedrigem Einkom- 
men durch das Wohngeld im Rahmen der öffent- 
lichen Leistungen insgesamt? 

e) Wie entwickeln sich die Einkommen? 


Erst auf Grund dieser Prüfungen und Vergleiche 
kann die Dringlichkeit einer Anpassung der Wohn- 
geldleistungen abgeschätzt werden. 

21. Die Bundesregierung hat in der gegenwärtigen 
Situation eine Anpassung der Wohngeldleistungen 
zurückgestellt. Bei dieser Entscheidung ist neben 
finanzwirtschaftlichen Problemen berücksichtigt wor- 
den, daß 

— die Wohngeldleistungen insgesamt in den ver- 
gangenen Jahren erheblich ausgeweitet werden 
konnten, 

— das verfügbare Einkommen großer, mit den 
Wohngeldempfängern vergleichbarer Gruppen 
in der gegenwärtigen Phase der konjunkturel- 
len Entwicklung kaum mehr ansteigt. 

Daher mußte auch eine kurzfristige Korrektur der 
in Teilbereichen bestehenden Verzerrungen im 
Rahmen des jetzigen Wohngeldsystems gegenwär- 
tig unterbleiben. 

2.2.2 Anpassungsinstrumente 

22. Für die Anpassung des Wohngeldes an die Ein- 
kommens- und Mietentwicklung gibt es mehrere 
Möglichkeiten: 

(1) Die Erhöhung der Einkommensgrenze. 

(2) Die Senkung der Belastungssätze im gesamten 
Wohngeldbereich. 

(3) Die Erhöhung der Miethöchtbeträge. 

Zu (1) 

23. Bei den Einkommensgrenzen handelt es sich 
streng genommen um die jeweiligen Auslaufpunkte 
der Wohngeldförderung bei den höchsten, im 
Wohngeld voll berücksichtigten Mieten. Die Ein- 
kommensgrenze ist nämlich identisch mit jenen Ein- 
kommen, bei denen für die höchsten im Wohngeld 
berücksichtigten Mieten das Wohngeld Null wird. 
Bei niedrigeren berücksichtigungsfähigen Mieten 
läuft die Wohngeldförderung früher aus. Die Aus- 
laufpunkte sind also nicht nur einkommensabhän- 
gig, sondern auch mietabhängig. Das bedeutet, daß 
sich bei gegebenen Mieten die Auslaufpunkte nur 
dann in einen höheren Einkommensbereich verschie- 
ben lassen, wenn die Belastungssätze im Bereich 
der Auslaufpunkte gesenkt werden. 

Die Erhöhung der Einkommensgrenze ist für sich 
allein ein wenig wirksames Anpassungsinstrument. 
Sie nutzt nur relativ Wenigen, weil bei den ver- 
hältnismäßig hohen Einkommen in der Nähe der 
Einkommensgrenze die Zahlung recht hoher Mieten 
eine weitere Voraussetzung der Berechtigung ist. 

Zu (2) 

24. Statt die Belastungssätze nur im Bereich der 
Auslaufpunkte zu senken, können die Belastungs- 
sätze und damit die Wohngeldleistungen im ge- 
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samten Einkommensbereich angepaßt werden. Da 
als Folge der Steigerungen der Preise und Mieten 
gewöhnlich die Belastungssätze im gesamten Ein- 
kommcnsbereich gestiegen sind, ist das notwendig, 
wenn man die Schlechterstellung bei allen Wohn- 
geldempfängern ausgleichen will. Die Anpassung 
der Belastungssätze im gesamten Einkommensbe- 
reich ist deshalb das wichtigste Anpassungsinstru- 
ment. 

Zu (3) 

25. Für die betroffenen Haushalte ist die materielle 
Bedeutung der höheren Miethöchstbeträge sehr un- 
terschiedlich, je nachdem, welche Mieten sie zahlen, 
und in welchem Bereich ihr Einkommen liegt. Eine 
bestimmte absolute Erhöhung der Miethöchst- 
beträge wirkt sich um so mehr auf das Wohngeld 
aus, je niedriger die Miethöchstbeträge und die 
Einkommen sind. Den Bewohnern älterer und rela- 
tiv schlecht ausgestatteter Wohnungen mit niedri- 
gen und mittleren Einkommen nutzt also eine be- 
stimmte Erhöhung der Miethöchstbeträge am mei- 
sten. 

überschreiten die Mieten die Miethöchstbeträge, so 
wird insoweit kein Wohngeld gezahlt. Dadurch er- 
höhen sich die zugemuteten Belastungen erheblich. 
Andererseits führt eine Erhöhung der Miethöchst- 
beträge bei konstanten Mieten zur Senkung der 
Belastungssätze. 1974 wurden z. B. bei einem Drittel 
der 1-Personen-Haushalte mit Wohngeldbezug, die 
in Orten unter 100 000 Einwohnern und in zwischen 
1948 und 1965 gebauten Wohnungen mit Bad und 
Sammelheizung wohnten, die entsprechenden 
Miethöchstbeträge um durchschnittlich ca. 50 DM 
überschritten. Eine Erhöhung des Miethöchstbetra- 
ges um diesen Betrag würde die Belastung des 
durchschnittlichen Nettoeinkommens dieses Per- 
sonenkreises von ca. 480 DM um ca. 4 Vo senken. 
Die Miethöchstbeträge werden derzeit besonders 
bei jenen Haushalten überschritten, bei denen eine 
Erhöhung der Miethöchstbeträge sich stark im 
Wohngeld bemerkbar machen würde. Eine Erhö- 
hung der Miethöchstbeträge würde im Durchschnitt 
also zu einer erheblichen Senkung der besonders 
hohen Belastungssätze führen. 


2.2.3 Die Entwicklung von Mieten, Preisen und Einkommen 
in der Vergangenheit 

Mietentwicklung 

26. Im langfristigen Vergleich haben sich die Mie- 
ten im Durchschnitt für die verschiedenen Woh- 
nungskategorien relativ gleichmäßig entwickelt. So 
stiegen von 1965 bis zum Juni 1975 die Mieten für 
Altbauwohnungen und für Wohnungen des sozia- 
len Wohnungsbaus aus der Zeit nach dem 20. Juni 
1948 um ca. 90 Vo und für nach dem 20. Juni 1948 
gebaute frei finanzierte Wohnungen um 72 ^/o 
(s. hierzu und zum folgenden Anlage 3). 

Ähnliche Steigerungsraten sollten jedoch nicht dar- 
über hinwegtäuschen, daß die absoluten Mietpreis- 


unterschiede zwischen Wohnungen verschiedener 
Kategorien erheblich sind. 

Kurzfristig entwickelten sich die Mieten verschie- 
dener Wohnungskategorien allerdings immer wie- 
der auseinander. So waren 1973 und 1974 die Stei- 
gerungen bei Sozialwohnungen höher als bei Alt- 
bauwohnungen, bei frei finanzierten Wohnungen 
waren sie am geringsten. Im Jahr 1975 werden die 
Steigerungen bei Sozialwohnungen besonders hoch 
sein. Auf die Ursachen dieser Mietentwicklung wird 
im Mietenbericht (Teil C) eingegangen. 

Preisentwicklung 

27. Der Preisindex der Lebenshaltung eines 2-Per- 
sonen-Rentner-Haushalts stieg von 1965 bis zum 
Juni 1975 um 55 ®/o. Damit ist das allgemeine Preis- 
niveau im langfristigen Vergleich erheblich lang- 
samer als die Mieten gestiegen. In den Jahren 1973 
und 1974 nahmen jedoch die Mieten langsamer als 
die Preise zu. 

Einkommensentwicklung 

28. Die Einkommen sind seit 1965 sehr viel schnel- 
ler als der Mietindex und der Preisindex gestiegen. 
So haben sich die Renten von 1965 bis 1975 um 
145 o/o erhöht, während der Durchschnittsverdienst 
eines Industriearbeiters um 110 o/o gestiegen ist. 

29. Die Mietbelastungsquoten für verschiedene 
Haushaltstypen, die das Verhältnis von Mietaus- 
gaben zum Nettoeinkommen messen, sind seit 1970 
stabil, sind aber 1974 höher als 1965. Die Mietaus- 
gaben sind also schneller als die Nettoeinkommen 
gestiegen (s. Anlage 3). Daß die Mietbelastungsquo- 
ten stiegen, obwohl die Einkommen schneller als der 
Mietindex wuchsen, erklärt sich daraus, daß der 
Mietindex die Mietentwicklung für bestimmte 
Wohnräume gleicher Qualität und Größe mißt, wäh- 
rend die Mietbelastungsquote auf den Mieten für 
durchschnittliche Wohnungen basiert, deren Qua- 
lität und Größe sich entsprechend der Verbesserung 
der durchschnittlichen Wohnungsversorgung dau- 
ernd erhöht. Die steigenden Mietbelastungsquoten 
bei relativ zur Nettoeinkommensentwicklung lang- 
sam steigendem Mietindex zeigen also die Verbes- 
serung der Wohnungsversorgung typischer Haus- 
halte. Dies zeigt sich u. a. durch die vergrößerte 
Wohnfläche pro Kopf der Bevölkerung. Sie stieg von 
23,8 qm (1968) auf 26 qm (1972). 

2.2.4 Die Anpassung der Wohngeldleistungen 

an die Entwicklung der Einkommen und Mieten 
in der Vergangenheit 

30. In der Vergangenheit wurde das Wohngeld 
1971 und 1974 an die Entwicklung der Einkommen 
und Mieten angepaßt. Das wichtigste Mittel dafür 
war die Erhöhung des allgemeinen Freibetrages, der 
vom Bruttoeinkommen abgezogen werden kann, von 
15 Vo über 20 Vo (1971) auf 30 Vo (1974). Einem 
bestimmten Familieneinkommen, wie es im Wohn- 
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geldgesetz als Einkommensgrenze festgelegt ist, ent- 
sprach damit ein höheres Bruttoeinkommen. Dane- 
ben wurde 1971 die Einkommensgrenze für das Fa- 
milieneinkommen pro Familienangehörigen um 
50 DM erhöht. Auch die generelle Einführung und 
Erhöhung des Kindergeldes wirkt sich als Erhöhung 
der Einkommensgrenze aus. 

31. Die Tabelle 10 zeigt, wie sich die Brutto- und 
Nettoeinkommensgrenzen für verschiedene Haus- 
haltstypen von 1965 bis 1975 (neue Kindergeldrege- 
lung) entwickelt haben. 

Die Tabelle enthält folgende wichtige Ergebnisse; 

— Die Netto-Einkommensgrenzen sind in der Ver- 
gangenheit um ca. 30 Vo erhöht worden. 

— • Die Brutto- und Netto-Einkommensgrenzen ha- 
ben sich stärker erhöht als die Einkommensgren- 
zen des Familieneinkommens. 

— Die Brutto-Einkommensgrenzen haben sich bei 
den größeren Erwerbstätigen-Haushalten stär- 
ker als die Netto-Einkommensgrenzen erhöht. 

— Die Netto-Einkommensgrenzen kleiner und gro- 
ßer Haushalte sind relativ gleich stark angeho- 
ben worden. 

Die Anpassungen führten nicht nur zu einer Erhö- 
hung der Einkommensgrenze, sondern auch zu einer 
Senkung der Belastungssätze des Nettoeinkommens 
im gesamten Wohngeldbereich. Als Folge der höhe- 
ren Freibeträge sank bei gegebenem Bruttoeinkom- 
men das Familieneinkommen. Entsprechend erhöhte 
sich trotz gleichgebliebenem Nettoeinkommen das 
Wohngeld. Die Erhöhung des durchschnittlichen 
monatlichen Wohngeldanspruchs von 1973 auf 1974 
von 59 DM auf 70 DM ist in erster Linie durch die 
Erhöhung des Freibetrags von 20 ®/o auf 30 Vo zu 
erklären. 


32. Eine Überprüfung, wie weit sich die Belastungs- 
sätze des Nettoeinkommens bei gleichen realen 
Nettoeinkommen und gleicher Wohnungsversor- 
gung unter Berücksichtigung der erheblichen An- 
passungsmaßnahmen der Vergangenheit verändert 
haben, zeigt kein einheitliches Bild. Generell stie- 
gen die Belastungssätze bei 1-Personen-Haushalten, 
der Mehrzahl der Wohngeldempfänger. Bei größe- 
ren Haushalten stiegen die Belastungssätze erheb- 
lich nur bei Quadrametermieten im Jahre 1975 von 
4 DM und mehr. Berücksichtigt man, daß von 1965 
bis 1975 die Mieten (+86‘^/o) erheblich schneller 
als die Preise (+ 56 ”/o) stiegen und daß von dieser 
Entwicklung ein autonomer Einfluß in Richtung auf 
eine Erhöhung der Belastungssätze ausgeht, der 
durch Wohngeldleistungen nicht voll aufgefangen 
werden kann, so sind die Anpassungsmaßnahmen 
für die Vergangenheit als befriedigend anzusehen. 
Dennoch sind die Belastungssätze bei Mieten über 
4 DM/qm recht hoch. Das gilt besonders, wenn die 
Miethöchstbeträge überschritten werden. Hier zeigt 
sich, daß bei den Anpassungen der Vergangenheit 
die dem Wohngeldsystem zugrunde liegende Stan- 
dardmiete nicht erhöht wurde. 

33. Besonders die Steigerung der Mieten für Sozial- 
wohnungen, aber auch die Steigerungen der son- 
stigen Mieten und des allgemeinen Preisniveaus 
seit dem 1. Januar 1974, legen die Frage nahe, wie 
sich als Folge davon die zugemuteten Belastungs- 
sätze entwickeln. Berechnungen unter Zugrunde- 
legung der wahrscheinlichen Entwicklung der 
Preise und Mieten für die am häufigsten durch 
Wohngeld geförderten Haushaltsgruppen, die in der 
Anlage 4 näher erläutert werden, zeigen, daß in 
der Zeit vom 1. Januar 1974 bis 30. Juni 1976 bei 
gleichem realem Nettoeinkommen und gleicher 
realer Wohnversorgung die Belastungssätze bei 
niedrigen Mieten konstant bleiben werden, wäh- 


Tabelle 10 


Die Entwicklung der Einkommensgrenzen im Wohngeld 


Haushaltstyp 

Einkommensgrenze 1965 

Einkommensgrenze 1975 

Erhöhung der Ein- 
kommensgrenze 

Familien- 

ein- 

kommen 

Brutto- 

ein- 

kommen 

Netto- 

ein- 

kommen 

Familien- 

ein- 

kominen 

Brutto- 

ein- 

kommen 

Netto- 

ein- 

kommen 

Brutto 

Netto 

in DM 

in DM 

(in 

o/o) 

1-Personen-Rentner-Haushalt . . 

750 

882 

882 

800 

1 143 

1 143 

29,5 

29,5 

2-Personen-Rentner-Haushalt . . 

900 

1 059 

1 059 

1 000 

1 428 

1 428 

34,8 

34,8 

4-Personen-Erwachsenen- 









Haushalt 

1 200 

1 484 

1 189 

1 400 

2 167 

1 603 

46,0 

34,8 

6-Personen-Erwachsenen- 









Haushalt 2) 

1 500 

1 957 

1 626 

1 800 

2 978 

2 153 

51,3 

32,4 


g Haushalt umfaßt zwei Kinder 
“) Haushalt umfaßt vier Kinder 
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rend sie bei höheren Mieten um 3 bis öVo steigen. 
Verständlicherweise ist die Zunahme der Bela- 
stungssätze noch erheblich größer bei Überschrei- 
tun g der Miethöchstbeträge. 

2.3 Die Verzahnung des Wohngeldes 
mit der Wohnungsbauförderung 

34. Das Wohngeld spielt als Ergänzung der För- 
derung des sozialen Wohnungsbaues sowohl von 
der Konzeption wie von der tatsächlichen Funktion 
her eine wichtige Rolle. 

2.3.1 Wohngeld als zusätzliche Hilfe 
für Sozialwohnungsmieter 

35. Die tatsächliche Funktion des Wohngeldes er- 
sieht man aus den folgenden Angaben. 46 °/o aller 
Wohngeldempfänger bewohnen Sozialwohnungen 
und 18 Vo der Haushaltungen, die öffentlich geför- 
derte Wohnungen bewohnen, bekommen Wohngeld. 
Bei neueren Sozialwohnungen ist der Anteil der 
Wohngeldempfänger noch erheblich höher. Nach 
einer repräsentativen Untersuchung der Sozial- 
wohnungen durch das Forschungsinstitut Infratest 
im Jahre 1973 beziehen ca. 23 Vo der Haushalte, die 
in Sozialwohnungen wohnen, die zwischen 1966 bis 
1973 gebaut wurden, Wohngeld. Der Anteil der 
Eigentümer von Wohnungen, die im 1. Förderungs- 
weg gefördert wurden, scheint noch wesentlich 
höher zu sein. Vergleicht man diese Zahlen mit dem 
Anteil der Wohngeldempfänger in Altbauwohnun- 
gen (7,5 Uo) und in nicht-öffentlich geförderten Neu- 
bauwohnungen (8,5 ‘^/o) so sieht man, daß das Wohn- 
geld heute besonders im sozialen Wohnungsbau 
über die Subventionierung der Miete gezielt zur 
Verbilligung der Miete beiträgt. 

2.3.2 Wohngeld im Konzept der Wohnförderung 

36. Durch die Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues sollen mit Hilfe der Objektförderung Mieten 
herbeigeführt werden, die für die „breiten Schich- 
ten des Volkes geeignet sind" (§ 46 II. WoBauG). 
Berechtigt für den Bezug dieser Wohnungen sind 
Haushalte, deren Haushaltseinkommen die Grenzen 
des § 25 II. WoBauG nicht übersteigt, deren Einkom- 
men jedoch von Fall zu Fall erhebliche Unterschiede 
aufweisen kann. Um dennoch in jedem Einzelfall 
tragbare Belastungen zu ermöglichen, könnten die 
Mieten im Rahmen der Objektförderung theore- 
tisch durch entsprechend hohe Förderungssätze so 
weit abgesenkt werden, daß sie auch für Haushalte 
mit Einkommen weit unterhalb der Einkommens- 
grenzen tragbar wären. Daraus ergäbe sich jedoch 
bei Haushalten mit höheren Einkommen eine Über- 
subvention. Da es im Rahmen der Wohnungsbau- 
förderung kaum möglich ist, die Förderungshöhe für 
die einzelnen Wohnungen an das Einkommen der 
jeweiligen Mieter anzupassen, bestimmt § 46: „Die 
für das Wohnungs- und Siedlungswesen zuständige 
oberste Landesbehörde hat dafür zu sorgen, daß 
die öffentlichen Mittel in der Weise eingesetzt wer- 
den, daß die Wohnungen nach Mieten oder Bela- 


stungen für die breiten Schichten des Volkes ge- 
eignet sind. Soweit die sich danach ergebende Miete 
oder Belastung für den Wohnungsinhaber im Einzel- 
fall nicht tragbar ist, wird ihm Wohngeld nach dem 
Zweiten Wohngeldgesetz gewährt." Das II. WoBauG 
geht zwar von keiner direkten Verkoppelung, je- 
doch von einer engen Verbindung beider Förde- 
rungsmethoden aus. Dies erfordert, daß die Mieten 
des sozialen Wohnungsbaues, soweit sie bei nor- 
malen Wohnflächen für die „breiten Schichten des 
Volkes" tragbar sind im allgemeinen durch die 
Höchstbeträge für Miete und Belastung nach § 8 
des 2. WoGG abgedeckt sind und die Förderungs- 
beträge des Wohngeldes für diese Mieten im Ein- 
kommensbereich des Wohngeldes zu tragbaren Be- 
lastungen führen. 

Durch eine solche Kombination beider Förderungs- 
methoden ergibt sich ein hohes Maß an wohnungs- 
politischer Effizienz des öffentlichen Mitteleinsat- 
zes. Die Objektförderung ermöglicht eine Angebots- 
ausweitung. Dort, wo Haushalte mit niedrigem Ein- 
kommen die auf die Zahlungsfähigkeit „breiter 
Schichten" abgestimmten Mieten nicht tragen kön- 
nen, tritt die Wohngeldförderung hinzu und ermög- 
licht eine an Einkommenshöhe und Familienstand 
orientierte Feineinstellung der Subventionierung. 

Aus dieser Konzeption für das Zusammenwirken 
von Objekt- und subjektbezogenen Wohnsubven- 
tionen folgt weiter, daß die Förderung durch das 
Wohngeld unterhalb der Einkommensgrenze des 
sozialen Wohnungsbaues ausläuft. 

37. Die Bundesregierung begrüßt es daher, daß die 
Bedeutung des Wohngeldes im Vergleich zur Ob- 
jektförderung in den letzten Jahren zugenommen 
hat. Sie weist jedoch darauf hin, daß die hohe 
Wirksamkeit der Kombination beider Förderungs- 
maßnahmen davon abhängt, daß beide Förderungs- 
methoden in einem ausgewogenen Verhältnis blei- 
ben. Ergeben sich zum Beispiel auf Grund zu ge- 
ringer Förderungssätze im Rahmen der Objektför- 
derung Mietniveaus, die nicht für breite Schichten 
der Bevölkerung geeignet sind, so läßt sich eine 
solche Entwicklung nicht durch Ausweitung des 
Wohngeldes ausgleichen. Die Funktion des Wohn- 
geldes würde bei dem Versuch, solch hohe Mieten 
für alle Haushalte auf ein tragbares Maß zu senken, 
überdehnt, weil bei Anmietung entsprechend teu- 
rer frei finanzierter Wohnungen durch Haushalte 
mit niedrigen Einkommen erhebliche Wohngeldan- 
sprüche entstehen würden. Ein funktionsfähiges För- 
derungssystem setzt daher voraus, daß dem Auf- 
trag des II. WoBauG entsprechend die Mieten des 
sozialen Wohnungsbaues für breite Schichten der 
Bevölkerung ohne zusätzliche Wohngeldsubven- 
tionen tragbar bleiben. 

2.2.3 Grad der erreichten Verzahnung 

38. Die drei genannten Maßstäbe der Verzahnung 
„Einkommensgrenze", „zugemutete Belastungssätze" 
und „Miethöchstbeträge" müssen in der Diskussion 
über die angemessene Verzahnung unterschieden 
und gesondert analysiert werden. 
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Einkommensgrenzen 

39. Grundlage eines Vergleichs der Einkommens- 
grenzen von Wohnungsbau- und Wohngeldförde- 
rung müssen die Nettoeinkommen sein. Zur Zeit 
liegen die Einkommensgrenzen des 1. Förderungs- 
weges im sozialen Wohnungsbau um ca. 23 ®/o bis 
45 Vo über den Einkommensgrenzen des Wohngel- 
des (s. Tabelle 11). Besonders groß ist der relative 
Abstand bei den 2-Personen-Haushalten. Hier ist 
jedoch die Einkommensgrenze des § 25 II. WoBauG 
besonders günstig. Bei der Wertung dieser Ab- 
stände sollte berücksichtigt werden, daß eine volle 
Angleichung der Einkommensgrenzen wie darge- 
legt nicht notwendig ist. 

Belastungssätze 

40. Wohngeldzahlungen und die Föderung des so- 
zialen Wohnungsbaues dienen dem gleichen Ziel, 
nämlich der Sicherung einer Versorgung mit an- 
gemessenem Wohnraum zu tragbaren Belastungen. 

Bei der Festlegung der Belastungssätze für die 
Wohngeldempfänger sollten die Belastungssätze von 
Beziehern neuer Sozialwohnungen, die so hohe Ein- 
kommen haben, daß sie kein Wohngeld bekommen, 
zur Beurteilung mit herangezogen werden. Bei der 
Wertung sollte allerdings berücksichtigt werden, 
daß bei der Festlegung dieser Sätze nicht nur Ge- 
sichtspunkte der sozialen Gerechtigkeit, sondern 
auch solche der Vermietbarkeit in Rechnung gestellt 
werden müssen. Einem 1-Personen-Haushalt, dessen 
Einkommen lOVo unter der Einkommensgrenze des 
sozialen Wohnungsbaues liegt, werden bei der An- 


mietung einer neueren Sozialwohnung mit einer 
Miete von 4,50 DM pro qm, die in der Größe den 
Normflächen des Wohngeldes entspricht, 22,8 Vo des 
Nettoeinkommens als Belastung zugemutet. Unter 
den gleichen Annahmen ist bei einem 4-Personen- 
Haushalt der zugemutete Belastungssatz 19,0 Vo. 
Haushalte mit Wohngeldbezug, deren Miete gleich, 
deren Nettoeinkommen aber nur halb so groß sind 
wie eben angenommen, müssen dagegen 28,4 Vo 
— 1-Personen-Haushalt — bzw. 22,3 Vo — 4-Per- 
sonen-Haushalt — ihres Nettoeinkommens für die 
Miete nach Wohngeld aufwenden. 

Miethöchstbelräge 

41. Wie weit die Miethöchstbeträge die Mieten 
von Sozialwohnungen decken, wird im einzelnen im 
Mietenbericht (Teil C) ausgeführt. 


2.4 Strukturprobleme des Wohngeldsystems 

2.4.1 Behandlung von Rentnern und Erwerbstätigen 

42. Nichterwerbstätigen (insbesondere Rentnern) 
werden bei gleichem Nettoeinkommen niedrigere 
Belastungssätze zugebilligt als Erwerbstätigen, weil 
der zur pauschalen Berücksichtigung der Belastung 
des Bruttoeinkommens mit Steuern und Sozialabga- 
ben bestimmte allgemeine Freibetrag auch den 
Nichterwerbstätigen zugebilligt wird, obwohl dieser 
Personenkreis nicht mit Steuern und Sozialabgaben 
belastet ist. Diese Besserstellung der Rentner wurde 
durch die am 1. Januar 1974 erfolgte Erhöhung des 


Tabelle 11 


Einkommensgrenzen im Wohnungsbau- und im Wohngeldgesetz für Erwerbstätige 


Haushaltsgröße 

Einkommensgrenzen 

(Monatseinkommen) 

1975 

II. WoBauG 

2. WoGG 

Differenz der 
Netto-Einkom- 
mensgrenzen: 
(Spalte 2 minus 
Spalte 4) : 
Spalte 4 *) 

Brutto 

Netto 

Familien- 

Einkommen 

Netto- 

Einkommen 

1 

2 

3 

4 

5 

1 

1 500 

1 043 

800 

850 

22,7 «Io 

2 

2 250 


1 000 

1 104 

45,4 «Io 

3 


1 868 

1 200 

1 342 

39,2 «Io 

4 

2 950 

2 143 

1 400 

1 603 

33,7 «Io 


•) Basis: Einkommensgrenze des Wohngeldes. 
Erläuterung: 

Die 3- und 4-Personen-Haushalte haben 1 bzw. 2. Kinder. 
In allen Haushalten gibt es nur einen Erwerbstätigen. 
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Freibetrages von 20 ^/o auf 30 Vo noch vergrößert. 
Sie wirkt sich bei zunehmendem Einkommen stärker 
aus. Eine Fortschreibung des Wohngeldsystems 
durch eine weitere Erhöhung des Freibetrages würde 
dieses Verzerrungsproblem weiter verschärfen. 

Diese Ungleichbehandlung wird durch die folgende 
Berechnung belegt, in der es sich in den Fällen 
al und bl um Erwerbstätige, in den Fällen a2 und b2 
um Rentner handelt, die jeweils allein verdienen. 
Die Zeile (9) zeigt das Ergebnis. 

2.4.2 MIetseibstbeteiligung 

43. Grundsätzlich sollte die Wohngeldförderung so 
ausgestaltet sein, daß höhere Mieten und Lasten für 
den Mieter dadurch spürbar sind, daß die MietdiF 
ferenz gegenüber einer billigeren Wohnung nicht 
voll durch das Wohngeld aufgefangen wird. Dann 


wird der Wohnungsnutzer die verschiedenen Kosten 
der Wohnungen bei seinen Entscheidungen berück- 
sichtigen und sich gesellschaftlich verantwortlich 
verhalten. In den meisten Bereichen der Wohngeld- 
förderung ist diese Mietselbstbeteiligung erreicht. 
In einigen nicht unwichtigen Bereichen steigt da- 
gegen bei wachsender Miete die nach Abzug von 
Wohngeld selbst zu tragende Miete nicht. Steigt 
z. B. die Miete eines 4-Personen-Haushalts mit einem 
Familieneinkommen von 1 100 DM von 230 DM auf 
290 DM, so wirkt sich das nicht auf die selbstzu- 
tragende Miete aus. Sie bleibt 230 DM. 


2.4.3 Belastungssätze bei wachsenden Einkommen 

44. Bei höheren Mieten nehmen häufig die Be- 
lastungssätze bei wachsenden Einkommen ab. Die 
Tabelle 13 zeigt einige Beispiele. 


Die Begünstigung der Nichterwerbstätigen 


Tabelle 12 



I-Personen-Haushalt 

2-Personen-Haushalt 


Erwerbstätige 

Rentner 

Erwerbstätige 

Rentner 


a 1 

a2 

b 1 

b 2 

(1) Nettoeinkommen 

400 

400 

1 000 

1 000 

(2) Abzüge (Sozialversicherung, 

122 


422 


Krankenversicherung, 

Steuern) 

[3) — Bruttoeinkommen 

522 

400 

1 422 

1 000 

(4) — monatliche Werbungskosten 

pauschale 

47 



47 



(5) -= nach § 12 WoGG zu berück- 
sichtigendes Einkommen 

475 

400 

1 375 

1 000 

(6) — Freibetrag [30 Vo von (5)] 

142 

120 

413 

300 

(7) = Familieneinkommen 

333 

280 

962 

700 

[8) Miete 

150 

150 

210 

210 

(9) Wohngeld 

73 

83 

1 

42 


Beldstungssätze bei zunehmendem Einkommen 


Tabelle 13 


Haushaltsgröße 

Miete in DM 

Miete pro qm in DM 

1 

180 

3,75 

1 

240 

5,00 

2 

225 

3,75 

2 

300 

5,00 

4 

410 

5,00 

Familieneinkommen 


Belastungssätze des Familieneinkommens 


im Sinne des 2. WoGG 



in ®/o 



350 DM 

29 

39 

22 

32 

28 

550 DM 

27 

36 

26 

37 

33 

750 DM 

24 

30 

24 

33 

33 

950 DM 

— 

— 

22 

29 

31 

1 150 DM 

— 

— 

— 

— 

29 
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Trotz abnehmender Belastungssätze steigen jedoch 
die absoluten selbstzutragenden Mieten bei zuneh- 
mendem Einkommen. 

Diese abnehmenden Belastungssätze haben ihren 
Grund darin, daß die Mietselbstbeteiligung bei klei- 
nem Einkommen relativ stark ist. Sie sollte in Teil- 
bereichen verringert werden, wenn die Belastungs- 
sätze ähnlich wie in anderen Bereichen der Sozial- 
politik mit wachsendem Einkommen steigen sollen. 


2.5 Die Förderung besonderer Personengruppen 

2.5.1 Kinderreiche Famiiien 

45. Da die Zahl der Kinder in der Wohngeldstati- 
stik nicht erfaßt wird, sondern nur die Haushalts- 
größe, kann man nur über die Wohngeldförderung 
von Haushalten verschiedener Größe etwas sagen. 
6 ®/o der Haushalte mit 5 und mehr Personen wur- 
den 1974 durch das Wohngeld gefördert. Dieser 
Anteil ist erheblich höher als bei den Haushalten 
mit 2 bis 4 Personen. So bekommen nur 3 ®/o der 
Haushalte mit 4 Personen Wohngeld. 

Große Familien spielen im Lastenzuschuß eine be- 
sonders große Rolle. 49 Vo der Lastenzuschußemp- 
fänger sind Haushalte mit 5 und mehr Personen. 
35 Vo aller Wohngeldempfänger-Haushalte mit 5 
und mehr Personen bekommen Lastenzuschuß. 

46. Das Wohngeldsystem ist so ausgestaltet, daß 
ein Haushalt der Wohngeld erhält, bei einer spä- 
teren Haushaltsvergrößerung meistens den zusätz- 
lichen Wohnbedarf durch das Wohngeld voll ab- 
gedeckt bekommt. Meist steigt das Wohngeld um 
mehr als die Kosten für die zusätzliche Wohnfläche. 
Diese Ausgestaltung des Wohngeldes bedeutet, daß 
die Belastungssätze bei gleichen absoluten Netto- 
einkommen mit wachsender Haushaltsgröße sinken. 

47. Ob dieser von der Haushaltsgröße abhängige 
Rückgang der Belastungssätze angemessen ist, läßt 
sich nur überprüfen, indem die Belastungssätze nicht 
bei gleichen absoluten Einkommen, sondern bei 
Einkommen verglichen werden, die den gleichen 
Lebensstandard ermöglichen. Nimmt man an, daß 
der Lebensstandard verschieden großer Haushalte 
dann gleich ist, wenn die Einkommen dem gleichen 
Vielfachen der Existenzminima entsprechen, die zu 
verschiedenen Haushaltsgrößen gehören, so zeigt 
sich, daß bei gleichem Lebensstandard die großen 
Haushalte im derzeitigen Wohngeldsystem niedri- 
gere Belastungssätze tragen müssen als die kleine- 
ren Haushalte. 

48. Wenn dennoch die Wohnversorgung großer 
Haushalte relativ zur Versorgung kleinerer Haus- 
halte schlechter ist, so hat das verschiedene Gründe: 

— Das Angebot großer Wohnungen ist unzurei- 
chend. Das ist das wichtigste Beispiel für die 
oben (Ziffer 19) dargelegte allgemeine These 
der notwendigen Ergänzung des Wohngeldes 
durch das Angebot geeigneter Wohnungen. 


— Große Familien sind besonders risikoempfindlich 
gegenüber möglichen Verringerungen des 
Wohngeldes auf Grund der Einkommens- und 
Mietenentwicklung, soweit ihr keine reale Ver- 
besserung entspricht. 

— Die größeren Familien sind vielfach nicht bereit, 
die ihnen zugemuteten Belastungen zu tragen, 
weil sie die Bedeutung geeigneter Wohnungen 
für die Entwicklung der Kinder nicht erkennen 
und/oder andere Ausgaben für wichtiger halten. 

2.5.2 Wohngeld und Arbeitslosigkeit 

49. Das Wohngeld ist als „sozialer Fallschirm" so 
ausgestaltet, daß es in Notfällen Härtesituationen 
tragbarer machen kann. Solche Notfälle können 
bei Eintritt der Arbeitslosigkeit auftreten. 

Umfragen in verschiedenen Städten und Schätzun- 
gen ergaben, daß nur ewa 3 bis 11 ^/o der Wohn- 
geldempfänger Arbeitslose sind und nur 8 bis 11 ®/o 
der Arbeitslosen in Großstädten Wohngeld in An- 
spruch nehmen. Dieser Anteil dürfte auf dem Lande 
noch erheblich geringer sein (s. Anlage 5). 

Soweit Familien nur auf das Arbeitslosengeld als 
Einkommen angewiesen sind, wird im allgemeinen 
die Einkommensgrenze des Wohngeldes unter- 
schritten, da auch die Arbeitslosen in den Genuß 
des allgemeinen Freibetrages von 30 % kommen. 
Allerdings erreichen sie auch dann auf Grund der 
durchschnittlichen Mieten im Normalfall noch nicht 
die zugemuteten Belastungssätze. Das gilt beson- 
ders in ländlichen Gebieten. Berücksichtigt man wei- 
ter, daß sehr häufig andere Familienmitglieder zum 
Familieneinkommen beitragen, gerade auch als 
Reaktion auf die Arbeitslosigkeit des Hautpverdie- 
ners, so ist die relativ niedrige Zahl von Wohngeld- 
beziehern unter den Arbeitslosen verständlich. 
Mangelnde Information über das Wohngeld dürfte 
gewöhnlich keine Ursache für die niedrige Inan- 
spruchnahme sein, da sowohl Arbeitsämter wie 
Wohngeldstellen die Arbeitslosen auf die Möglich- 
keiten des Wohngeldes hinweisen. 


2.6 Prinzipien der Gestaltung des Wohngeidsystems 

50. Die bisherige Analyse hat gezeigt, daß die so- 
ziale Leistungsfähigkeit des Wohngeldsystems im 
allgemeinen z. Z. gesichert ist. Auf der anderen 
Seite zeigt sich, daß auf die Dauer nicht darauf ver- 
zichtet werden kann, das Wohngeld an die sich 
wandelnden Verhältnisse anzupassen und die 
Struktur des Wohngeldsystems zu verbessern. Bei 
diesen Änderungen sollten folgende Gesichtspunkte 
beachtet werden: 

(1) Anpassung an die Preis- und Mietentwicklung 

Steigerungen bei Nominaleinkommen und Mie- 
ten sollten wie in der Vergangenheit in gewis- 
sen zeitlichen Abständen durch Verringerung 
der Belastungssätze und Erhöhung der Miet- 
höchstbeträge berücksichtigt werden. 
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(2) Verbindung des Wohngeldes mit der Woh- 
nungsbauförderung 

Eine Identität der Einkommensgrenzen des so- 
zialen Wohnungsbaues und beim Wohngeld ist 
saclilich nicht geboten. Die Mietobergrenzen 
von neueren Sozialwohnungen und die Höchst- 
beträge für Miete und Belastung sollten auf- 
einander abgestimmt sein. Die Mieten der So- 
zialwohnungen müssen auf Grund der Objekt- 
subventionierung für breite Schichten der Be- 
völkerung angemessen sein. Für Bewohner mit 
niedrigen Einkommen hat das Wohngeld trag- 
bare Belastungen zu gewährleisten. 

(3) Verbeserung der Struktur des Wohngeldsy- 
stems 

— Erwerbstätige sollten mit den Nicht-Er- 
werbstätigen gleichgestellt werden. 

— Die Abnahme der Belastungssätze mit stei- 
genden Einkommen, die gegenwärtig bei 
hohen Mieten auftreten kann, sollte besei- 
tigt werden, die Belastungssätze sollten 
demgegenüber leicht progressiv gestaltet 
sein. 

— • Steigende Wohnkosten sollten nicht voll 
durch das Wohngeld aufgefangen werden, 
sondern sich in steigenden selbstzutragen- 
den Wohnkosten niederschlagen. 

— Das Wohngeldsystem sollte so gestaltet sein, 
daß es sich verzerrungsfrei an die künftige 
Entwicklung der Preise und Mieten anpassen 
läßt. Deshalb müssen die zugemuteten Be- 
lastungssätze so von der Haushaltsgröße 
abhängig sein, daß sie bei Einkommen, die 
den Haushalten verschiedener Größe den 
gleichen Lebensstandard erlauben, gleich 
sind. 


3 Einkommensberechnung 
und Berechtigtenkreis 

3.1 Einkommensbegriff und Einkommensermittlung 

51. Für die Wohngeldgewährung ist das Familien- 
einkommen (§ 9 des 2. WoGG) einer der maßge- 
benden Faktoren. Familieneinkommen ist der Ge- 
samtbetrag der Jahreseinkommen der zum Haus- 
halt rechnenden Familienmitglieder abzüglich be- 
stimmter, im Gesetz fixierter Beträge. Jahresein- 
kommen (§ 10 des 2. WoGG) sind alle Einnahmen 
in Geld oder Geldeswert ohne Rücksicht auf ihre 
Quelle und ohne Rücksicht darauf, ob sie steuer- 
pflichtig sind oder nicht. Abgesetzt werden haupt- 
sächlich Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung der Einnahmen (§ 12 des 2. WoGG), 
Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unter- 
haltsverpflichtungen (§ 12 a des 2. WoGG), Kinder- 
freibeträge in Höhe des Kindergeldes (§ 15 des 
2. WoGG) sowie Freibeträge für besondere Per- 
sonengruppen (Heimkehrer, Opfer des National- 
sozialismus, Vertriebene und Flüchtlinge, Schwer- 


behinderte und Tuberkulosekianke — § 16 des 
2. WuGG). Außer Betracht bleiben bestimmte Ein- 
nahmen, die in 32 Positionen des § 14 des 2. WoGG 
aufgeführt sind. Von dem verbleibendem Betrag 
wird darüber hinaus ein allgemeiner, für alle Wohn- 
geldempfänger gleicher Freibetrag von 30 Vo (§ 17 
des 2. WoGG) abgesetzt. Erst das auf diese Weise 
erheblich veringerte Einkommen wird also bei der 
Wohngeldgewährung zugrunde gelegt. 

52. Der Ermittlung des Jahreseinkommens ist re- 
gelmäßig der doppelte Betrag der Einnahmen in den 
letzten sechs Monaten vor der Antragstellung zu- 
grunde zu legen. Abweichend davon können aber 
auch die Einnahmen der letzten zwölf Monate oder 
des letzten Kalenderjahres vor der Antragstellung 
oder die im Bewilligungszeitraum zu erwartenden 
Einnahmen zugrunde gelegt werden (§ 11 des 
2. WoGG). 

53. Zum Einkommensnachweis dienen vor allem 
Lohn- oder Gehaltsbescheinigungen der zur Aus- 
kunft verpflichteten Arbeitgeber und Rentenbe- 
scheide, bei den zur Einkommensteuer Veranlagten 
der letzte Einkommensteuerbescheid, Vorauszah- 
lungsbescheide oder die letzte Einkommensteuer- 
erklärung. 

Sind Anhaltspunkte für eine bestimmte Einkom- 
menshöhe nicht zu gewinnen, so wird in der Regel 
ein Einkommen in Höhe des Regelsatzes der So- 
zialhilfe angesetzt. Bei nichtbuchführenden Land- 
wirten wird das Einkommen in sinngemäßer An- 
wendung der Vorschriften ermittelt, die für die 
Gewährung von Ausgleichsleistungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz maßgebend sind. 

54. Die Einkommensermittlung beansprucht einen 
wesentlichen Teil des mit der Wohngeldgewährung 
verbundenen Verwaltungsaufwandes. Vor allem der 
umfangreiche Katalog der nach § 14 des 2. WoGG 
außer Betracht bleibenden, teils nach Einkommens- 
arten, teils nach Personengruppen differenzierten 
Einnahmen verzögert das Verfahren und belastet 
die mit der Durchführung des Gesetzes beauftragten 
Stellen. Darüber hinaus wird das Verfahren noch 
dadurch erschwert, daß die den Einnahmen zugrun- 
de liegenden Leistungsgesetze vielfachen Änderun- 
gen unterworfen sind, die von den Wohngeldstellen 
beachtet werden müssen. 

55. Bei einer künftigen Änderung des 2. WoGG ist 
anzustreben, die Vorschriften über die Einkommens- 
ermittlung dadurch zu vereinfachen und gerechter 
zu gestalten, daß grundsätzlich das verfügbare Ein- 
kommen, also das Einkommen, das nach Äbzug von 
Werbungskosten, Steuern, Beiträgen zur Sozialver- 
sicherung oder zu Versicherungen mit ähnlicher 
Zweckbestimmung verbleibt, als Maßstab für die Be- 
messung des Wohngeldes zugrunde gelegt wird. Dar- 
über hinaus sollten als Einkommen nicht solche Ein- 
nahmen gelten, deren Zweckbestimmung aus prak- 
tischen oder sozialen Gründen einer Berücksichti- 
gung entgegensteht. Notwendige Äbsetzungen sol- 
len möglichst in pauschalierter Form vorgenommen 
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werden. Bei der Reform der Einkommensvorschriften 
des 2. WoGG müssen auch den Bestrebungen um 
eine Vereinheitlichung des Einkommensbegriffs für 
alle Sozialleistungsbereiche im Rahmen des Sozial- 
gesetzbuchs und soweit hiermit vereinbar — die 
Überlegungen der Arbeitsgruppe zur Vereinheit- 
lichung der Begriffe „Einkommen“ und „Einkünfte“ 
in verschiedenen Rechtsgebieten berücksichtigt wer- 
den. 


3.2 Abgrenzung des Berechtigtenkreises 

3.2.1 Empfänger von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge 

56. Das 2. WoGG bezieht die Empfänger von So- 
zialhilfe und Kriegsopferfürsorge in den Kreis der 
Wohngeldberechtigten ein und folgt damit einem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
14. November 1969 (BVerfGE 27, 220). Dadurch er- 
halten ca. 30 ®/o der Empfänger von Sozialhilfe und 
Kriegsopferfürsorge, das sind ca. 82 500 Haushalte, 
Wohngeld. Eine uneingeschränkte Besserstellung 
dieses Personenkreises ist damit jedoch nicht ver- 
bunden. 

Die Empfänger von Sozialhilfe und Kriegsopfer- 
fürsorge erhalten in der Regel nicht mehr Geld 
als vorher. Auf Grund der Anrechnung des Wohn- 
geldes auf das Einkommen bei der Berechnung der 
Sozialhilfe und der Kriegsopferfürsorge mindern sich 
diese entsprechend. Ohne die in der Praxis inzwi- 
schen erreichten verwaltungsmäßigen Erleichterun- 
gen müßten die Betroffenen sich an zwei Behörden 
wenden, was zu zusätzlichen zeitlichen und psycho- 
logischen Belastungen führen würde (vermehrte 
Wartezeiten, Ausfüllung eines weiteren Antragsfor- 
mulars, Pflicht zu weiteren Nachweisen usw.). Der 
rechtliche Vorteil, daß das Wohngeld — anders als 
die Sozialhilfe oder die Kriegsopferfürsorge — auch 
von den unterhaltspflichtigen Verwandten nicht zu- 
rückgefordert werden kann, wird den Empfängern 
zumeist nicht bewußt. 

57. Für die zuständigen Verwaltungsbehörden führt 
der gegenwärtige Rechtszustand zu Erschwernissen. 
Wegen des Nachrangs der Sozialhilfe müssen die 
Sozialhilfeträger die Sozialhilfeempfänger auffor- 
dern, einen Wohngeldantrag zu stellen. Soweit sie 
bis zur Aufnahme der Wohngeldzahlungen weiter- 
hin den Unterkunftsbedarf der Sozialhilfeempfänger 
decken, müssen sie deren Wohngeldansprüche auf 
sich überleiten. Die Wohngeldanträge der Sozial- 
hilfeempfänger führen bei den Wohngeldbehörden 
zu einem starken zusätzlichen Arbeitsanfall, da zu- 
nächst auch alle Arbeiten zu erledigen sind, die bei 
den sonstigen Antragstellern auftreten. Darüber hin- 
aus ergeben sich auf Grund der gegenseitigen An- 
rechnung von Sozialhilfe und Wohngeld auf das 
Einkommen sowie durch ihre unterschiedliche Aus- 
gestaltung eine Fülle von zusätzlichen Zweifelsfra- 
gen. 

58. Derzeit wird zur Vermeidung der größten Un- 
zuträglichkeiten so verfahren, daß sich die Sozialhil- 


feträger vom Sozialhilfeempfänger bevollmächtigen 
lassen, in seinem Namen einen Wohngeldantrag bei 
der Wohngeldstelle zu stellen. Der Träger der So- 
zialhilfe teilt dann seinerseits der Wohngeldstelle 
die Höhe der Hilfe zum Lebensunterhalt oder der 
ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt einschließ- 
lich des Unterkunftsbedarfs sowie die Höhe der mo- 
natlichen Miete mit. Der Unterkunftsbedarf ein- 
schließlich Heizung wird gesondert ausgewiesen. 
Anhand dieser Angaben hat die Wohngeldstelle 
nunmehr das Wohngeld zu errechnen. Angesichts 
der großen Zahl der Sozialhilfeempfänger, die 
Wohngeld erhalten, muß vor dem Hintergrund des 
Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts nach 
Möglichkeiten zur Vereinfachung gesucht werden. 

59. Die bisher diskutierten Vorschläge zur Lösung 
dieses Problems gehen in zwei entgegengesetzte 
Richtungen. Von den für die Durchführung des 2. 
WoGG zuständigen Behörden wird ganz überwie- 
gend die Auffassung vertreten, daß die Leistungen 
der Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge den An- 
spruch auf Wohngeld voll abdecken sollen. Voraus- 
setzung dafür wäre, daß der Grundsatz des Nach- 
rangs der genannten Leistungen gegenüber dem 
Wohngeld aufgehoben wird und sie zu wohngeld- 
ähnlichen Leistungen im Sinne des § 21 Satz 1 des 
2. WoGG gemacht werden. Damit würden sich die 
Uberleitungsansprüche der Träger der Sozialhilfe 
und Kriegsopferfürsorge erübrigen. Um die recht- 
liche Gleichstellung mit dem Wohngeld zu erreichen, 
müßten sie den Anspruch auf Erstattung ihrer Auf- 
wendungen für die Wohnkosten aufgeben. Zum 
Ausgleich wäre ihnen ein Anspruch auf pauschale 
Erstattung nach den Grundsätzen des 2. WoGG 
einzuräumen. 

Der Deutsche Städtetag vertritt dagegen die Auf- 
fassung, daß das Wohngeld als eine Leistung des 
sozialen Ausgleichs nicht an der Subsidiarität als 
dem charakteristischen Wesenszug der Sozialhilfe 
Vorbeigehen könne. Er schlägt deshalb vor, die 
Subsidiarität der Sozialhilfe auch gegenüber dem 
Wohngeld voll zu verwirklichen, d. h. Wohngeld 
vorrangig vor Sozialhilfe zu gewähren. Bei der Er- 
mittlung des für das Wohngeld maßgebenden Ein- 
kommens soll dann die Sozialhilfe unberücksichtigt 
bleiben. Von diesem Verfahren verspricht sich der 
Deutsche Städtetag größere Gerechtigkeit und eine 
erhebliche Verringerung des derzeitigen Verwal- 
tungsaufwandes. 

Die Bundesregierung wird prüfen, ob sich bei der 
Zusammenführung der Sozialleistungen im Rahmen 
des Sozialgesetzbuchs Möglichkeiten für eine Ver- 
fahrensvereinfachung finden lassen. 

3.2.2 Eheähnliche Gemeinschaften 

60. Da Partner in eheähnlichen Gemeinschaften 
nicht als Familienmitglieder im Sinne des 2. WoGG 
anzusehen sind und somit das Einkorhmen des einen 
Partners bei der Berechnung des Familieneinkom- 
mens des anderen unberücksichtigt bleibt, kann 
eine ungerechtfertigte Bevorzugung gegenüber Ehe- 
leuten eintreten. Eine derartige Besserstellung ist 
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mit Artikel 6 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht ver- 
einbar, der Ehe und Familie unter den besonderen 
Schutz der staatlichen Gemeinschaft stellt. Es ist da- 
her zu erwägen, den allgemeinen Versagungsgrund 
in § 18 des 2. WoGG für diese Fälle in einer Form 
zu erweitern, wie sie auch im Sozialhilferecht (§ 122 
BSHG) gilt. Danach sollte in solchen Fällen künftig 
eine Versagung möglich sein, soweit sich bei einer 
Behandlung als Familienmitglieder (§ 4 Abs. 1 des 
2. WoGG) kein oder ein geringeres Wohngeld er- 
geben würde. 

3.2.3 Vermögen 

61. Nach § 20 des 2. WoGG wird Wohngeld grund- 
sätzlich versagt, wenn ein zum Haushalt rechnendes 
Familienmitglied im Jahr der Antragstellung Ver- 
mögensteuer zu entrichten hat. Die Versagungsvor- 
schrift ist in dieser Fassung während der Geltung des 
Vermögensteuergesetzes in der Fassung vom 10. 
Juni 1954 in Kraft getreten, das Freibeträge von je 
20 000 DM für den Steuerpflichtigen sowie dessen 
Ehefrau und Kinder vorsah. Diese Freibeträge sind 
durch das Vermögenssteuerreformgesetz vom 17. 
April 1974 auf je 70 000 DM angehoben worden. Es 
ist zu prüfen, ob bei vorhandenem Vermögen in 
dieser Größenordnung ein Wohngeldanspruch aus- 
geschlossen werden sollte. 


3.3 Harmonisierung der Einkommensbegriffe 
im Wohngeldrecht 

und im Recht der Wohnungsbauförderung 

62. Die Notwendigkeit einer Abstimmung zwischen 
den beiden Förderungsmethoden (Objektförderung 
und Individualförderung) ist bereits dargestellt wor- 
den. Dagegen kann die Dringlichkeit einer Harmo- 
nisierung der Einkommensbegriffe im 2. WoGG und 
im II. WoBauG nur beurteilt werden, wenn man sich 
die Zwecke vergegenwärtigt, für die die Einkom- 
menshöhe im sozialen Wohnungs- bzw. im Wohn- 
geldbereich ermittelt werden muß; 

63. 

— Im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus sind 
durch die Einkommensermittlung die Personen- 
gruppen abzugrenzen, die zum Bezug von Sozial- 
wohnungen berechtigt sind bzw. Förderungsmit- 
tel für den Bau von Eigenheimen usw. erhalten 
können. Jeder Haushalt, dessen Gesamteinkom- 
men innerhalb der Einkommensgrenze des § 25 
II. WoBauG liegt oder diese nur unwesentlich 
überschreitet, zählt zum Kreis der Berechtigten, 
hat jedoch keinen Rechtsanspruch auf eine So- 
zialwohnung. Ob er tatsächlich eine Sozialwoh- 
nung beziehen kann, — deren Mietvorteile im 
übrigen von Fall zu Fall variieren — , hängt zu- 
sätzlich von verschiedenen weiteren Faktoren ab 
(z. B. Umfang des Wohnungsangebots, ggf. 
Dringlichkeitsmerkmale wie Zahl der Kinder, 
Alter u. ä. für einen Wohnungsbesetzungsvor- 
schlag der Gemeinde). Die Einkommenshöhe un- 
terhalb der maßgebenden Einkommensgrenze ist 


für die Wohnberechtigung im sozialen Woh- 
nungsbau grundsätzlich ohne rechtliche Bedeu- 
tung; lediglich für die Bezugsberechtigung für 
ältere Sozialwohnungen besteht noch eine wei- 
tere Abgrenzungsnotwendigkeit unterhalb der 
allgemeinen Einkommensgrenze. Bei Rentnern 
kann in der Regel sogar auf einen Nachweis der 
Einkommenshöhe verzichtet werden. 

64. 

— Beim Wohngeld ist demgegenüber in jedem 
Fall die genaue Höhe des Einkommens zu er- 
mitteln, um für eine begrenzte Periode — im 
Normalfall zwölf Monate — eine nach Einkom- 
men, Familienstand und Höhe der Wohnkosten 
variierende Geldleistung zu bestimmen. Es geht 
nicht nur um die bloße Abgrenzung eines Per- 
sonenkreises, sondern um die Errechnung einer 
betragsmäßig genau festgelegten Geldleistung, 
auf die ein Rechtsanspruch besteht. Nach Ablauf 
des Bewilligungszeitraums muß die Einkom- 
menshöhe jeweils neu festgestellt werden. 

65. Aus dieser unterschiedlichen Zwecksetzung 

folgt: 

— • Die Einkommensermittlung im Rahmen des 
Wohngeldes muß genauer sein als im sozialen 
Wohnungsbau. Für eine möglichst gerechte Be- 
messung der Wohngeldleistung für unterschied- 
liche Haushalte ist es zweckmäßig, von einem 
verfügbaren (Netto-) Einkommen auszugehen. 
Im sozialen Wohnungsbau ist es dagegen zur 
Abgrenzung eines Personenkreises vertretbar, 
nur von einem durch einige pauschale Absetzun- 
gen korrigierten Bruttoeinkommen auszugehen, 
das dafür leichter zu ermitteln ist. 

— Eine Angleichung beider Einkommensbegriffe ist 
wegen der andersartigen Zweckbestimmung nicht 
unbedingt erforderlich. Sie ist langfristig jedoch 
dann zweckmäßig, wenn alle Einkommensprü- 
fungen von der gleichen Verwaltungsstelle vor- 
genommen werden sollen, weil dann eine Ver- 
fahrensvereinfachung erzielt wird. Im übrigen 
ist sie anzustreben, um die Förderungsbestim- 
mungen des Wohnungsbaurechts und des Wohn- 
geldes übersichtlicher zu gestalten. 

66. Gegenwärtig wird eine solche Angleichung der 

Einkommensbegriffe nicht für zweckmäßig gehalten, 

da 

— für das Wohngeld zur Verfahrensvereinfachung 
und Beseitigung von Ungerechtigkeiten erst ein 
anderer Einkommensbegriff entwickelt werden 
müßte, 

— Änderungen des Einkommensbegriffs in § 25 
II. WoBauG wegen der Umrechnung auf das 
verfügbare (Netto-)Einkommen entsprechende 
Änderungen der Einkommensgrenzen zur Folge 
haben müssen, die wiederum die Forderung nach 
einer Erhöhung verstärken müßten. Eine Um- 
stellung sollte aus diesem Grunde erst dann vor- 
genommen werden, wenn ohnehin eine Anhe- 
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bung der Einkommensgrenzen geplant wäre, auf 
die sich die Verwaltung dann einzustellen hätte. 

Die Frage der Harmonisierung der Einkommensbe- 
griffe wird daher zu einem späteren Zeitpunkt noch- 
mals zu prüfen sein. 


4 Verwaltung und Verfahren 

4.1 Gesetzesvollzug 

4.1.1 Probleme der Umstellung auf das neue Recht 

67. Durch das dritte Änderungsgesetz ist das 
Wohngeldrecht in wesentlicher Beziehung erneuert 
und ergänzt worden. Das Dritte Änderungsgesetz ist 
am 1. Januar 1974 in Kraft getreten. Trotz der kur- 
zen Zeitspanne zwischen Verkündung (14. Dezem- 
ber 1973) und Inkrafttreten haben sich die in den 
Vorjahren nach Novellierungen des Wohngeld- 
rechts beim Verwaltungsvollzug aufgetretenen 
Schwierigkeiten nicht in demselben Äusmaß wieder- 
holt. 

Wesentlich dazu beigetragen hat sicherlich, daß 
durch eine laufende enge Zusammenarbeit zwischen 
dem Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau und den obersten Landesbehör- 
den sowie auch den kommunalen Spitzenverbänden 
den Wohngeldbehörden die wichtigsten Änderun- 
gen rechtzeitig mitgeteilt wurden und daher vor al- 
lem das maschinelle Bearbeitungs- und Berechnungs- 
verfahren frühzeitig auf das neue Recht umgestellt 
werden konnte. 

68. Ebenso war für den relativ reibungslosen Über- 
gang auf das neue Recht von großer Bedeutung, daß 
auf Grund intensiver Bemühungen die zum Gesetz 
ergangene Wohngeldverordnung und vor allem die 
Ällgemeine Verwaltungsvorschrift gleichzeitig an- 
gepaßt wurden. Die in der Regel bei kurzfristigen 
Rechtsänderungen für die ausführenden Behörden 
entstehenden Schwierigkeiten konnten dadurch und 
auf Grund der guten Zusammenarbeit zwischen al- 
len Beteiligten allgemein erheblich gemildert wer- 
den. 

69. Erschwerend wirkte sich für die Wohngeld- 
stellen Änfang 1974 aus, daß das dritte Änderungs- 
gesetz bei einem Teil der Wohngeldempfänger die 
Erwartung geweckt hatte, ab sofort in den Genuß 
der Verbesserungen zu gelangen. Dagegen ließ das 
Änderungsgesetz Wohngeldbescheide, die vor dem 

1. Januar 1974 bereits ergangen waren, grundsätz- 
lich unberührt. Nur für einen geringen Teil der Fälle 
traten durch die Rechtsänderungen die Vorausset- 
zungen für eine Neubewilligung des Wohngeldes im 
laufenden Bewilligungszeitraum ein (§ 29 Abs. 1 des 

2. WoGG: Erhöhung der zu berücksichtigenden 
Wohnkosten um mehr als 15 ®/o oder Verringerung 
des Familieneinkommens um mehr als 15 ‘^/o). 

Auch künftige Änderungsgesetze werden eine 
automatische Umstellung aller Wohngeldfälle auf 
das neue Recht nicht vorsehen können. Die Erfah- 
rung hat gezeigt, daß die Neubewilligung des Wohn- 


geldes für rd. 1,65 Millionen Haushalte zu einem 
einheitlichen Stichtag Belastungen und Verzögerun- 
gen zur Folge haben würde, die den Wohngeldstel- 
len und den Wohngeldempfängern nicht zugemutet 
werden können. In diesem Zusammenhang darf auch 
nicht übersehen werden, daß eine solche Maßnahme 
kurzfristig erhebliche Mehraufwendungen an Wohn- 
geld zu Lasten des Bundes und der Länder verur- 
sachen würde. 

70. Um Änpassungsschwierigkeiten, insbesondere 
bei der Umstellung der elektronischen Datenverar- 
beitung, zu vermeiden und die Öffentlichkeit über 
bevorstehende Änderungen rechtzeitig informieren 
zu können, muß bei künftigen Novellierungen eine 
ausreichende Zeitspanne zwischen Verkündung und 
Inkrafttreten gewährleistet sein. 

4.1.2 Anfragen und Petitionen 

71. Zum Gesetzes Vollzug, aber auch zu anderen Fra- 
gen, ist das Wohngeld in den Fragestunden des 
Deutschen Bundestages seit 1973 sechzehnmal be- 
handelt worden. Die Antworten auf die mündlichen 
Anfragen sind in Anlage 7 wiedergegeben. 

Die Zahl der auf das Wohngeld bezogenen Petitio- 
nen an den Petitionsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages und an die Petitionsausschüsse der Landtage 
ist sehr niedrig. Während der Petitionsausschuß des 
Deutschen Bundestages im Jahr 1974 zwölf Petitio- 
nen dieser Art an das federführende Bundesmini- 
sterium weiterleitete, belief sich deren Zahl z. B. in 
Nordrhein-Westfalen bei rd. 872 000 Wohngeldent- 
scheidungen auf 25. Tendenziell ist ein Rückgang der 
Petitionen und Eingaben festzustellen. 

72. Diese Entwicklung, aber auch der allgemeine 
Stand der Wohngeldgewährung, lassen den Schluß 
zu, daß die Bevölkerung weitgehend über die gege- 
benen Möglichkeiten unterrichtet ist und daß sich 
vor allem die Bearbeitung bei den Wohngeldstellen 
durch qualifizierteres Personal verbessert hat. Die 
beim Deutschen Bundestag eingegangenen Petitio- 
nen konnten meist nach Aufklärung des Sachver- 
halts und Unterrichtung über die Rechtslage als un- 
begründet zurückgewiesen werden. In einigen weni- 
gen Fällen jedoch konnte dem Petenten nach ein- 
gehender Ermittlung der im Einzelfall maßgeben- 
den Umstände durch eine entsprechende Weisung 
des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau oder der jeweiligen obersten 
Landesbehörde zu seinem Recht verholten werden. 
In Einzelfällen können die Petitionen auch als Mate- 
rial für künftige Gesetzesänderungen verwertet 
werden. 

4.1.3 Bundesauftragsverwaltung 

73. Auch in diesem Berichtszeitraum waren vom 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau verschiedene Zweifelsfragen, soweit 
sie nicht durch die obersten Landesbehörden beho- 
ben werden konnten, im Rahmen der Bundesauf- 
tragsverwaltung durch Rundschreiben zu klären. 
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Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau wird auch künftig so verfahren und 
darüber hinaus wichtige Urteile, die von Regelun- 
gen der WoGVwv abweichen, den obersten Landes- 
behörden wunschgemäß mit entsprechenden Hin- 
weisen übersenden. 

4.1.4 Durchführungsvorschriften 

74. Zur Durchführung des 2. WoGG sind die Wohn- 
geldverordnung (WoGV) und die Allgemeine Ver- 
waltungsvorschrift zum Zweiten Wohngeldgesetz 
(WoGVwv) ergangen und im Berichtszeitraum neu- 
gefaßt worden. Die WoGV hat sich in der Praxis be- 
währt und stellt eine wesentliche Hilfe zur ein- 
heitlichen Rechtsanwendung dar. Mit Wirkung vom 
1. Januar 1975 ist durch die Zweite Verordnung 
zur Änderung berechnungsrechtlicher und mietpreis- 
rechtlicher Vorschriften vom 19. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3636) in § 14 Abs. 2 WoGV der Pausch- 
betrag für die in der Wohngeldlastenberechnung 
anzusetzenden Instandhaltungskosten von 5,20 DM 
auf 7,90 DM je Quadratmeter Wohn- und Nutzfläche 
im Jahr erhöht worden. 

Die WoGVwv wird von den Wohngeldstellen als 
ein praktikables Instrument für die Bearbeitung der 
Wohngeldanträge anerkannt. Obwohl bei der Neu- 
fassung der WoGVwv die vorliegenden Anregun- 
gen zur Weiterentwicklung sowie die Erkenntnisse 
und Erfahrungen bei ihrer Anwendung soweit wie 
möglich berücksichtigt wurden, sind in einzelnen 


Punkten von Fall zu Fall noch Klarstellungen und 
Ergänzungen erforderlich. 

4.1.5 Wohngeldstatistik 

75. Uber die sozialen und wirtschaftlichen Auswir- 
kungen des Wohngeldrechts wird eine Bundesstati- 
stik geführt. Sie soll eine zuverlässige, gründliche 
und zeitliche Auswertung der erfaßten Daten er- 
möglichen und damit einen weitreichenden Über- 
blick über die Auswirkungen des Gesetzes bieten 
sowie Unterlagen für weitere Entscheidungen, vor 
allem auch bei der Wohngeldgesetzgebung, bereit- 
stellen. Auskunftspflichtig sind die nach Landesrecht 
für die Gewährung des Wohngeldes zuständigen 
Stellen. Während die Daten in den ersten Jahren 
nach Inkrafttreten des 2. WoGG wegen der Um- 
stellungsschwierigkeiten recht spät verfügbar wa- 
ren, ist es den beteiligten Landesbehörden und dem 
Statistischen Bundesamt inzwischen gelungen, die 
Daten rechtzeitig für eine Kontrolle der Effizienz 
des Wohngeldes zur Verfügung zu stellen, wenn 
der Vorlagetermin für den Wohngeld- und Mieten- 
bericht von der Mitte des Jahres auf den Beginn des 
folgenden Jahres verlegt wird. 

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht die Er- 
gebnisse der Wohngeldstatistik in der Fachserie K, 
öffenliche Sozialleistungen, Reihe 3 Wohngeld 
(Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart und Mainz, 
Best.-Nr. 91 300—720 000, 290 300—730 000 und 

290 300—740 000). 


4.2 Geschäftslage bei den Wohngeldstellen 
4.2.1 Umfang und Dauer der Antragsbearbeitung 
76. 


Tabelle 14 


Bearbeitungsfälle der Bewilligungsstellen für Wohngeld 



Wohngeld insgesamt 

Mietzuschuß 

Lastenzuschuß 


1973 

1974 

1973 

1974 

1973 

1974 

Erledigte Bearbeitungs- 







fälle in 1 000 

2 607 

2 919 

2 433 

2 680 

173,7 

216,0 

davon in ^lo 







Erstanträge 

19,2 

21,0 

19,2 

21,0 

19,0 

23,5 

Wiederholungsanträge . 

57,4 

57,2 

58,1 

58,4 

47,6 

47,8 

Erhöhungsanträge .... 
Versagungen, 

12 

2,0 

1,2 

2,0 

0,8 

1,4 

Ablehnungen etc 

15,9 

14,0 

14,8 

12,4 

31,9 

25,5 
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Die Tabelle 14 bietet die folgenden interessanten 
Aufschlüsse über das Antragsverfahren: 

— Die Zahl der positiv entschiedenen Anträge war 
1974 um ca. 42 % und 1973 um ca. 56 Vo höher 
als die Zahl der Wohngeldempfänger am Ende 
der beiden Jahre, die üblicherweise in den 
Wohngeldstatistiken auftaucht. Das zeigt, daß 
es eine erhebliche Zahl von Wohngeldempfän- 
gern gibt, die Wohngeld für weniger als ein 
Jahr beziehen und deshalb am 31. Dezember 
nicht zu den Wohngeldempfängern zählen. 

~ Die Mehrheit der Wohngeldanträge waren Wei- 
tergewährungsanträge. 

— Rund ein Fünftel sowohl der Anträge auf Miet- 
zuschuß wie auf Lastenzuschuß sind Erstan- 
träge. Dieser Anteil schwankte zwischen 1973 
und 1974 nicht wesentlich, obwohl inzwischen 
eine Änderung des Wohngeldgesetzes in Kraft 
getreten war. Es findet also dauernd eine erheb- 
liche Umschichtung im Bestand der Wohngeld- 
empfänger statt. 

— • Der Anteil der Ablehnungen und Versagungen 
an den erledigten Wohngeldanträgen ist beim 
Lastenzuschuß mit ca. einem Drittel bis einem 
Viertel der Fälle etwa doppelt so hoch wie beim 
Mietzuschuß. Bei beiden Arten des Wohngeldes 
waren die Anteile erwartungsgemäß nach der 
Verbesserung der Wohngeldleistungen im Jahre 
1974 etwas geringer. 

— Der Anteil der Erhöhungsanträge nach § 29 
WoGG ist mit ca. 1 bis 2 Vo sehr gering. 

77. Trotz des Arbeitszuwachses lag nach Angaben 
der Wohngeldstellen die durchschnittliche Bearbei- 
tungszeit für einen Wohngeldantrag nach wie vor 
durchschnittlich bei acht Wochen. Das führt zu ent- 
sprechenden Wartezeiten jedoch nur bei Erstanträ- 
gen, während bei Weitergewährungsanträgen eine 
ununterbrochene Zahlung in der Regel sichergestellt 
ist. Eine weitere Verkürzung der Bearbeitungsdauer 
ist mit Mitteln der elektronischen Datenverarbei- 
tung nicht zu erreichen, weil diese Möglichkeiten 
nunmehr voll ausgeschöpft sind. 

Soweit sich abweichend von den erwähnten durch- 
schnittlichen Bearbeitungszeiten Verzögerungen bei 
der Antragbearbeitung im Einzelfall ergeben haben, 
sind diese vor allem hervorgerufen durch unvoll- 
ständig ausgefüllte Anträge oder durch fehlende 
und nicht fristgerecht nachgereichte Unterlagen. 


4.2.2 Verwaltungsaufwand 

78. Der Verwaltungsaufwand bei der Durchführung 
des 2. WoGG ist nach dem bereits im Vorbericht 
verwendeten Schema für die Jahre 1972 und 1974 
ermittelt worden (Anlage 8). Die Ermittlungsergeb- 
nisse bieten gute Vergleichsmöglichkeiten mit den 
Ergebnissen des Vorberichts. Sie zeigen, daß die 
Verhältnisse in den einzelnen Bundesländern sehr 
unterschiedlich sind, was z. T. auch auf unterschied- 
lichen Ermittlungsmethoden beruhen kann. 


Der jährliche Verwaltungsaufwand je Wohngeldan- 
trag belief sich 1974 auf 41,63 DM, das sind im Ver- 
hältnis zum ausgezahlten Wohngeld im Bundes- 
durchschnitt 8,4 Vo, 1972 waren die Vergleichszahlen 
37,35 DM und 8,2 ^/o. Von 1972 bis 1974 sind die Per- 
sonalkosten pro Wohngeldsachbearbeiter erheblich 
stärker gewachsen als die Verwaltungskosten ins- 
gesamt. Der relativ langsame Anstieg der übrigen 
Verwaltungskosten pro Fall zeigt also die Rationa- 
lisierungserfolge bei der Wohngeldbearbeitung. 

Durch das unverminderte Anwachsen der Bearbei- 
tungsfälle ist naturgemäß der absolute Verwal- 
tungsaufwand im Vergleich zu den Vorjahren ge- 
stiegen. Trotzdem blieb die Zahl der Bediensteten 
in den Wohngeldstellen im Jahre 1973 gegenüber 
dem Vorjahr nahezu unverändert. Die Wohngeld- 
stellen sind entsprechend den erhöhten Anforde- 
rungen an die Wohngeldsachbearbeiter inzwischen 
größtenteils mit qualifiziertem Personal ausgestat- 
tet. Diese Tatsache hat bei der weiteren Zunahme 
der von einem Sachbearbeiter durchschnittlich be- 
arbeiteten Anträge eine wesentliche Rolle gespielt 
(Anlage 9). 


4.3 Sonstiges 

4.3.1 Rechtsprechung 

79. Trotz der weiterhin stark angestiegenen Zahl 
der Wohngeldanträge ist die Anzahl der Verwal- 
tungsstreitverfahren in Wohngeldangelegenheiten 
gering geblieben. Nur selten kam es zu einem Beru- 
fungsverfahren. Bis auf Ausnahmen bestätigten die 
Urteile die Entscheidungen der Wohngeldbehörden. 
Im Berichtszeitraum sind einige wenige Urteile des 
Bundesverwaltungsgerichts ergangen, die grundsätz- 
liche Fragen von erheblicher Tragweite behandelt 
und zum Teil abschließend geklärt haben. Im einzel- 
nen wird auf die Rechtsprechungsübersicht in An- 
lage 6 hingewiesen. 

4.3.2 Öffentlichkeitsarbeit 

80. Der Information über die Möglichkeit des Be- 
zugs von Wohngeld ist immer große Bedeutung bei- 
gemessen worden. Inzwischen ist die vom Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung in Zu- 
sammenarbeit mit dem Bundesministerium für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau herausgegebene 
Wohngeldfibel im Februar 1975 in 5. Auflage er- 
schienen; sie erreicht damit eine Gesamtauflage von 
5 Millionen Exemplaren. Merkblätter einzelner Län- 
der und Gemeinden sowie Schriften anderer Bun- 
desministerien und z. B. der Bausparkassen ergän- 
zen diese Information. Für ausländische Arbeitneh- 
mer steht die Wohngeldfibel in fünf Fremdsprachen 
zur Verfügung. 

In einzelnen Bundesländern tragen die Wohngeld- 
stellen darüber hinaus durch Publikationen in Lo- 
kalzeitungen und Amtsblättern, spezielle Beratung 
ausländischer Arbeitnehmer und Besuch in Alten- 
heimen zur Information über das Wohngeld bei. 
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TEIL C. 

Mietenbericht 


1 Aufgabe und Inhalt des Mietenberichts 

81. Der nach § 8 Abs. 4 des 2. WoGG periodisch zu 
erstattende Mietenbericht ist vom Gesetzgeber als 
Entscheidungshilfe für die Frage gedacht, ob und 
ggf, in welcher Höhe die Höchstbeträge für Miete 
und Belastung (im folgenden abgekürzt als Höchst- 
beträge bezeichnet) an die Mietenentwickiung an- 
gepaßt werden müssen. Der Mietenbericht ist dem- 
nach nicht auf die allgemeine Diskussion mietenpo- 
litischer Probleme, sondern auf das Spezialproblem 
der Anpassung der Höchstbeträge im Wohngeldsy- 
stem angelegt. Dabei spielt die Entwicklung der 
Mieten im sozialen Wohnungsbau deshalb eine be- 
sondere Rolle, weil der Gesetzgeber in § 46 des 
11. WoBauG eine enge Verbindung zwischen der ob- 
jektbezogenen Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues und der individuellen Wohngeldförderung 
herstellte. 

82. Der folgende Mietenbericht enthält 

— eine nähere Interpretation und Erklärung der 
statistischen Mietpreisfeststellungen für die 
Jahre 1973 bis 1975 (Kapitel 2), 

— • eine Darlegung der Bemühungen um eine Ver- 
einheitlichung der Mietobergrenzen für den so- 
zialen Wohnungsbau und um eine Begrenzung 
des subventionstechnisch bedingten Mietanstiegs 
(Kapitel 3), 

— ■ eine Auswertung der Wohngeldstatistik hinsicht- 
lich Mieten und Überschreitungen der Miet- 
höchstbeträge (Kapitel 4), 

— Bemerkungen zur Problematik von Wohnflächen- 
normen (Kapitel 5), 

— die Empfehlung einer Sonderregelung für Fälle 
umfassender Modernisierungen älterer Wohnun- 
gen (Kapitel 6). 

2 Die Entwicklung der Wohnungsmieten 
in den Jahren 1973 bis 1975 

83. Wie bereits im Wohngeldbericht (Ziffer 20) an- 
hand der Daten in Anlage 3 dargelegt, sind die Mie- 


ten im Sozialwohnungsbestand in den beiden letz- 
ten Jahren stärker gestiegen als im Altwohnungs- 
bestand und im Bestand frei finanzierter Mietwoh- 
nungen. Im Jahre 1975 weicht die durchschnittliche 
Entwicklung der Mieten des Sozialwohnungsbe- 
standes noch wesentlich stärker von der Entwick- 
lung im übrigen Mietwohnungsbestand ab. 

2.1 Mietentwicklung in frei finanzierten Neubau- 
und Altbauwohnungen 

84. Daß bei dem Teilindex für die Mieten frei fi- 
nanzierter Neubauwohnungen trotz laufender Ein- 
beziehung von Wohnungen aus der Neubauproduk- 
tion der geringste Anstieg zu verzeichnen ist, er- 
klärt sich aus 

— der in den letzten Jahren besonders starken Aus- 
weitung des Wohnungsangebots insgesamt und 
des Angebots an frei finanzierten Mietwohnungen 
(einschließlich vermieteter Eigentumswohnun- 
gen) aus der Neubauproduktion im besonderen, 

— der von der Stabilitätspolitik bewirkten Begren- 
zung der Nachfrage nach teureren Neubauwoh- 
nungen, 

— dem in der Regel höheren Ausgangsniveau der 
Mieten frei finanzierter Neubauwohnungen bei 
Erstvermietung, 

— den auf eine Dämpfung des Mietanstiegs ausge- 
richteten mietrechtlichen Vorschriften des Wohn- 
raumkündigungsschutzgesetzes. 

Die statistischen Daten geben keine Anhaltspunkte 
dafür, welches Gewicht den genannten Einflußfak- 
toren im einzelnen beizumessen ist. 

Trotz der relativ günstigen Entwicklung des Teil- 
indexes für frei finanzierte Neubauwohnungen liegt 
indessen das Mietniveau im Bestand frei finanzier- 
ter Neubauwohnungen deutlich über dem Miet- 
niveau im Sozialwohnungsbestand. Für Ende 1974 
weist die Wohngeldstatistik folgende Durchschnitts- 
mieten aus: 


Durchschnittliche qm-Mieten 


Tabelle 15 


bei von Mietzuschußempfängern 
bewohnten Wohnungen, die zwischen 
dem . . . und dem . , . bezugsfertig wurden 

öffentlich geförderte 
Wohnungen 

frei finanzierte 
Wohnungen 

Zahl der 
Fälle 

qm-Miete 

DM 

Zahl der 
Fälle 

qm-Miete 

DM 

21. Juni 1948 und dem 31. Dezember 





1965 

160 815 

3,67 

103 624 

4,19 

1. Januar 1966 und dem 31. Dezember 





1971 

159 166 

4,16 

110 774 

4,43 

1. Januar 1972 und dem 31. Dezember 

1974 

85 397 

4,27 

68 340 

4,70 
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Einzelfälle, in denen Neubauwohnungen des frei 
finanzierten Wohnungsbaues unter dem Druck des 
auf bestimmten Teilmärkten bestehenden Angebots- 
überhangs zu niedrigeren Mieten angeboten wer- 
den — als neueste Sozialwohnungen, können somit 
nicht verallgemeinert werden. 

85. Die Entwicklung der Teilindices für die Mieten 
von Altbauwohnungen deutet darauf hin, daß bei den 
Wohnungen aus der Zeit zwischen den beiden Welt- 
kriegen vom Wohnwert her ein größerer Spielraum 
für Mietanpassungen besteht als bei den Wohnun- 
gen aus der Zeit vor dem ersten Weltkrieg, Trotz 
des für diesen ältesten Wohnungsbestand zu unter- 
stellenden verstärkten Kostendrucks von seiten der 
Instandhaltung und der kommunalen Gebühren 
setzt der geringere Wohnwert dieser Wohnungen 
zusammen mit dem sich allgemein verstärkenden 
Anbieterwettbewerb relativ enge Grenzen für Miet- 
anpassungen. 

2.2 Mietentwicklung im Sozialwohnungsbestand 

86 . Für die spezielle Frage nach der Korrekturbe- 
dürftigkeit der Höchstbeträge in § 8 des 2. WoGG 
spielt neben der allgemeinen Entwicklung der Woh- 
nungsmieten die Frage nach Sonderentwicklungen, 
die bei Inhabern bestimmter Wohnungskategorien 
infolge erheblicher Abweichungen von der Durch- 
schnittsentwicklung Härten verursachen, eine domi- 
nierende Rolle. Solche Härten sind in erster Linie im 
neueren Sozialwohnungsbestand aufgetreten, wenn 
zu den Mieterhöhungen auf Grund von Anpassun- 
gen der Gebühren für kommunale Versorgungslei- 
stungen Mieterhöhungen aus einer oder mehreren 
der folgenden Ursachen hinzukamen: 

— Überschreitung der ursprünglich veranschlagten 
Baukosten und/oder der Betriebskostenansätze 
in der Schlußabrechnung mit der Folge entspre- 
chender Mietkorrekturen, 

— Fortfall oder Degression der Mietverbilligung 
durch befristete Aufwendungsbeihilfen (jeweils 
für einen Förderungsjahrgang), 

— Fortfall von Verzichten des Bauherrn auf Eigen- 
kapitalverzinsung, die nach § 8 b Abs. 3 des 
Wohnungsbindungsgesetzes auf sechs Jahre 
(nach Bezugsfertigkeit der Wohnung) begrenzt 
sind, 

— nachträgliche Erhöhung der Kapitalkosten für 
zinsvariable Hypotheken. 

Eine zusätzliche Zuspitzung erfuhr die Entwicklung 
in den von weit überdurchschnittlichen Mieterhö- 
hungen betroffenen neueren Mietwohnanlagen, als 
um die Jahreswende 1973/74 die zusammen mit der 
Kaltmiete erhobenen Umlagen für Heizung und 
Warmwasserversorgung aufgrund der Ölverteue- 
rung ebenfalls kräftig heraufgesetzt werden muß- 
ten. 

Die Bundesregierung hat sich darum bemüht, zu- 
mindest die Härten aus dem zinsanpassungsbeding- 
ten Anstieg von Sozialmieten und die Härten aus 
dem Heizkostenanstieg durch Ausgleichsleistungen 
zu mildern. Einzelne Länder haben darüber hinaus 
Ausgleichsmaßnahmen getroffen, die auf die beson- 


deren Verhältnisse des Landes abgestellt sind. Dies 
gilt namentlich für das Land Nordrhein-Westfalen. 
Inzwischen hat die Entwicklung der für zinsvariable 
Hypotheken maßgebenden Zinssätze insoweit zu 
einer Entschärfung geführt. 

87. Zu Beginn des Jahres 1975 sind im gesamten 
Sozialwohnungsbestand und bei sonstigen an die 
Kostenmiete gebundenen Wohnungen aus der Nach- 
kriegszeit Mieterhöhungen aufgrund der Anpas- 
sung der Pauschalen für die Verwaltungs- und In- 
standhaltungskosten durch die Zweite Verordnung 
zur Änderung berechnungsrechtlicher und mietpreis- 
rechtlicher Vorschriften wirksam geworden. Sie ma- 
chen je qm Wohnfläche und Monat im Schnitt 
0,30 DM aus. 

88. Die Länder haben nach Artikel 1 Nr. 16 und 17 
in Verbindung mit Artikel 6 § 5 des Wohnungsbau- 
änderungsgesetzes 1973 seit dem 1. Januar 1975 die 
Möglichkeit, bei den vor dem 1. Januar 1963 ge- 
förderten Mietwohnungen des sozialen Wohnungs- 
baues die Verzinsung für die öffentlichen Baudar- 
lehen heraufzusetzen bzw. entsprechende Zins- und 
Tilgungshilfen herabzusetzen. Die dadurch verur- 
sachte Mieterhöhung ist bei den Förderungsjahr- 
gängen 1960 bis 1962 auf 0,30 DM je qm und Monat 
begrenzt. Die Länder können von sich aus auch bei 
den noch älteren Förderungsjahrgängen eine der- 
artige Limitierung der Zinserhöhung verfügen. 

Bisher haben lediglich die Länder 

Bayern — mit Wirkung ab 1. Januar 1975, 
Hamburg — mit Wirkung ab 1. Januar 1975, 
Hessen — mit Wirkung ab 1. April 1975, 
Rheinland-Pfalz — mit Wirkung ab 1. Juli 1975, 
Berlin — mit Wirkung ab 1. Juli 1975, 
Schleswig-Holstein — mit Wirkung ab 1. Oktober 
1975 

von diesen Möglichkeiten Gebrauch gemacht. In den 
anderen Ländern ist eine Höherverzinsung öffent- 
licher Baudarlehen im älteren Sozialwohnungsbe- 
stand im Laufe des Jahres 1976 vorgesehen, so z. B. 
in Nordrhein-Westfalen mit Wirkung ab 1. Januar 
1976. 

Die Höherverzinsung öffentlicher Baudarlehen im 
älteren Sozialwohnungsbestand führt wegen der re- 
lativ großen Zahl der bis 1962 geförderten Wohnun- 
gen zwangsläufig zu einem stärkeren Anstieg des 
Teilindexes für Sozialmieten; es handelt sich jedoch 
insoweit um einen mietenpolitisch vertretbaren Pro- 
zeß der Heranführung bisher unverhältnismäßig 
niedriger Mieten an Mietniveaus neuerer Sozial- 
wohnungen. 

2.3 Mieterhöhung wegen Erhöhungen der Gebühren 
und der Grundsteuer 

89. Bei den Gebühren und Entgelten für kommu- 
nale Versorgungsleistungen (Wasserversorgung, 
Kanalisation, Müllabfuhr, Straßenreinigung), die 
vom Vermieter grundsätzlich innerhalb oder (ganz 
oder teilweise) neben der Miete als Umlage von 
den Mietern erhoben werden können, hat sich in 
den vergangenen Jahren aus dem starken Anstieg 
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der Lohnkosten, der Zinslasten und aus höheren 
Leistungsanforderungen die Notwendigkeit von An- 
passungen ergeben. Je umfangreicher die zur Er- 
haltung und Verbesserung des Versorgungsniveaus 
erforderlichen Investitionen sind und je länger die 
Anpassung der Gebühren zuvor aufgeschoben 
wurde, desto größer ist zwangsläufig das Ausmaß 
der Gebührenerhöhungen in der einzelnen Ge- 
meinde. 

90. Die Grundsteuerreform hat bei den mit Grund- 
steuer belasteten Wohnungen je nach dem Ausmaß 
der Korrektur des Steuermeßbetrages zu unter- 
schiedlichen Auswirkungen auf die Mietenentwick- 
lung geführt. 

3 Mietobergrenzen und subventionstechnisch 
bedingter Mietanstieg 
im soziaien Wohnungsbau 

3.1 Zusammenhang zwischen 
Wohnungsbauförderung und Wohngeld 

91. Nach § 46 des 11. WoBauG haben — wie schon 
dargestellt — einerseits die Länder dafür zu sorgen, 
daß die öffentlichen Mittel in der Weise eingesetzt 
werden, daß die Wohnungen nach Miete oder Be- 
lastungen für die breiten Schichten des Volkes ge- 
eignet sind. Andererseits sollen Inhaber von Sozial- 
wohnungen mit unterdurchschnittlichen Einkommen 
und überdurchschnittlichen Mieten Wohngeld erhal- 
ten, sofern die Miete oder Belastung für sie nicht 
tragbar ist. Damit haben die Mietobergrenzen für 
den sozialen Wohnungsbau bei der Verbindung von 
objektbezogener Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues und individueller Förderung über Wohngeld 
besondere Bedeutung. 

3.2 Die Mietobergrenzen und ihre Entwickiung 

92. Wie sich aus Anlage 1 1 ergibt, streuen die zur 
Zeit geltenden Mietobergrenzen der Länder zwi- 
schen 3,60 DM je qm und Monat in kleineren Ge- 
meinden der Länder Bayern und Rheinland-Pfalz 
und 5,50 DM je qm und Monat in Hamburg. Diese 
Sätze gelten durchweg für Wohnungen mit Bad und 
Sammelheizung. 

Zur richtigen Bewertung der Mietobergrenzen be- 
darf es der zusätzlichen Information darüber, in wel- 
cher Höhe die Bauherren nach den Richtlinien der 
einzelnen Länder Betriebskosten in die Bewilli- 
gungsmiete einzurechnen haben. Ist die in die Be- 
willigungsmiete einzurechnende Betriebskostenpau- 
schale im Widerspruch zu den wirklichen Gegeben- 
heiten generell zu niedrig bemessen, so gibt die 
Mietobergrenze kein zutreffendes Bild der tatsäch- 
lichen Situation. Allerdings kann es auch bei rea- 
listischem Ansatz der Betriebskostenpauschalen 
nicht zu einer völligen Identität von Bewilligungs- 
miete (einschl. Betriebskostenpauschale) und tat- 
sächlich zu zahlender Gesamtmiete (unter Berück- 
sichtigung der im Einzelfall entstehenden Betriebs- 
kosten) kommen, weil es bei den Gebühren für 
kommunale Versorgungsleistungen erhebliche Un- 
terschiede von Gemeinde zu Gemeinde und bei den 


ebenfalls zu den Betriebskosten gehörenden Entgel- 
ten für Leistungen des Bauherrn (z. B. Gartenpflege) 
erhebliche Unterschiede von Objekt zu Objekt gibt. 

Vergleiche zwischen Mietobergrenzen der Länder 
sollten sich daher auf Spalte 4 in Anlage 1 1 bezie- 
hen (Obergrenzen für die Bewilligungsmieten ohne 
Betriebskosten). Zur Information der Wohnung- 
suchenden, die sich um eine neue Sozialwohnung 
bewerben, und im Hinblick auf die Verzahnung zwi- 
schen Mietobergrenzen des sozialen Wohnungs- 
baues und Höchstbeträgen für Miete und Belastung 
beim Wohngeld bleibt es indessen notwendig, da- 
neben auch Mietobergrenzen festzulegen, die den 
größten Teil der tatsächlich entstehenden Betriebs- 
kosten einschließen und damit auch der „wohngeld- 
fähigen Miete" nach § 5 Abs. 1 des 2. WoGG mög- 
lichst nahe kommen. 

93. Vergleicht man die aus Anlage 11 ersichtlichen 
Mietobergrenzen des sozialen Wohnungsbaues für 
1975 (Spalte 2) mit den entsprechenden Mietober- 
grenzen des Jahres 1973 (Spalte 1), so zeigt sich, daß 
die Länder bemüht sind, die Mietobergrenzen so 
weit wie möglich zu stabilisieren. Unvermeidlich 
war jedoch inzwischen eine Anpassung auf Grund 
der Erhöhung der Pauschbeträge für Verwaltungs- 
und Instandhaltungskosten in der Berechnungsver- 
ordnung (Zweite Verordnung zur Änderung berech- 
nungsrechtlicher und mietpreisrechtlicher Vorschrif- 
ten). Die deutlichere Erhöhung der Mietobergren- 
zen in Hamburg ergibt sich weitgehend aus dem Be- 
streben, die in die Miete einzurechnende Betriebs- 
kostenpauschale möglichst wirklichkeitsnah festzu- 
setzen. 

Die relative Stabilisierung der Mietobergrenzen 
machte in den Ländern durchweg Erhöhungen der 
Förderungssätze erforderlich. Die damit angesichts 
der Haushaltstage zwangsläufig verbundene Ver- 
kleinerung des Förderungsvolumens (Zahl der ge- 
förderten Sozialwohnungen) wird dabei bewußt in 
Kauf genommen. 

94. Bereits im Mietenbericht 1972 ist auf das Pro- 
blem der Abweichung der „Schlußabrechnungsmie- 
ten" von den „Bewilligungsmieten" eingegangen 
worden. In der Zwischenzeit hat für das Land Nord- 
rhein-Westfalen die Wohnungsbauförderungsanstalt 
des Landes genauere Ermittlungen über das Ausmaß 
dieser Abweichungen durchgeführt. Danach sind in 
der Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum 30. September 
1974 Schlußabrechnungen über insgesamt 18 348 
Mietwohnungen vorgelegt worden, für die öffent- 
liche Mittel in den Jahren 1968 bis 1972 bewilligt 
worden sind. Die Mietsteigerung auf Grund der 
Schlußabrechnungsergebnisse betrug im Schnitt 
17 Vo je qm und Monat. Weiter gegliederte Ergeb- 
nisse dieser Erhebung sind aus Anlage 12 ersicht- 
lich. Die besonders hohen Überschreitungen der 
„Bewilligungsmiete" bei den Förderungsjahrgängen 
1969 und 1970 (20 bis 22,6 Vo) zeigen den Einfluß der 
inflationären Kostenschübe in der Aufschwungphase 
der Baukonjunktur nach Rezession. 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist indessen (im 
Jahre 1973) dazu übergegangen, den Bauherren 
(von Mietobjekten) vor der endgültigen Bewilligung 
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der Öffentlichen Mittel eine Förderungszusage unter 
der Voraussetzung zu erteilen, daß der Bauherr 
vor der Bewilligung der öffentlichen Mittel nach- 
weist, daß die im Antrag angesetzten Gesamtkosten 
nach dem Ergebnis der Ausschreibung nicht wesent- 
lich überschritten werden, und daß eine Durch- 
schnittsmiete in Höhe der jeweils geltenden Ober- 
grenze nicht überschritten werden wird. In der 
Förderungszusage kann die Bewilligungsbehörde 
zustimmen, daß mit dem Bau des Vorhabens vor- 
zeitig begonnen wird, wenn der Bauherr erklärt, 
für den Fall einer Überschreitung der Durchschnitts- 
miete in Höhe der Mietobergrenze im Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit auf den Ansatz laufender Aufwen- 
dungen in Höhe des Betrages zu verzichten, um 
den diese Durchschnittsmiete ohne den Verzicht 
überschritten werden würde. 

3.3 Die Begrenzung des subventionstechnisch 
bedingten Mietanstiegs 

95. Unter dem Druck knapper Wohnungsbauförde- 
rungsetats und auf Grund der Fehlsubventionie- 
rungserfahrungen, die sich im älteren Sozialwoh- 
nungsbestand aus dem starken Anstieg der No- 
minaleinkommen bei gleichbleibender Subventio- 
nierung der Kostenmieten ergeben hatten, sind die 
Länder um das Jahr 1970 verstärkt dazu übergegan- 
gen, bei der Förderung neuer Sozialwohnungen von 
vornherein für einen immer größeren Teil der öf- 
fentlichen Förderung eine stufenweise Degression 
mit entsprechenden Konsequenzen bei den Mieten 
der so geförderten Wohnungen vorzusehen. Dabei 
kam es — mit gewissen Unterschieden von Land zu 
Land — bei optimistischer Einschätzung der künf- 
tigen Einkommensentwicklung allgemein zu einer 
Überspitzung des im Grundsatz nach wie vor rich- 
tigen Prinzips. Den Inhabern neu geförderter So- 
zialwohnungen kann zwar bei steigendem Einkom- 
men ein schrittweiser Abbau von Subventionen zu- 
gemutet werden. Es ist jedoch sicherzustellen, daß 
die durch degressive Subventionen erhöhten Mie- 
ten für die Zielgruppen des ersten Förderungsweges 
im Durchschnitt tragbar bleiben oder im Einzelfall 
durch zusätzliche Wohngeldleistungen tragbar wer- 
den. Diese Bedingung ist bei der eingetretenen Ab- 
flachung der Einkommensentwicklung nicht immer 
erfüllt, so daß sich zwangsläufig gewisse Schwie- 
rigkeiten ergeben haben. Der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ist bereits 
seit zwei Jahren bemüht, durch Verhandlungen mit 
den Wohnungsressorts der Länder zu einer ausge- 
wogeneren Begrenzung des subventionstechnisch 
bedingten Mietanstiegs zu kommen. Bei diesen Ver- 
handlungen bestand von Anfang an ein hohes Maß 
an Übereinstimmung. 

4 Mieten und Überschreitung der 

Miethöchstbeträge bei Wohngeldempfängern 

4.1 Höchstbeträge und tatsächliche Mieten 

96. Ein Vergleich der nach der derzeitigen Höchst- 
betragstabelle gegliederten durchschnittlichen Mie- 
ten der von Mietzuschußempfängern bewohnten 


Wohnungen (Anlage 14) mit den entsprechenden 
Höchstbeträgen zeigt zunächst, daß die zum 31, De- 
zember 1974 für die Empfänger von Mietzuschuß er- 
mittelten Durchschnittsmieten mit ganz wenigen 
Ausnahmen noch hinter den Höchstbeträgen Zurück- 
bleiben. Durchschnittsmieten sind indessen kein ge- 
eigneter Maßstab für Aussagen über die Anpas- 
sungsbedürftigkeit der Höchstbeträge, da sie die 
Frage nach dem Ausmaß der Streuung der Mieten 
um die einzelnen Durchschnittswerte offen lassen. 
Eine Orientierung an Durchschnittswerten könnte 
je nach der Verteilung der Einzelwerte um den 
Durchschnitt dazu führen, daß in der Hälfte aller 
Fälle oder sogar noch häufiger, nicht die tatsächliche 
Miete, sondern der niedrigere Höchstbetrag für die 
Bemessung des Wohngeldes maßgebend wäre. Ein 
solches Ergebnis stünde in krassem Widerspruch zu 
den Vorstellungen des Gesetzgebers. Deshalb muß 
auch die Streuung der Mieten mitberücksichtigt wer- 
den (s. Ziffer 98 ff.). 

Der Vergleich der durchschnittlichen Mieten mit den 
durchschnittlichen Belastungen (Anlagen 14 und 15) 
zeigt, daß die Belastungen der Eigentümer von Ei- 
genheimen und Eigentumswohnungen, namentlich 
bei neueren Wohnungen, im allgemeinen wesentlich 
höher liegen als die Mieten vergleichbarer Miet- 
wohnungen und auch höher als die Höchstbeträge. 
Dies liegt einerseits daran, daß die von Lastenzu- 
schußempfängern bewohnten Wohnungen im Schnitt 
wesentlich größer sind als die von Mietzuschuß- 
empfängern bewohnten Wohnungen; dies gilt na- 
mentlich für Wohnungen größerer Haushalte wie 
etwa kinderreiche Familien. Zum anderen ergibt sich 
der Abstand zwischen den durchschnittlichen Bela- 
stungen und den durchschnittlichen Mieten aus der 
Einbeziehung von Tilgungsleistungen, die der Ent- 
schuldung dienen, in die Lastenberechnungen. 

97. Die ebenfalls nach der Höchstbetragstabelle ge- 
gliederte Übersicht über die durchschnitlichen qm- 
Mieten (Anlage 16 a) läßt eine weitgehende Über- 
einstimmung der durchschnittlichen qm-Mieten in 
Städten mit 100 000 bis unter 500 000 Einwohnern 
und in Großstädten mit 500 000 und mehr Einwoh- 
nern erkennen. Das dürfte darauf beruhen, daß ge- 
rade in der Gruppe der Großstädte mit 500 000 und 
mehr Einwohnern in besonderem Maße höhere Miet- 
niveaus bestimmter Städte, wie Hamburg, München, 
Stuttgart, Frankfurt, durch niedrigere Mietniveaus 
anderer Städte kompensiert werden. Deshalb er- 
scheint es gerechtfertigt, weiterhin an der derzeiti- 
gen Gemeindegrößenklassengliederung festzuhal- 
ten; eine zusätzliche Aufspaltung der Gemeindegrö- 
ßenklasse „Städte mit 500 000 und mehr Einwoh- 
nern" in Anlehnung an die vorgesehene Regelung 
für die Mietobergrenze im sozialen Wohnungsbau 
erscheint jedenfalls nicht angebracht. 

98. Anlage 17 gibt einen Überblick über das Aus- 
maß der Streuung der Mieten in den einzelnen Bau- 
alters- und Ausstattungsgruppen, Die Anlage zeigt 
z. B., daß 12,8 ®/o der von Mietzuschußempfängern 
bewohnten Neubauwohnungen der besten Ausstat- 
tungs- und der jüngsten Baualtersgruppe Mieten 
von 6 DM/qm und mehr aufweisen. Der weit über- 
wiegende Teil (82,5 Vo) dieser rund 20 000 besonders 
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teuren Neubauwohnungen entfällt auf den nicht mit 
öffentliciieii Mitteln geforderten Wohnungsbau. 

4.2 Überschreitung der Höchstbeträge 

99. Die Anlagen 18 a und 18 b zeigen die Häufig- 
keit der Überschreitung des jeweiligen Höchstbe- 
trags. Um sie in ihrer Bedeutung richtig zu gewich- 
ten, muß man die Funktion von Miethöchstbeträgen 
berücksichtigen. Sie sollen dafür sorgen, daß die 
durch übermäßige Größe und Qualität der Wohnun- 
gen bedingten Kosten nicht durch Wohngeldzahlun- 
gen subventioniert werden. Überschreitungen der 
Höchstbeträge, die auf die Inanspruchnahme über- 
durchschnittlicher Wohnflächen oder auf besonders 
hohe Mieten freifinanzierter Neubauwohnungen zu- 
rückzuführen sind, können daher nicht beanstandet 
werden. 

Die Anlage 18 a zeigt allerdings, daß bei ca. 30 ®/o 
aller Wohngeldempfänger im Jahre 1974 die Miet- 
höchstbeträge überschritten wurden. Die Überschrei- 
tungen sind indessen nicht bei allen Klassen von 
Haushalten und Wohnungen gleich häufig. Insofern 
gibt die Wohngeldstatistik gewisse Hinweise auf 
strukturelle Mängel der Höchstbetragstabelle. So 
wird aus der Anlage 18 a deutlich, daß die Höchst- 
beträge für die schlechteste Ausstattungsgruppe der 
Altbauwohnungen relativ zu niedrig, die Höchstbe- 
träge für die entsprechende Ausstattungsgruppe der 
älteren Neubauwohnungen dagegen besonders hoch 
liegen. Deshalb wird bei einer Anpassung der 
Höchstbetragstabelle differenziert nach Ausstat- 
tungsgruppen vorgegangen werden müssen. 

So sollte z. B. — • auch aus Vereinfachungsgründen — 
eine Vereinheitlichung auf dem derzeitigen Niveau 
der Höchstbeträge für die schlechtest ausgestatteten, 
bis Ende 1965 bezugsfertig gewordenen Nachkriegs- 
wohnungen ins Auge gefaßt werden. 

4.3 Wohnflächen bei Wohngeldempfängern 

100. Weitere Anhaltspunkte bietet die Übersicht 
über die nach Haushaltsgröße, Baualter und öffent- 
licher Förderung gestaffelten Durchschnittswohn- 
flächen der von Mietzuschußempfängern bewohn- 
ten Wohnungen (Anlage 19a). Zunächst fällt dabei 
auf, wie gering die Unterschiede der Durchschnitts- 
flächen nach Baualter und öffentlicher Förderung 
sind. Darüber hinaus zeigt sich, daß 

— ■ die Einpersonenhaushalte flächenmäßig relativ 
gut versorgt sind, 

— ■ die Durchschnittswohnflächen dagegen bei den 
größeren Mieterhaushalten wegen der offensicht- 
lichen Scheu vor der Übernahme höherer Mietbe- 
lastimgen beim Umzug in größere Wohnungen 
stark hinter wohnungs- und familienpolitischen 
Vorstellungen Zurückbleiben. 


5 Zur Problematik von Wohnflächennormen 

101. Im Hinblick auf die Förderung des wohnungs- 
reformerischen Fortschritts über den sozialen Woh- 


nungsbau sowie auf eigentumspolitische und fami- 
lienpolitische Zielsetzungen wäre es selbstverständ- 
lich erwünscht, bei der Festlegung der Höchstbeträge 
für Miete und Belastung von möglichst großen 
Wohnflächen auszugehen. Dem stehen jedoch nicht 
nur finanzpolitische Überlegungen entgegen; auch 
das Erfordernis einer zumindest annähernden 
Gleichbehandlung von Beziehern größerer neuer 
Wohnungen mit der viel größeren Zahl von Inha- 
bern kleinerer und älterer Wohnungen bei der in 
den Höchstbeträgen berücksichtigten Wohnfläche ist 
zu beachten. Bei der Bestimmung der Höchstbeträge 
für die bei der Ermittlung des Wohngeldes zu be- 
rücksichtigenden Mieten und Belastungen ist daher 
eine stärkere Anlehnung an die tatsächliche Durch- 
schnittsversorgung der Mietzuschußempfänger als 
an wünschenswerten Normen geboten. Dabei ist le- 
diglich für die kinderreichen Familien, die im Schnitt 
eindeutig zu eng wohnen, soweit sie in Mietwoh- 
nungen leben, eine stärkere Abweichung von der 
tatsächlichen Wohnflächenversorgung vorzusehen. 
Dagegen kann die im Schnitt bei allen Haushalts- 
größen wesentlich bessere Flächenversorgung der 
Lastenzuschußempfänger nicht als Maßstab heran- 
gezogen werden. Der Gedanke, unterschiedliche 
Höchstbeträge für Mietzuschuß- und Lastenzuschuß- 
empfänger festzulegen, ist vom Gesetzgeber bereits 
früher geprüft und wegen der notwendigen Gleich- 
behandlung von Mietern und Eigentümern verwor- 
fen worden. 


6 Empfehlung einer Sonderregelung 
für umfassende Modernisierungen 
älterer Wohnungen 

102. Mehrere Länder haben in ihren Stellungnah- 
men für den Mietenbericht darauf hingewiesen, daß 
bei umfassenden Modernisierungen älterer Wohnun- 
gen (Einbau von Sammelheizungen, Bädern, Duschen 
usw.) Mietsprünge um 1,30 DM und mehr je qm 
und Monat entstehen können. Solche Modernisie- 
rungen werden inzwischen in nicht unerheblichen 
Umfang durchgeführt. Bei Inanspruchnahme der Zu- 
schüsse aus dem gemeinsamen Förderungsprogramm 
des Bundes und der Länder ergibt sich zwar eine 
Verkleinerung der Mietsprünge; trotzdem liegen 
die Mieten umfassend modernisierter älterer Woh- 
nungen in der Regel erheblich höher als die Mieten 
gleich alter Wohnungen, die von vornherein eine 
entsprechende Ausstattung hatten. Die Länder ha- 
ben hieraus die Empfehlung abgeleitet, in § 8 des 
2. WoGG eine Sonderregelung vorzusehen, die für 
solche Fälle die Zugrundelegung des entsprechen- 
den Höchstbetrages für die neueren Wohnungen zu- 
läßt. Es wird indessen erhebliche Schwierigkeiten 
bereiten, hierfür den Begriff der umfassenden Mo- 
dernisierung in der gebotenen Klarheit und Ein- 
fachheit zu definieren. Ein Ausweg könnte darin be- 
stehen, bei den älteren Wohnungen jeweils dann 
denn entsprechenden Höchstbetrag der neueren Bau- 
altersgruppe gelten zu lassen, wenn die durch die 
Modernisierungsmaßnahme verursachte Erhöhung 
der qm-Miete einen bestimmten Schwellenwert 
übersteigt. 
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TEIL D. 

Zusammenfassung : 

Leistungsfähigkeit des Wohngeldsystems und seine Fortentwicklung 


103 . Das Wohngeld hat in den Jahren seit Inkraft- 
treten des Zweiten Wohngeldgesetzes immer grö- 
ßere Bedeutung als Instrument der Wohnungspolitik 
und der sozialen Sicherung erlangt. Die Zahl der 
Wohngeldempfänger ist von rd. 900 000 Ende 1970 
auf rd. 1,65 Millionen Ende 1974, der finanzielle 
Aufwand für Wohngeld von 600 Millionen DM im 
Jahre 1970 auf nahezu 1,5 Mrd. DM im Jahre 1974 
gestiegen. 

Zu dieser außerordentlich dynamischen Entwicklung 
der Wohngeldleistungen haben neben den materiel- 
len Verbesserungen des Wohngeldrechts durch das 
Zweite Wohngeldgesetz und die Dritte Novelle zum 
Zweiten Wohngeldgesetz auch die Einbeziehung der 
Sozialhilfeempfänger und die als Erfolg der Öffent- 
lichkeitsarbeit zu wertende Steigerung des Bekannt- 
heitsgrades des Wohngeldes beigetragen. 

104 . Die insgesamt zu beobachtende starke Aus- 
weitung der Wohngeldleistungen kam besonders 
folgenden Gruppen zugute: 

a) Haushalten von Nichterwerbstätigen, 

b) Mietern in Wohnungen mit Mieten unterhalb 
von 4 DM je qm Wohnfläche, 

c) Sozialhilfeempfängern, 

d) Haushalten kinderreicher Erwerbstätiger mit ho- 
hen Lasten durch Erwerb von Wohnungseigen- 
tum. 

105 . Das den Wohngeldtabellen zugrunde liegende 
Wohngeldsystem beruht im Prinzip unverändert auf 
einer Verknüpfung der 1965 im damaligen Wohn- 
geldgesetz festgelegten Tragbarkeitssätze und Miet- 
selbstbeteiligungsquoten. Die Tatsache, daß das so 
entstandene jetzige Wohngeldsystem immer noch 
an den Einkommensschichtungen und den Mietstruk- 
turen von 1965 auf gehängt ist und die zwischenzeit- 
lichen Veränderungen der Einkommen und Mieten 
nur zum Teil auf realen Einkommensverbesserungen 
und Verbesserungen des Wohnwertes beruhen, hat 
zu Verzerrungen im gegenwärtigen System geführt. 
Bestimmten Gruppen von Wohngeldempfängern, 
z. B. Erwerbstätigenhaushalten mit Mieten über 
4 DM, wird im heutigen Wohngeldsystem eine nach 
Abzug des Wohngeldes verbleibende Mietbelastung 
zugemutet, die über die seinerzeitigen Tragbar- 
keitsvorstellungen des Gesetzgebers hinausgeht. Auf 
der anderen Seite sind zum Teil Mietsteigerungen 
für den Wohngeldempfänger nicht spürbar, weil sie 
voll durch das Wohngeld aufgefangen werden. Auch 
sinken bei höheren Mieten die Belastungssätze mit 
wachsendem Haushaltseinkommen. Im Jahre 1975 
übertreffen die tatsächlichen Mieten die Miethöchst- 


beträge bei einem relativ großen Teil der Wohn- 
geldempfänger. 

106 . Mit der Zubilligung eines allgemeinen Frei- 
betrages zur pauschalen Abgeltung von Steuern und 
Versicherungen an alle Wohngeldempfänger wurde 
von Anfang an den nicht mit Steuern und Ver- 
sicherungsbeiträgen belasteten Rentnern ein Sonder- 
vorteil eingeräumt. Das Ausmaß dieses Sondervor- 
teils ist durch die mit der Dritten Novelle zum 
Zweiten Wohngeldgesetz erfolgte Herauf setzung des 
allgemeinen Freibetrags von 20 ®/o auf 30 Vo noch 
wesentlich gesteigert worden. Dies ist mit eine Er- 
klärung für den außerordentlich hohen Anteil der 
Rentner an den Wohngeldempfängern. Bei den 
Haushalten von Erwerbstätigen hat dagegen die 
Erhöhung des allgemeinen Freibetrages im wesent- 
lichen nur die gestiegene Belastung der Bruttoein- 
kommen mit Sozialversicherungsbeiträgen abgefan- 
gen. Ihre Position hat sich demnach gegenüber den 
Haushalten von Rentnern (und Studenten) ver- 
schlechtert. 

107 . Es wäre grundsätzlich wünschenswert, das 
Wohngeldsystem fortzuentwickeln und die Miet- 
höchstbeträge anzupassen, um auf diese Weise die 
aufgetretenen Verzerrungen im gegenwärtigen Sy- 
stem zu bereinigen. Dies ließe sich jedoch nur bei 
einer gleichzeitigen allgemeinen Ausweitung der 
Wohngeldleistungen realisieren. Materielle Verbes- 
serungen wären dabei in erster Linie für Erwerbs- 
tätigen-Haushalte mit mittleren Einkommen und be- 
sonders hohen Mieten erforderlich. Angesichts der 
gegenwärtigen Situation der Staatsfinanzen, in der 
zahlreiche dringliche Vorhaben zurückgestellt wer- 
den mußten, und angesichts der Einkommensaus- 
sichten für andere Gruppen der Bevölkerung hat 
die Bundesregierung im Zuge ihrer Maßnahmen 
zur Verbesserung der Haushaltsstruktur beschlos- 
sen, die Anpassung des Wohngeldes vorerst zu- 
rückstellen. Sie hat diese Entscheidung auch getrof- 
fen, weil sie davon ausging, daß die soziale Lei- 
stungsfähigkeit des Wohngeldes im allgemeinen 
auch im Jahre 1976 gewährleistet sein wird. 

Da außerdem der Einkommensbegriff nur bei gleich- 
zeitigen Anpassungen des Systems verändert wer- 
den kann, müssen auch gewisse Veränderungen des 
Einkommensbegriffs und der Einkommensermitt- 
lung, die aus Vereinfachungsgründen gefordert wer- 
den, zurückgestellt werden. Die Notwendigkeit ei- 
ner Harmonisierung der Einkommensbegriffe im 
Wohngeldbereich und im sozialen Wohnungsbau 
wird gegenwärtig besonders wegen der unterschied- 
lichen Rechtsfolgen der Einkommensüberprüfung in 
diesen Förderungssystemen verneint. 
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Anlage 1 


Einkommensschichtung der Wohngeldempfänger 



1 -Personen-Haushalt 

2-Personen-Haushalt 

4-Personen-Haushalt 


1970 

1974 

1970 

1 1974 

1970 1 

1974 

Wohngeldempfänger 







insgesamt 

486 146 

970 042 

155 043 

312 380 

76 420 

109 860 

Monatliches Familien- 
Einkommen 
von bis unter 

in Vo 

unter 200 

27,3 

11,0 

9,0 

hi 

0,8 

0,2 

200 bis 400 

62,4 

57,4 

39,1 

22,7 

5,7 

2,8 

400 bis 600 

10,0 

26,7 

39,9 

37,5 

10,0 

13,8 

600 bis 800 

0,3 

4,9 

11,5 

27,4 

24,0 


800 bis 1 000 

— 


0,5 

11,3 

38,5 

16,7 

1 000 bis 1 400 

1 „ 


\ - 

— 

I 21,0 

55,0 

Über 1 400 

1 

— 

I 

— 

0,1 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Merke: von 1970 bis 1974 haben sich die allgemeinen Freibeträge von 20 auf 30 ®/o erhöht, das Familieneinkommen 
ist dementsprechend weniger gewachsen 
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Anlage 2 


Baualter und öffentlidie Förderung der Wohnungen der Empfänger von 
Wohngeld (nur Hauptmieter und Eigentümer) 



Anteil an allen Wohnungen (in ®/o) 
von Wohngeldempfängern 

1970 1 1974 

1 

Altbauwohnungen 

29,2 

25,7 

Neubauwohnungen 

70,8 

74,3 

davon: ; 



nicht-öffentlich geförderte 

26,3 

28,3 

öffentlich geförderte 

44,5 

46,0 


vor dem 20. Juni 1948 bezugsfertig 
nach dem 20. Juni 1948 bezugsfertig 
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Anlage 3 


Die Entwicklung von Preisen, Mieten und Mietausgaben 


Jahr 

Preis- 
index 9 

Mietindex 

Mietbelastungsquote -) 

insgesamt 

Altbau- 

wohnungen 

Neubauwohnungen 

Typ 1 

Typ 2 

sozialer 

Wohnungs- 

bau 

frei finan- 
zierter Woh- 
nungsbau 

1965 

87,8 

72,8 

70,4 

72,1 

75,4 

9,9 

15,3 

1969 

96,8 

95,7 

95,5 

96,5 

95,5 

13,8 

19,2 

1970 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

13,4 

18,8 

1971 

104,7 

106,1 

106,8 

105,3 

105,8 

12,8 

18,6 

1972 

110,6 

112,3 

112,9 

110,9 

112,6 

13,3 

18,2 

1973 

118,5 

118,8 

118,9 

118,6 

119,0 

12,9 

18,5 

1974 

126,3 

124,6 

124,7 

125,5 

123,9 

13,2 

18,6 

1975 








Juni 

135,9 

133,0 

133,5 

137,7 

129,8 

13,5 

19,8 

J 







1. Vj 1975 


Preisindex für die Lebenshaltung eines 2-Personen-Haushalts 
2) Miete in ®/o der ausgabefähigen Einkommen und Einnahmen, ermittelt aus den laufenden Wirtschaftsrechnungen 
Typ 1: 

4-Personen- Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen 
Typ 2: 

2-Personen-Haushalte von Renten- und Sozialhilfeempfängern mit geringem Einkommen 
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Anlage 4 


Der Einfluß der Preis- und Mietentwicklung 1974 bis 1976 
auf die Belastungssätze des Wohngeldes 


Erläuterung 

Mit diesen Rechnungen soll geprüft werden, wie sich 
die zugemuteten Belastungssätze als Folge steigen- 
der Preise und Mieten bei konstantem realem Net- 
toeinkommen und gleicher Wohnungsversorgung in 
der Zeit vom 1. Januar 1974 bis zum 30. Juni 1976 
verändern werden. Es wurde also nicht die wahr- 
scheinliche Entwicklung der nominellen Einkommen 
der Rechnung zugrundegelegt, sondern nur die Ent- 
wicklung der nominellen Einkommen, die nötig sind, 
damit die realen Nettoeinkommen vom 1. Januar 
1974 auch am 30. Juni 1976 erreicht werden. Ent- 
sprechend wurden für den 30. Juni 1976 die Mieten 
unter der Annahme einer gleichen realen Woh- 
nungsversorgung prognostiziert. 


Den Rechnungen wurden die vom 1. Januar 1974 bis 
zum 30. Juni 1976 wahrscheinlich auftretenden Stei- 
gerungen der Preise (14 W), der Mieten in Sozial- 
wohnungen (23 ®/o) und in nicht-öffentlich geförder- 
ten Wohnungen (14 Vo) zugrunde gelegt. Dann hat 
sich z. B. im Fall 1 das Realeinkommen und die reale 
Wohnversorgung nicht verändert, wenn am 1. Janu- 
ar 1974 Einkommen und Miete 430 DM bzw. 90 DM 
betragen, während sie sich 1976 auf 490 DM bzw. 
111 DM (sozialer Wohnungsbau) belaufen. 

Es wurden die höchsten geltenden MiethÖchstbe- 
träge zugrunde gelegt. In den meisten Fällen woh- 
nen die Wohngeldempfänger in Wohnungen, für 
die niedrigere Miethöchstbeträge gelten, so daß die 
Belastungssätze oft stärker steigen als in den fol- 
genden Fällen ausgerechnet. 


Fall 1 



1-Personen-Rentner-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Brutto = Nettoeinkommen 

430 

490 

490 

1.2 Familieneinkommen 

301 

343 

343 

2.1 Bruttomiete 

90 

103 

111 

2.2 Miete pro qm Normfläche 

1,88 

2,15 

2,31 

2.3 Wohngeld 

37 

50 

50 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

53 

53 

61 

3.1 Belastung in Vo des Familieneinkommens 

17,6 

15,5 

17,8 

3.2 Belastung in ®/o des Nettoeinkommens 

12,3 

10,8 

12,5 
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Fall 2 



1 -Personen-Rentner-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Brutto = Nettoeinkommen 

515 

587 

587 

1.2 Familieneinkommen 

360 

411 

411 

2,1 Bruttomiete 

140 

160 

172 

2.2 Miete pro qm Normfläche . 

2,92 

3,33 

3,58 

2.3 Wohngeld 

68 

53 

61 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

72 

107 

111 

3.1 Belastung in ®/o des Familieneinkommens 

20,0 

26,0 

27,0 

3.2 Belastung in ®/o des Nettoeinkommens 

14,0 

18,2 

18,9 


Fall 3 



1 -Personen-Rentner-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Brutto = Nettoeinkommen 

470 

535 

535 

1.2 Familieneinkommen 

330 

376 

376 

2,1 Bruttomiete 

175 

200 

215 

2.2 Miete pro qm Normfläche 

3,65 

4,17 

4,48 

2.3 Wohngeld 

83 

80 

88 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

92 

120 

127 

3.1 Belastung in ®/o des Familieneinkommens 

27,9 

31,9 

33,8 

3.2 Belastung in ®/o des Nettoeinkommens 

19,6 

22,4 

23,7 


Fall 4 



1 “Personen-Rentner-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Brutto = Nettoeinkommen 

700 

798 

798 

1.2 Familieneinkommen 

490 

558 

558 

2.1 Bruttomiete 

216 

246 

266 

2.2 Miete pro qm Normfläche , 

4,50 

5,13 

5,54 

2.3 Wohngeld 

52 

— 

— 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

164 

246 

266 

3.1 Belastung in ®/o des Familieneinkommens 

33,5 

44,1 

47,7 

3.2 Belastung in ®/o des Nettoeinkommens 

23,4 

30,8 

33,3 
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Fall 5 



2-Peri 

jöneii-Reii uier-Hciuslidl L 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Brutto == Nettoeinkommen 

400 

456 

456 

1.2 Familieneinkommen 

280 

319 

319 

2.1 Bruttomiete 

120 

137 

148 

2.2 Miete pro qm Normfläche 

2 — 

2,28 

2,47 

2.3 Wohngeld 

79 

89 

107 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

41 

48 

41 

3.1 Belastung in Vo des Familieneinkommens 

14,6 

15,1 

12,9 

3.2 Belastung in Vo des Nettoeinkommens 

10,3 

10,5 

9,0 


Fall 6 



2-Personen-Rentner-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Brutto = Nettoeinkommen 

600 

684 

684 

1.2 Familieneinkommen 

420 

479 

479 

2.1 Bruttomiete 

240 

274 

295 

2.2 Miete pro qm Normfläche 

4,— 

4,57 

4,92 

2.3 Wohngeld 

124 

120 

129 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

116 

154 

166 

3.1 Belastung in ®/o des Familieneinkommens 

27,6 

32,2 

34,7 

3.2 Belastung in Vo des Nettoeinkommens 

19,3 

22,5 

24,3 


Fall 7 



2-Personen-Rentner-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Brutto = Nettoeinkommen 

785 

895 

895 

1.2 Familieneinkommen 

550 

627 

627 

2.1 Bruttomiete 

190 

217 

234 

2.2 Miete pro qm Normfläche 

3,17 

3,62 

3,90 

2.3 Wohngeld 

64 

53 

58 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

■ 

126 

164 

176 

V 

3.1 Belastung in ®/o des Familieneinkommens 

22,9 

26,2 

28,1 

3.2 Belastung in Vo des Nettoeinkommens 

16,1 

18,3 

19,7 


37 







Drucksache 7/4460 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Fall 8 



4-Personen-Erwerbstätigen-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Nettoeinkommen 

1 150 

1 311 

1 311 

1.2 Bruttoeinkommen 

1 570 

1 744 

1 744 

1.3 Familieneinkommen 

1 049 

1 104 

1 104 

2.1 Bruttomiete 

246 

280 

303 

2.2 Miete pro qm Normfläche 

3,— 

3,41 

3,70 

2.3 Wohngeld 

35 

40 

66 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

211 

240 

243 

3.1 Belastung in ®/o des Familieneinkommens 

20 J 

21,7 

22,0 

3.2 Belastung in ®/o des Nettoeinkommens 

18,4 

18,3 

18,5 


Fall 9 



4-Personen-Erwerbstätigen-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

j 

1.1 Nettoeinkommen 

1 150 

1 311 

1 311 

1.2 Bruttoeinkommen 

1 570 

1 744 

1 744 

1 

1.3 Familieneinkommen ' 

1 049 

1 104 

1 104 

2.1 Bruttomiete ‘ 

328 

374 

403 

2.2 Miete pro qm Normfläche . 

4 — 

4,56 

4,92 

2.3 Wohngeld 

80 

79 

88 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

248 

295 

315 

3.1 Belastung in Vo des Familieneinkommens 

23,6 

26,7 

28,5 

3.2 Belastung in ®/o des Nettoeinkommens 

21,6 

22,5 

24,0 
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Fall 10 



4-Personen-Erwerbstätigen-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Nettoeinkommen 

1 350 

1 539 

1 539 

1.2 Bruttoeinkommen 

1 884 

2 105 

2 105 

1.3 Familieneinkommen 

1 268 

1 356 

1 356 

2.1 Bruttomiete 

307 

350 

378 

2.2 Miete pro qm Normfläche . 

3,75 

4,27 

4,61 

2.3 Wohngeld 

35 

25 

27 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

272 

325 

351 

3.1 Belastung in Vo des Familieneinkommens 

21,5 

24,0 

25,9 

3.2 Belastung in ^/o des Nettoeinkommens 

20,2 

21,2 

22,8 


Fall 11 



4-Personen-Erwerbstätigen-Haushalt 



1976 


1974 

freifinanzierter 

sozialer 



Wohnungsbau 

Wohnungsbau 


DM 

DM 

DM 

1.1 Nettoeinkommen 

1 350 

1 539 

1 539 

1.2 Bruttoeinkommen 

1 884 

2 105 

2 105 

1.3 Familieneinkommen 

1 268 

1 356 

1 356 

2.1 Bruttomiete 

369 

421 

454 

2.2 Miete pro qm Normfläche 

4,50 

5,13 

5,54 

2.3 Wohngeld 

48 

30 

30 

2.4 Nettomiete nach Wohngeld 

321 

391 

424 

3.1 Belastung in Vo des Familieneinkommens 

25,3 

28,8 

31,3 

3.2 Belastung in Vo des Nettoeinkommens 

23,8 

25,4 

27,6 
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Anlage 5 


Arbeitslosigkeit und Wohngeld 



Arbeitslosigkeit 
in Vo 

Anteil der 
Arbeitslosen an 
Wohngeld- 
empfängern in ®/o 

Fulda 

5,3 

8,9 

Gelsenkirchen 

6,3 

10,9 

Nürnberg 1 

4,2 

8,6 

Offenbach 

6,2 

5,8 

Wetzlar 

6,0 

7,9 

Wiesbaden 

3,8 

3,5 


Quelle: Umfragen bei den Wohngeldstellen der Städte 
Stand: Juni/Juli 1975 
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Anlage 6 


Ergänzung zur Rechtsprechungsübersicht zum Zweiten Wohngeldgesetz 

Stand: 15, November 1975 
Zusammengestellt von Helga Willner, Bonn 


Abkürzungen: 


Abs. Absatz 


Art. Artikel 


AföG 

BAföG 

BayVG 

BGB 

BGBl. 

BSHG 

BVerfGE 

BVerwG 

BVerwGE 

DÖV 

DVBl. 

DVOzGFG 

FEVS 


Ausbildungsförderungsgesetz 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
Bayerisches Verwaltungsgericht 
Bürgerliches Gesetzbuch 
Bundesgesetzblatt 
Bundessozialhilfegesetz 

Bundesverfassungsgerichts- 

entscheidungen 

Bundesverwaltungsgericht 

Bundesverwaltungsgerichts- 

entscheidungen 

Die öffentliche Verwaltung 
Deutsches Verwaltungsblatt 

Durchführungsverordnung zum 
Graduiertenförderungsgesetz 

Fürsorgerechtliche Entscheidungen 
der Verwaltungs- und Sozialgerichte 


*) Die Rechtsprechungsübersicht, die durch die vorlie- 
gende Übersicht ergänzt wird, ist nach dem Stande 
vom 1. Juli 1973 aufgestellt und im Bundesbaublatt 
1973, Heft 9, Seite 428 ff., veröffentlicht worden. 


GFG Graduiertenförderungsgesetz 

GG Grundgesetz 

i. d. F. in der Fassung 

i. S, im Sinne 

JWG Gesetz für Jugendwohlfahrt 

LAG Lastenausgleichsgesetz 

MDR Monatsschrift für Deutsches Recht 

OVG Oberverwaltungsgericht 

Rspr.-Übers. Rechtsprechungsübersicht 

Urt. Urteil 

VG Verwaltungsgericht 

VGH Verwaltungsgerichtshof 

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 

WM Wohnungswirtschaft & Mietrecht 

11. WoBauG Zweites Wohnungsbaugesetz 


1. WoGG 

2. WoGG 

WoGVwv. 

ZMR 

|ZPO 


Erstes Wohngeldgesetz 
(i. d. F. V. 1. 4. 1965) 

Zweites Wohngeldgesetz i. d. F. v. 
14. 12. 1973 (BGBl. I Seite 1802) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zum. Zweiten Wohngeldgesetz 

Zeitschrift für Miet- und Raumrecht 
Zivilprozeß Ordnung 
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Zu§ 1 

Zweck des Wohngeldes 

1. Wohngeld ist i. S. des § 77 BSHG eine zweck- 
identische Leistung und damit „Einkommen". 

BVerwG, Urt. v. 16. 5. 1974 — V C 46.73 
Zu § 3 

Antragberechtigte 

2. Insassen von Heil- und Pflegeanstalten steht 
kein Anspruch auf Wohngeld zu, weil es Auf- 
gabe dieser Anstalten ist, die dort unterge- 
brachten Pflegebedürftigen zu betreuen, zu be- 
handeln und zu pflegen. Das Wohnen in diesen 
Anstalten ist nur Mittel zum Zweck einer wirk- 
samen Betreuung, nicht aber der eigentliche 
Zweck der Unterbringung. 

Dieser entscheidende Unterschied in der Zweck- 
bestimmung gegenüber Wohnheimen schließt 
einen Verstoß gegen Art. 3 GG durch die unter- 
schiedliche Behandlung von Insassen von 
Wohnheimen, Altenwohnheimen und Alten- 
pflegeheimen einerseits sowie von Insassen von 
Heil- und Pflegeanstalten andererseits bei der 
Wohngeldgewährung aus. 

Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Urt. v. 
13. 5. 1971 —V OE 17/71 

3. § 3 Abs. 4 des 2. WoGG stellt lediglich eine 
Ordnungsvorschrift dar. Zu Recht sehen daher 
die WoGVwv. v. 21. 12. 1971 (Bundesanzeiger 
Nr. 243) in Ziff. 3. 13 vor, daß als Haushaltsvor- 
stand das zum Haushalt rechnende Familienmit- 
glied anzusehen ist, welches die höchsten Ein- 
nahmen hat. 

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Beschl. v. 
6. 2. 1974 — 6 K 1007/73 

Zu § 4 

Familienmitglieder 

4. Hat der Antragsteller auf Wohngeld (hier Stu- 
dent) in einem Anordnungsverfahren gemäß 
§ 123 VwGO durch eine eidesstattliche Erklä- 
rung glaubhaft gemacht, daß er bereits seit 
3 Jahren nicht mehr im Elternhaus wohnt und 
auch in Zukunft (nach Abschluß des Studiums) 
nicht mehr in den Hausstand seiner Eltern zu- 
rückkehren will, so zählt er nicht zu den Fami- 
lienmitgliedern, die nur vorübergehend abwe- 
send sind (§ 4 Abs. 2 des 2. WoGG). 

Verwaltungsgericht Kassel, Urt. v. 19. 12. 1973 
— III G 311/73 

5. Für das Bestehen eines gemeinsamen Hausstan- 
des spricht nach Rechtsprechung und Lehre, 
wenn die Familienmitglieder eine gemeinsame 
Wohnung bewohnen und ihren Lebensbedarf 
überwiegend gemeinsam decken. Ein gemein- 
samer Hausstand wird auch dann noch ange- 
nommen, wenn bei den Familienmitgliedern in 


gewissen Bereichen eine Verselbständigung ein- 
getreten ist. Von einem gemeinsamen Haus- 
stand kann aber dann nicht mehr gesprochen 
werden, wenn die Verselbständigung schon so 
weit fortgeschritten ist, daß in getrennten Räu- 
men eigene Lebensmittelpunkte gebildet wor- 
den sind und sich die Gemeinschaft auf gele- 
gentliche Besuche beschränkt (vgl. Urt. des 
BVerwG vom 25. 3. 1971 — VIII C 133.69; fer- 
ner Schwerz, Kommentar zum 2. WoGG § 4 
Anm. 3). 

Bei zwei in einer Wohnung lebenden Schwe- 
stern vermag der Umstand, daß jede Schwester 
einen Raum für sich selbst hat und als Schlaf- 
zimmer oder Wohnraum benutzt, die Annahme 
eines getrennten Hausstandes nicht zu begrün- 
den, wenn Diele, Küche, Bad als verbleibender 
Wohnraum gemeinschaftlich genutzt werden. 

Auch der Umstand, daß die Schwestern ihre Ein- 
käufe und die Miete getrennt abrechnen bzw. 
überweisen, schließt das Bestehen eines ge- 
meinsamen Hausstandes nicht aus. Aus dem 
Abrechnen beim Einkäufen folgt bereits, daß 
eine Schwester für die andere keine fremde 
Person darstellt, sondern auf das Wesen einer 
Gemeinschaft ausmachende Hilfeleistung zu- 
rückgegriffen wird. 

Die Annahme eines gemeinsamen Hausstandes 
verbietet sich auch nicht deswegen, weil die 
Schwestern getrennt kochen, wenn dies wie hier 
hauptsächlich darauf beruht, daß eine Schwester 
aus Krankheitsgründen medizinische Bestim- 
mungen bei der Nahrungsaufnahme beachten 
muß. 

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Beschl. v. 

6. 2. 1974 — 6 K 1007/73 

6. Ein gemeinsamer Hausstand ist dann nicht mehr 
anzunehmen, wenn volljährige erwerbstätige 
Kinder in der Wohnung der Eltern leben, je- 
doch nur in geringem Umfang die Leistungen 
des elterlichen Haushalts in Anspruch nehmen. 
Für eine Lösung vom elterlichen Haushalt spre- 
chen die tägliche berufsbedingte Abwesenheit, 
die Einnahme der Mittagsmahlzeit außerhalb 
der Wohnung und die Freizeitgestaltung außer- 
halb des Familienkreises. Regelmäßige Geld- 
leistungen an die Eltern für die Überlassung 
von Wohnraum, die Verpflegung und Versor- 
gung sind lediglich als Gegenleistung zu be- 
trachten und nicht als Beitrag zu den Kosten 
des Familienhaushalts. 

Verwaltungsgericht Münster, Beschl. v. 20. 2. 
1973 — 2 K 571/72 (nicht rechtskräftig) 

7. Ein Student, der regelmäßig zu seinen Eltern 
fährt, dem in der elterlichen Wohnung ausrei- 
chender eigener Wohnraum zur Verfügung steht, 
der am Wohnort seiner Eltern seinen Haupt- 
wohnsitz hat und finanziell von seinen Eltern 
abhängig ist, ist auch dann nur vorübergehend 
vom Haushalt seiner Eltern abwesend, wenn er 
beabsichtigt, nach Beendigung seines Studiums 
nicht an den Wohnort seiner Eltern zurückzu- 
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kehren, weil er dort keinen Arbeitsplatz finden 
kann. 

Oberverwaltungsgericht Münster, Beschl. v. 
23. 7. 1973 -^ XIV B 154/73 

8. Die Tatsache, daß dem Studenten bei einer 
Rückkehr ins Elternhaus kein eigenes Zimmer 
zur Verfügung stehen würde, besagt nicht un- 
bedingt, daß mit seiner Rückkehr schon wegen 
Fehlens des erforderlichen Wohnraums im 
Elternhaus nicht mehr gerechnet werden kann. 
Insoweit ist nicht von optimalen Voraussetzun- 
gen auszugehen; es genügt, daß das vorüber- 
gehend abwesende Familienmitglied unter zu- 
mutbaren Verhältnissen in die elterliche Woh- 
nung wieder aufgenommen werden kann (hier: 
Schlafgelegenheit im Zimmer des jüngeren Bru- 
ders und Möglichkeit zur Benutzung weiteren 
Wohnraums). 

Bloße Absichten des Studenten (hier: bis zum 
Abschluß des Studiums am auswärtigen Studien- 
ort zu verbleiben und den Referendardienst 
nicht gleichfalls in einer anderen Stadt abzu- 
leisten) sind nicht i. S. der Rechtsprechung des 
BVerwG (BVerwGE 38, 18) erkennbar getrof- 
fene Entscheidungen, die eine Rückkehr in die 
Familiengemeinschaft als unwahrscheinlich er- 
scheinen lassen. 

VG Kassel, Urt. v. 5. 3. 1974 — III E 310/73. 
(Ebenso Hess VGH, Beschl. v. 28. 1. 1975 — 
VII TE 49/74). 

9. Bei der Gewährung sozialer Leistungen ist der 
Gesetzgeber zwar an den verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Sozialstaatlichkeit und auch an 
das dem Artikel 3 Abs. 1 GG zu entnehmende 
Willkürverbot in dem Sinne gebunden, daß er 
keine sachwidrigen Differenzierungen vorneh- 
men darf (BVerfGE, 27,220 mit weiteren Nach- 
weisen). 

Dagegen wird aber nicht verstoßen, wenn der 
Gesetzgeber die Kosten der Unterkunft nach der 
Verordnung über die Durchführung der Gra- 
duiertenförderung pauschal regelt und gleich- 
zeitig einen Anspruch auf Wohngeld aus- 
schließt. Mit einem Förderungsbetrag von ins- 
gesamt 800, — DM monatlich ist es möglich, sei- 
nen Lebensunterhalt einschließlich des Wohn- 
raumbedarfs wirtschaftlich zu sichern. 

VG Kassel, Urt. v. 23. 12. 1974 — III E 256/74. 

10. Die Entscheidung des VG Kassel vom 5. 3. 1974 
(III E 310/73) weicht nicht von BVerwGE 38,18 
ab. 

Soweit das VG anführt, daß den Studenten die 
Rückkehr in die elterliche Wohnung zumutbar 
sei, und verneint, daß der Student erkennbar 
Entscheidungen getroffen habe, die eine Rück- 
kehr als unwahrscheinlich erscheinen ließe, hat 
es, von den vom BVerwG aufgestellten Grund- 
sätzen ausgehend, eine tatsächliche Würdigung 
im Einzelfall getroffen, die mit einer Beschwer- 


de gegen die Nichtzulassung der Berufung nicht 
angreifbar ist. 

Hess. VGH, Beschl. v. 28. 1. 1975 — VII TE 
49/74. 

11. In der Wahl des Studienfaches Physik kann 
keine Entscheidung gesehen werden, die sei- 
ner Rückkehr in die Familienwohnung entge- 
gensteht. Das gilt auch, wenn der Familien- 
wohnort als Stadt mit namhafter Industrie, 
einer Universität und einer seiner Größe ent- 
sprechenden Zahl höherer Schulen für einen 
Physiker beruflich ein breites Betätigungsfeld 
bietet. Andererseits bringt es ein Studium die- 
ses Faches (wie übrigens auch das anderer 
Fächer), sofern es zielstrebig betrieben wird, 
zwangsläufig mit sich, daß der Studierende 
frühzeitig auch den größten Teil der vorlesungs- 
freien Zeiten (sog. Semesterferien) am Hoch- 
schulort verbringt, so daß auch nicht schon 
darin eine Loslösiing vom Elternhaius erblickt 
werden kann. 

VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 20. 3. 1975 ■ — ■ 
V 813/73. 

(§ 7 des 1. WoGG) 

12. Als nur „vorübergehend abwesend" von der 
Familienwohnung ist im Sinne des Wohngeld- 
gesetzes ein Familienmitglied auch dann anzu- 
sehen, wenn es eine eigene Wohnung hat, wenn 
es diese aber nur vorübergehend nutzt und mit 
seiner späteren Rückkehr in die Familienwoh- 
nung zu rechnen ist. 

Wenn ein Student oder ein anderer in Berufs- 
ausbildung Stehender außerhalb der elterlichen 
Wohnung lebt, so spricht das weder für noch 
gegen das Vorliegen des Tatbestandsmerkmals 
„vorübergehend abwesend"; es kommt allein 
auf die Umstände des Einzelfalles an. 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 25. 3. 1971 — 
VIII C 145/70; Glaser 71, 213; MDR 71, 872; 
ZMR 72, 132; WM 71, 206; DÖV 72, 386 

13. Antragsberechtigt für Wohngeld können nur 
solche Personen sein, die Wohnraum auf Grund 
eigenen Rechts benutzen; auch der Haushalts- 
vorstand, der den größten Teil der Haushalts- 
lasten trägt, kommt nur unter dieser Voraus- 
setzung als Antragberechtigter in Betracht. 

Familienmitglieder, die in einem gemeinsamen 
Haushalt eingegliedert sind, können wohngeld- 
rechtlich nicht so behandelt werden, als benutz- 
ten sie Wohnraum auf Grund eines mietähn- 
lichen Nutzungsverhältnisses. 

„Pflegekind" i. S. vom § 4 Abs. 1 Nr. 7 des 
2. WoGG (§ 7 Abs. 1 Nr. 7 des 1. WoGG) ist 
ein Minderjähriger, der sich dauernd oder regel- 
mäßig außerhalb des Elternhauses in Familien- 
pflege befindet (§ 27 Abs. 1 JWG). 

Gegenüber dem JWG ist der Begriff des Pflege- 
kindes nach dem Wohngeldrecht aber weiter: 
Nach dem Zweck der Vorschriften von § 7 
Abs. 1 Nr. 7 des 1. WoGG, § 4 Abs. 1 Nr. 7 des 
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2, WoGG sind jedenfalls diejenigen Minder- 
jährigen „Pflegekinder", die außerhalb des 
Elternhauses in einem Familienhaushalt einge- 
gliedert sind und dort wie eigene Kinder ver- 
sorgt, gepflegt und beaufsichtigt werden. Min- 
derjährige, die nicht bei ihren Eltern wohnen, 
die aber auf Dauer in einen Familienverband 
aufgenommen worden sind, haben die Rechts- 
stellung von Pflegekindern, wenn sie gemein- 
sam mit ehelichen Kindern aufwachsen oder wie 
eheliche Kinder behandelt werden. Ob sie diese 
Rechtsstellung behalten, wenn sie volljährig 
geworden sind, ohne daß sich an ihrer Zugehö- 
rigkeit zur Familie im übrigen etwas ändert, 
war hier nicht zu entscheiden. 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 16. 1. 1974 — 
VIII C 106/72; DÖV 74, 682; BayVBl. 74, 380; 
ZMR 74, 216; MDR 74, 519 

14. Der Wohngeldanspruch des nicht bei seiner 
Familie wohnenden Studenten setzt voraus, daß 
er sich dauernd vom Familienhaushalt gelöst 
hat; läßt sich nicht abschließend klären, ob er 
nicht nur vorübergehend abwesend vom Fami- 
lienhaushalt ist, so trifft ihn die materielle Be- 
weislast (Fortführung von BVerwGE 38, 18). 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 16. 1. 1974 — 
VIII C 117/72; MDR 74, 517; DVBl. 74, 688; ZMR 
74, 218; DÖV 74, 678; BayVBl. 74, 380 

Zu §9 

Familieneinkommen 

15. Die Wohngeldbehörde hat zu Recht die Rente 
der Schwiegermutter des Antragstellers in vol- 
ler Höhe auf das Familieneinkommen angerech- 
net, weil die Schwiegermutter i. S. von § 9 des 
2. WoGG zu den haushaltsangehörigen Fami- 
lienmitgliedern zählt. 

Verwaltungsgericht Koblenz, Urt. v. 3. 4. 1973 — 
3 K 44/72 

16. Wenn der Kläger den Differenzbetrag zwischen 
dem monatlichen Bedarf seiner Mutter für Woh- 
nung und Verpflegung in einer Altenwohnung 
(hier: 787,80 DM) den monatlichen Einnahmen 
der Mutter aus den Mieten einer Grundstücks- 
gemeinschaft (hier: 581,08 DM) zahlte, so ist 
dieser Betrag als Einkommen der Mutter anzu- 
rechnen, auch wenn der Sohn nicht zum Unter- 
halt verpflichtet war, da die Mutter eigenes 
Vermögen hatte, was ihre Bedürftigkeit aus- 
schloß. Die Zuwendungen leistete der Kläger, 
weil er ein eigenes, vermutlich familiäres 
Interesse an der Unterbringung seiner Mutter 
im Stift hatte. Gerade auch Leistungen, die ein 
Familienangehöriger nur aus sittlichen, morali- 
schen oder familiären Gründen erbringt, wer- 
den von dem weiten Einkommensbegriff der 
§§ 9 und 10 des 2. WoGG erfaßt. Das 2. WoGG 
geht davon aus, daß einem Antragsteller erst 
dann Wohngeld gewährt werden soll, wenn sich 
seine Einkünfte als unzureichend erweisen. 

OVG Lüneburg, Urt. v. 14. 11. 1974 — IV A 
35/74. 


Zu § 10 

Begriff des Jahreseinkommens 

17. Wenn die Wohngeldbehörde an der Vollstän- 
digkeit und Richtigkeit der Angaben eines An- 
tragstellers über seine wirtschaftlichen Verhält- 
nisse Zweifel hat, muß sie zunächst Ermittlun- 
gen durchführen. Kann jedoch das tatsächliche 
Einkommen nicht ermittelt werden, so ist die 
Wohngeldbehörde berechtigt, die Regelsätze 
der Sozialhilfe als Einkommen zu unterstellen 
(ebenso Nr. 10.1 der WoGVwv). 

Verwaltungsgericht Koblenz, Urt. v. 3. 4. 1973 
^ 3 K 44/72 

18. Freiwillige Zahlungen nicht zum Haushalt des 
Antragstellers rechnende Familienmitglieder 
sind bei der Einkommensermittlung außer Be- 
tracht zu lassen. Die Anrechnung solcher Lei- 
stungen entspräche nicht dem Sinn und Zweck 
des 2. WoGG. Da freiwillige Leistungen nach 
Höhe und Dauer jederzeit Veränderungen un- 
terliegen, würde die Anrechnung dazu führen, 
daß der Wohngeldempfänger von diesen Lei- 
stungen abhängig und sein Wohnraum nicht 
dauernd wirtschaftlich gesichert wäre. 

Verwaltungsgericht Düsseldorf, Urt. v. 10. 10. 

1973 — 7 K 2745/72 (nicht rechtskräftig) 

19. Unterhaltszahlungen von Eltern an ihr studie- 
rendes Kind gemäß §§ 1601 ff. BGB stellen we- 
der Ausbildungsbeihilfen i. S. des § 20 Nr. 5 
des 1. WoGG noch Leistungen zur Förderung 
der beruflichen Bildung i. S. des § 14 Abs. 1 
Nr. 9 des 2. WoGG dar. Es genügt nicht, daß der 
Zuschuß — wie hier — mittelbar auch der Aus- 
bildung zugute kommt; entscheidend ist der un- 
mittelbare Leistungszweck. Die elterlichen Un- 
terhaltsleistungen sind eine Einheit, eine Aus- 
sonderung von Kosten für die Berufsausbildung 
ist weder vorgesehen noch möglich. 

Eine Ungleichbchandlung gegenüber Studenten, 
die Ausbildungsbeihilfe aus öffentlichen Kassen 
erhalten, liegt nicht vor; insoweit fehlt es an 
einer Vergleichbarkeit der Sachverhalte. Jene 
Studenten erhalten gerade solche Mittel, die 
(ganz oder teilweise) unmittelbar der Ausbil- 
dung dienen. 

Oberverwaltungsgericht Münster, Urt. v. 10. 7. 

1974 — XIV A 1063/72 

20. Freiwillige Zahlungen nicht zum Haushalt des 
Antragstellers rechnender Familienmitglieder 
sind bei der Einkommensermittlung zu berück- 
sichtigen; sie gehören nach § 10 Abs. 1 des 
2. WoGG zum Jahreseinkommen. 

Im vorliegenden Fall erbringt der Schwieger- 
sohn Unterhaltsleistungen an seine Schwieger- 
mutter (Ehefrau ist nicht berufstätig) unabhän- 
gig davon, ob ihm dies zuzumuten ist oder 
nicht. Wenn freiwillige Unterhaltsleistungen 
geleistet worden sind und noch geleistet wer- 
den, ist das Wohnen der Schwiegermutter in 
einem Altersheim auch dann nicht gefährdet. 
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wenn bei der Ermittlung der Höhe des Wohn- 
geldes jene Zählungen berücksichtigt werden. 
Diese können zwar noch Höhe und Dauer jeder- 
zeit Veränderungen unterliegen. Gleiches gilt 
aber für jede andere Einnahme, und zwar auch 
für Unterhaltszahlungen, auf die ein Rechtsan- 
spruch besteht (etwa im Falle des Todes des 
Unterhaltspflichtigen oder der — auch grund- 
losen — Verringerung oder gar Einstellung der 
Leistungen). 

Obwohl der Schwiegersohn erklärt hat, daß er 
nur bereit sei, die Differenz zwischen der seiner 
Schwiegermutter zustehenden Rente und dem 
Wohngeld einerseits und dem Pensionspreis 
andererseits zu zahlen, und er, soweit es um das 
Wohngeld geht, seine Leistungen der Wohn- 
geldbehörde nur vorstrecke, so müssen die in 
Rede stehenden Unterhaltsleistungen dennoch 
bei der Ermittlung des Wohngeldes in voller 
Höhe dem übrigen Jahreseinkommen der 
Schwiegermutter hinzugefügt werden, zumal 
das Wohngeld auf ihr Konto bei der Sparkasse 
überwiesen wurde, so daß sie die Möglichkeit 
hatte, die entsprechenden Beträge ihrem 
Schwiegersohn wieder zugute kommen zu las- 
sen. 

OVG Münster, Urt. v. 18. 2. 1975 — XIV A 
65/74. 


Zu § 11 

Ermittlung des Jahreseinkommens 

21. Wird über einen Wohngeldantrag erst nach Ab- 
lauf des Bewilligungszeitraums entschieden, 
kann bei der Einkommensermittlung nicht das 
während des Bewilligungszeitraums tatsächlich 
erzielte Einkommen berücksichtigt werden, son- 
dern das Einkommen des Antragstellers aus 
dem Vorjahr. Andernfalls würde das tatsächlich 
erzielte Einkommen zweimal als Berechnungs- 
grundlage dienen, nämlich für den abgelaufe- 
nen und für den künftigen Bewilligungszeit- 
raum. 

Verwaltungsgericht Düsseldorf, Urt. v. 5. 6. 
1974 — 7 K 2251/72 

22. Der Vorschrift des § 13 Abs. 1 des 10. Renten- 
anpassungsgesetzes vom 22. 12. 1967 (BGBL I 
S. 1343), wonach die Rentenerhöhungsbeträge 
vom Januar bis Mai 1968 bei der Einkommens- 
ermittlung im Rahmen der Wohngeldberech- 
nung unberücksichtigt bleiben sollten, war in 
der Weise Rechnung zu tragen (hier noch unter 
dem 1. WoGG), daß bei der Ermittlung des im 
Bewilligungszeitraum zu erwartenden Jahres- 
einkommens die Rente (hier der Ehefrau des 
Klägers) vom 1. 1. bis 31. 5. 1968 ohne und vom 
1. 6. bis 31. 12. 1968 mit dem Erhöhungsbetrag 
anzusetzen, so daß das Gesamtjahreseinkom- 
men zu ermitteln und auf dieser Basis das mo- 
natliche Wohngeld festzusetzen war. Es war 
nicht möglich, das Jahreseinkommen für zeit- 
liche Abschnitte (vor und nach dem 1. 6. 1968) 
gesondert zu ermitteln und das Wohngeld für 


jeden Abschnitt gesondert in unterschiedlicher 
Höhe festzusetzen. 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urt. v. 
20. 5. 1974 — Nr. 20 VII 69; DÖV 74, 682 

23. Wenn auch nach § 27 des 2. WoGG der Regel- 
bewilligungszeitraum 12 Monate beträgt und 
nach § 11 Abs. 2 des 2. WoGG bei der Berech- 
nung des monatlichen Einkommens das im Zeit- 
punkt der Antragstellung zu erwartende Jahres- 
einkommen zugrunde zu legen ist, ist es jedoch 
nicht Sinn dieser Vorschriften, bei einem kürze- 
ren Bewilligungszeitraum zu erwartende Ein- 
kommenserhöhungen zu berücksichtigen, ob- 
wohl diese noch gar nicht wirksam geworden 
sind. Auszugehen ist von dem tatsächlichen Be- 
willigungszeitraum; das gilt auch dann, wenn 
sich dieser nachträglich verkürzt. 

Verwaltungsgericht Schleswig-Holstein, Urt. v. 
23. 10. 1973 — 10 A 61/73 

Zu § 12 

Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung der Einnahmen 

24. Von dem Jahreseinkommen des Klägers sind 
als Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung der Einnahmen diejenigen Be- 
träge abzusetzen, die im Falle der Steuerpflicht 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben i. S. 
des § 4 EStG (damals geltend i. d. F. v. 12. 12. 
1969) wären. Derartige Aufwendungen müssen 
also ungeachtet der Steuerpflicht abgesetzt wer- 
den. Zumindest ist in derartigen Fällen die ent- 
sprechende Anwendung von § 12 Abs. 2 Satz 2 
des 2. WoGG geboten. 

Zwar sollen Aufwendungen nicht in unange- 
messener Höhe geltend gemacht werden, um 
die auf Kosten der Allgemeinheit erfolgenden 
Wohngeldzahlungen auf das notwendige Maß 
zu beschränken; jedoch sind von den Einnah- 
men gern. §§ 12 Abs. 2 Satz 2 des 2. WoGG 
(4 Abs. 5 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 5 EStG) die not- 
wendigen Mehraufwendungen, die dem Kläger 
aus Anlaß der doppelten Haushaltsführung ent- 
standen sind, abzusetzen, also auch die Auf- 
wendungen für die wöchentlichen Familien- 
heimfahrten in Höhe von — ,36 DM für jeden 
Kilometer, weil diese Aufwendungen kraft aus- 
drücklicher gesetzlicher Regelung Werbungs- 
kosten bzw. Betriebsausgaben sind. 

OVG Münster, Urt. v. 18. 2. 1975 — XIV A 
430/73. 


Zu § 14 

Außer Betracht bleibende Einnahmen 

25. Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens im 
Sinne des 2. WoGG sind die monatliche vermö- 
genswirksame Leistung in Höhe von 13, — DM 
und die monatliche Arbeitnehmersparzulage in 
Höhe von 7,80 DM zu berücksichtigen. 
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Auch das Weihnachtsgeld in Höhe von 66^/3 ^/o 
der Novemberbezüge ist als das für ein be- 
stimmtes Kalenderjahr bzw. Geschäftsjahr (hier 
für 1972) gewährte zusätzliche Gehalt zu be- 
rücksichtigen. 

Verwaltungsgericht Berlin, Urt. v, 13. 9. 1973 — 
VG III A 93/73 

26. Bei der Einkommensermittlung von Studenten 
bleiben die Unterhaltsleistungen der Eltern 
ebenso wie das BAföG Leistungen bis zu einem 
insgesamt zustehenden Betrag von 420,— DM 
zu 40 Vo anrechnungsfrei. Dies entspricht dem 
Sinne des § 14 Abs. 1 Nr. 9 des 2. WoGG. 
Würde man die Leistungen der Eltern der Aus- 
zubildenden bei der Einkommensberechnung 
nach dem WoGG anders behandeln als die 
BAföG-Leistungen, würde man gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung verstoßen. In 
jedem Fall soll ein bestimmter Prozentsatz für 
Ausbildunszwecke anrechnungsfrei bleiben. 

Verwaltungsgericht Schleswig-Holstein, Urt. v. 
23. 10. 1973— 10 A 61/73 

27. Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens muß 
für den Bewilligungszeitraum die der Antrag- 
stellerin gewährte Unterhaltshilfe bei der Be- 
rechnung des Wohngeldes insoweit außer Be- 
tracht bleiben, als sie sich bei diesem Teil der 
Unterhaltshilfe um eine Leistung i. S. des § 14 
Abs. 1 Nr. 17 des 2. WoGG handelt (abwei- 
chend: OVG Münster vom 1. 3. 1971 — II A 
110/70 — FEVS Bd. 18 S. 309). 

Nichts anderes gilt für den Fall, daß dem Be- 
rechtigten ein Pflegefreibetrag zugebilligt wor- 
den ist, so daß er eine um diesen Betrag erhöhte 
Unterhaltshilfe bezieht. Auch insoweit handelt 
es sich um eine „Leistung aus öffentlichen Kas- 
sen, die wegen Hilfsbedürftigkeit" gewährt 
wird und die „nicht zur Deckung des Lebens- 
unterhalts bestimmt ist" (§ 14 Abs. 1 Nr. 17 des 
2. WoGG). 

Oberverwaltungsgericht Hamburg, Urt. v. 2. 6. 
1962 — OVG Bf. I 90/71 

28. Eine gemäß § 269 Abs. 2 LAG als Bestandteil 
der Unterhaltshilfe gezahlte Pflegezulage fällt 
nicht unter § 14 Abs. 1 Nr. 29 des 2. WoGG, son- 
dern bleibt gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 17 dieses Ge- 
setzes bei der Ermittlung des Jahreseinkom- 
mens des Wohngeldberechtigten in voller Höhe 
außer Betracht. 

Oberverwaltungsgericht Berlin, Urt. v. 24. 8. 
1973 _ OVG II B 12/73; ZMR 74, 61; DVBl. 74, 
688 

29. Pflegezulagen, die mit der lastenausgleichsrecht- 
lichen Unterhaltshilfe gewährt werden, rech- 
nen bei der Bemessung des Wohngeldes nicht 
zum Jahreseinkommen. 

BVerwG, Urt. v. 13. 11. 1974 — VIII C — 104/73. 

30. Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens als 
Bemessungsgrundlage des Wohngeldes bleibt 


die Unterhaltshilfe auch insoweit nur zur Hälfte 
außer Betracht, als sie sich bei Hilfsbedürftigen 
infolge eines Freibetrags erhöht. 

BVerwG, Urt. v. 13. 11. 1974 — VIII C 18/74. 


Zu § 18 

Allgemeiner Versagungsgrund 

31. Wohngeld ist gemäß § 18 des 2. WoGG zu ver- 
sagen, wenn der Antragsteller sich nur deshalb 
weigert, eine qualifizierte und höher bezahlte 
Arbeit aufzunehmen, weil die nicht befriedigten 
Konkursgläubiger aus einem früheren Konkurs 
des Antragstellers den Mehrbetrag, der über 
der Pfändungsgrenze des § 850 c ZPO liegt, 
pfänden könnten. Aus dieser Motivation heraus 
öffentliche Mittel in Anspruch nehmen zu wol- 
len, ist nach allgemeiner Anschauung und 
Rechtsüberzeugung zu mißbilligen. 

Verwaltungsgericht Münster, Urt. v. 18. 9. 
1974 — 4 K 609/73 

32. Bei der Anwendung von § 18 Satz 2 Nr. 1 des 
2. WoGG kommt jedes für die Notlage der Fa- 
milie ursächliche Verschulden eines in der Woh- 
nung wohnenden und zum Familienhaushalt 
gehörenden Familienmitglieds in Betracht. We- 
der ist erforderlich, daß sämtlichen Familienmit- 
gliedern ein schweres Verschulden vorgeworfen 
werden kann, noch kommt es allein auf ein Ver- 
schulden des Antragberechtigten an. 

Mit dem Ausdruck „schweres Verschulden" in 
§ 18 Satz 2 Nr. 1 des 2. WoGG ist ein verwert- 
bares Verhalten gemeint, das ursächlich für die 
Notlage der Familie ist, sofern sich dieses Ver- 
halten aus rechtlichen oder moralischen Grün- 
den als besonders verwerflich darstellt. Eine 
Handlung, die zu einer Einkommensminderung 
führt und nach allgemeiner Anschauung und 
Rechtsüberzeugung zu mißbilligen ist, genügt 
allein nicht (anders Nr. 18.3 WoGVwv). 

Beendet eine Tochter ein für ihre mit einer un- 
geeigneten Tätigkeit ohne Ausbildungswert 
verbundenes Arbeitsverhältnis, so entfällt eine 
schuldhafte Verletzung der mütterlichen Sorg- 
faltspflicht schon deshalb, weil die Mutter 
(auch) im Interesse des Kindes handelt. Das 
Wohngeldrecht hat nicht den Zweck, Kinder 
entgegen der eigenen Neigung und dem Wunsch 
ihrer Eltern an einen Arbeitsplatz zu binden. 

Kümmert sich nach der Arbeitsauflösung die 
Mutter nicht um eine der Eignung und Neigung 
der Tochter entsprechende Beschäftigung oder 
Ausbildung, so liegt darin kein Fall schweren 
Verschuldens ; ein derartiges Verhalten ist nicht 
als besonders verwerflich i. S. des Rechts oder 
der Moral anzusehen. 

Zur Anwendung des § 18 Satz 2 Nr. 2 des 
2. WoGG genügt es nicht, daß die Mutter sich 
um eine geeignete Lehrstelle für ihre Tochter 
nicht gekümmert hat. Insoweit ist positiv die 
Feststellung erforderlich, daß bei entsprechen- 
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der Suche diese Lehrstelle zu finden gewesen 
wäre. 

Die Generalklausel des § 18 Satz 1 des 2, WoGG 
wäre auf den vorliegenden Fall nur anwendbar, 
falls die Mutter das Arbeitsverhältnis allein 
deshalb aufgelöst hätte, um auf diesem Wege 
Wohngeld zu erhalten. 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 16. 1. 1974 — 
BVerwG VIII C 56/73; ZMR 74, 220; Blätter 74, 
117; BayVBI. 74, 380 

33. „Schweres Verschulden" eines Familienmit- 
glieds liegt nur vor und rechtfertigt die Versa- 
gung von Wohngeld, wenn die Notlage der Fa- 
milie auf ein vorwerfbares und nach rechtlichen 
oder moralischen Maßstäben als besonders ver- 
werflich anzusehendes Verhalten zurückzufüh- 
ren ist. 

Geht ein zum Haushalt gehörendes Familien- 
mitglied keiner subjektiv sinnvollen Tätigkeit 
nach, so ist bei der Entscheidung über den 
Wohngeldanspruch nicht von dem tatsächlich 
erzielten Familieneinkommen auszugehen, viel- 
mehr von dem Familieneinkommen, das bei 
einem zumutbaren Einsatz der Arbeitskraft die- 
ses Familienmitglieds erzielt werden könnte (im 
Anschluß an BVerwGE 41, 220). 

Aussichtslose Bemühungen um eine bestimmte 
Berufsausbildung sind weder rechtlich noch mo- 
ralisch verwerflich. 

Fehlt bei dem Antragsteller oder bei seinen mit 
ihm zusammen wohnenden Familienmitglie- 
dern jede auf ihren subjektiven Sinn überprüf- 
bare Tätigkeit, so widerspricht die Gewährung 
von Wohngeld dem Gesetzeszweck, sofern es 
als zumutbar erscheint, daß sie sich Einkünfte 
verschaffen, die Wohngeld entbehrlich machen. 
Steht ein Familienmitglied des Antragstellers in 
einem Alter, in dem von ihm in aller Regel eine 
zu Einkünften führende Betätigung erwartet 
wird, so ist es Aufgabe des Antragstellers, Um- 
stände darzulegen, die dem im besonderen Fall 
entgegenstehen. 

Gesundheitliche Gründe sind entscheidungser- 
heblich. 

Wenn jemand seit seinem Schulabschluß teils 
wegen Krankheit, teils wegen vergeblicher 
Studien und möglicherweise auch aus anderen 
nicht ohne weiteres erkennbaren Gründen be- 
ruflich nicht tätig war, so ist die Annahme, im 
Alter von einundvierzig Jahren könne er ohne 
weiteres eine zu Einkünften führende Beschäf- 
tigung finden, nur gerechtfertigt, wenn die Hin- 
derungsgründe im Zusammenhang gewürdigt 
werden. 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 16. 1. 1974 — 
BVerwG VIII G 62/73; MDR 74, 517; Blätter 74, 
179; DÖV 74, 678; BayVBI. 74, 380; ZMR 74, 222 

34. Die Einkünfte einer in eheähnlicher Gemein- 
schaft mit dem Wohngeldempfänger lebenden 
Person zählen nicht zu dessen Familieneinkom- 
men; dies gilt jedenfalls dann, wenn diese Per- 


son feste Beträge an den Wohngeldempfänger 
nicht zahlt und auch ein Untermietverhältnis 
nicht feststellbar ist. 

In Fällen dieser Art kommt jedoch eine Versa- 
gung des Wohngeldes nach § 18 des 2. WoGG 
in Betracht. Würde die gemeinsame, eheähn- 
liche Haushaltsführung (gemeinschaftliche An- 
schaffung von Einrichtungsgegenständen, bei- 
derseitiger Einkauf von Lebensmitteln etc.) 
schlechthin unberücksichtigt bleiben, wären im 
Widerspruch zu Art. 6 Abs. 1 GG Personen in 
eheähnlicher Gemeinschaft bei der Vergabe von 
Wohngeld u. U. besser gestellt als Eheleute. Bei 
einem gemeinsamen monatlichen Einkommen 
von 2 100, — DM und mehr stellt die Ver- 
sagung von Wohngeld keine soziale Härte i. S. 
von § 18 des 2. WoGG dar. 

VG Hamburg, Urt. v. 14. 6. 1974 — VII 1056/73. 

35. Ein Student, der wegen der Höhe des Einkom- 
mens seiner Eltern keine Leistungen nach dem 
BAföG erhält, kann nach § 18 des 2. WoGG kein 
Wohngeld beanspruchen, wenn sein Wohnbe- 
darf durch Verwirklichung seines Unterhalts- 
anspruchs gedeckt werden kann. 

Bay VGH, Urt. v. 7. 7. 75 — Nr. 7 VII 75. 

36. Die Ausbildungsförderung dient nicht dem Aus- 
gleich von Nachteilen, die ihre Ursache in an- 
deren Lebensumständen haben. Lösen der Aus- 
zubildende und seine Eltern das Wohnungspro- 
blem in einer Weise, die nicht die Möglichkeit 
der Wohngeldgewährung eröffnet, dann kann 
sich dadurch das Wohnungsproblem qualitativ 
nicht in eine Frage der Ausbildungsförderung 
verwandeln mit der Folge, daß zusätzlicher, im 
Rahmen der Wohngeldregelung nicht berück- 
sichtigungsfähiger Aufwand Ausbildungsauf- 
wand im Sinn der Zielsetzung der Ausbildungs- 
förderung wird. 

BVerwG, Urt. v. 6. 2. 1974 — V C 22/73. 


Zu § 21 

Andere Leistungen zur Sicherung des Wohnraums 

37. Es bedeutet keinen Verstoß gegen den Gleich- 
heitsgrundsatz, daß Leistungen für die Unter- 
kunft nach dem BAföG wohngeldrechtlich an- 
ders behandelt werden als Leistungen für die 
Unterkunft nach dem BSHG. 

Verwaltungsgericht Hannover, Urt. v. 21. 11. 
1972^ VA 45/72 

38. Ohne Rücksicht darauf, ob die Bundesregierung 
von der Ermächtigung nach § 36 Nr. 4 des 
2. WoGG Gebrauch gemacht hat und ob § 12 
GFG eine ausreichende Ermächtigung für die 
Regelung des § 2 Abs. 3 DVOzGFG bildet oder 
nicht, schließen die Leistungen des GFG Teil- 
leistungen für die wirtschaftliche Sicherung von 
Wohnraum ein, die mit dem Wohngeld ver- 
gleichbar sind (§ 21 Satz 1 des 2. WoGG). Das 
Stipendium einschließlich der Familienzuschläge 
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wird so festgelegt (vgl. §§ 12, 14 GFG), daß der 
Stipendiat sich ausschließlich der Promotions- 
vorbereitung oder dem weiteren Studium wid- 
men kann. Das Stipendium stellt demnach eine 
umfassende, den gesamten Lebensunterhalt des 
Stipendiaten und seiner Familie sicherstellende 
Leistung dar, die auch auf die wirtschaftliche 
Sicherung des Wohnraumes zielt. 

Die Graduiertenförderung wird wie das Wohn- 
geld als sogenannter verlorener, also nicht zu- 
rückzuzahlender Zuschuß gewährt. Wohngeld 
und Graduiertenförderung sind auch vergleich- 
bar hinsichtlich der Berechnung des jeweils zu 
gewährenden Betrages. Obwohl die Höhe der 
vom Stipendiaten aufzubringenden Miete ohne 
Einfluß auf den als Stipendium zu gewährenden 
Betrag und die Graduiertenförderung insoweit 
mehr pauschal, das Wohngeld dagegen mehr 
individuell ausgestaltet ist, liegt darin kein die 
Vergleichbarkeit hindernder Unterschied. Die 
Vergleichbarkeit fordert nicht, daß die ander- 
weitige Leistung aus öffentlichen Kassen stets 
die Höhe des Wohngeldes erreicht. Auch hin- 
sichtlich der Rücknahme von Leistungsbeschei- 
den und der Behandlung überzahlter Beträge 
bestehen keine ins Gewicht fallenden Unter- 
schiede. 

Ein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz 
oder das Sozialstaatsprinzip ist bei dieser Aus- 
legung des § 21 Satz 1 des 2 WoGG nicht er- 
sichtlich, 

Oberverwaltungsgericht Bremen, Urt. v. 18. 12. 

1973 — III A 51/73 BA 20/73; DÖV 74, 358 

39. Die Leistungen nach dem BAföG werden auch 
für die wirtschaftliche Sicherung von Wohn- 
raum gewährt und sind grundsätzlich mit dem 
Wohngeld vergleichbar i. S. des § 21 Satz 1 des 
2. WoGG (im Anschi, an BVerwGE vom 16. 1. 

1974 — VIII c 210/72). 

Obwohl auch die Besitzstandsregelung der 
Übergangsbestimmungen (§§ 59, 60 BAföG) 
nicht verhindert, daß die jetzt nach dem BAföG 
gewährten Leistungen im Einzelfall niedriger 
liegen können als die an den Studenten ge- 
zahlte Summe aus den Beträgen des Honnefer 
Modells und des Wohngeldes, führt dies zu kei- 
ner anderen Beurteilung. 

Die Klägerin konnte nicht auf den Fortbestand 
der Regelungen des Honnefer Modells und da- 
mit auf eine Weiterbewilligung des Wohngel- 
des neben einem Stipendium vertrauen. Der auf 
dem Rechts- und Sozialstaatsprinzip beruhende 
verfassungsrechtliche Vertrauensschutz geht 
nicht so weit, dem Staatsbürger jegliche Enttäu- 
schung zu ersparen (vgl. BVerfGE 14, 288, 299), 
zumal der Gesetzgeber hier auch nicht in einen 
abgeschlossenen Tatbestand eingegriffen, son- 
dern mit dem Bundesausbildungsförderungsge- 
setz für die Zukunft eine in seinem Ermessen 
liegende Entscheidung getroffen hat. 

Oberverwaltungsgericht, Berlin, Urt. v. 2. 8. 
1974-- OVG II B 18/74. 


40. Unterkunftsbeiträge nach § 3 Abs. 2 BAföG sind 
mit Wohngeldleistungen vergleichbare Leistun- 
gen i. S. des § 21 Satz 1 des 2. WoGG, und füh- 
ren zur Versagung des Wohngeldes, wenn sie 
— gemessen an den Bemessungsrichtlinien des 
Wohngeldgesetzes — noch geeignet ist, den am 
Studienort benötigten Wohnraum wirtschaftlich 
zu sichern. 

Es kommt dabei nicht darauf an, ob die Kosten 
der Unterkunft im Rahmen von § 13 Abs. 2 
BAföG in vollem Umfang gedeckt werden; auch 
das Wohngeldgesetz fordert eine eigene Lei- 
stung des Empfängers. 

Der Unterkunftsbeitrag nach § 13 Abs. 2 BAföG 
schließt Wohngeld möglicherweise dann nicht 
aus, wenn die Regelleistungen in Anwendung 
der Anrechnungsvorschriften wesentlich herab- 
gesetzt werden, weil der Student ein eigenes 
Einkommen hat oder die Einkünfte seiner El- 
tern oder seines Ehegatten die gesetzlichen Frei- 
beträge übersteigen. 

Die Eignung zur wirtschaftlichen Sicherung des 
am Studienort benötigten Wohnraumes besteht, 
wenn der Student, wie im vorliegenden Fall, bei 
einer Monatsmiete von 160, — DM nach dem 
BAföG einen Unterkunftsbeitrag von 64, — DM 
erhält. 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 16. 1. 1974 — 
VIII C 210.72; Blätter 74, 177; BayVBl. 74, 319; 
DÖV 74, 679; MDR 74, 518; ZMR 74, 286 

41. Die Gewährung eines Unterkunftsbeitrages nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz führt 
dann zur Versagung von Wohngeld, wenn er — 
gemessen an den Bemessungsrichtlinien des 
Wohngeldgesetzes — noch geeignet ist, den am 
Studienort benötigten Wohnraum wirtschaftlich 
zu sichern. 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 16. 1. 1974 — 
VIII C 210.72; Blätter 74, 177; BayVBl. 4, 319; 
DÖV 74, 679; MDR 74, 518; ZMR 74, 286 

42. Ist in der als Zuschuß gewährten Ausbildungs- 
förderung eines Studenten ein Anteil für die 
Unterkunft enthalten, schließt das nicht in jedem 
Falle den gesamten Wohngeldanspruch des 
Auszubildenden aus. Vielmehr ist lediglich der 
Teil der Ausbildungsförderung, der als Zuschuß 
für die Unterkunft bestimmt ist, auf den Wohn- 
geldanspruch anzurechnen, weil nur der für die 
Unterkunft gewährte Zuschuß mit dem Wohn- 
geld vergleichbar ist (§ 21 des 2. WoGG). 

Wenn ein Student weniger als den Förderungs- 
höchstsatz als Zuschuß nach dem BAföG erhält, 
so ist davon auszugehen, daß von dem Zuschuß, 
den er bekommt, in demselben Verhältnis wie 
im Förderungshöchstsatz ein Teil für die Unter- 
kunft und ein Teil für den übrigen Lebensbe- 
darf bestimmt ist. Diese Auslegung des § 21 
Satz 1 des 2. WoGG ist unter Berücksichtigung 
von Artikel 3 und Artikel 20 Abs. 1 GG gebo- 
ten. 

VG Berlin, Urt. v. 1. 11. 1973 — III A 134.73. 
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43. Wohngeld für Studenten wird versagt, wenn 
diese gemäß § 13 BAföG Unterkunftsleistlingen 
erhalten. 

Es verstößt nicht gegen die verfassungsrecht- 
lichen Grundsätze der Sozialstaatlichkeit und 
des Gleichheitssatzes, wenn § 21 des 2. WoGG 
in allen Fällen angewendet wird, in denen ein 
Student einen Unterkunftsbeitrag nach § 13 
Abs. 2 BAföG erhält, und zwar auch dann nicht, 
wenn er wegen der Anrechnung von Einkünften 
von Unterhaltspflichtigen oder eigener Ein- 
künfte einen niedrigeren als den Regelbetrag 
von 120, — ■ DM erhält, wenn der verbleibende 
Betrag nach den dem Wohngeldgesetz zu ent- 
nehmenden Richtlinien aber noch geeignet ist, 
seinen Wohnraum wirtschaftlich zu sichern. 

Das Gericht hat sich im vorliegen Fall der 
Rechtsprechung des BVerwG (Urt. v. 16. 1. 
1974 — VIII C 210/72) angeschlossen. 

VG Schleswig-Holstein, Urt. v. 29. 8. 1974 — 
10 A 25/73. 

44. Die für den Unterkunftsbedarf des Auszubil- 
denden nach dem BAföG gewährten Leistungen 
sind mit dem Wohngeld i. S. des § 21 Satz 1 
des 2. WoGG jedenfalls dann vergleichbar, 
wenn sich die Leistungen nach dem BAföG im 
Bewilligungszeitraum auf 70, — bis 100, — DM 
beliefen und das hypothetische Wohngeld, — 
wie im vorliegenden Fall — im maßgeblichen 
Zeitraum 130, — DM betragen hätte. 

OVG Lüneburg, Urt. v. 14. 11. 1974 — IV A 
36/74. 

45. Wird Ausbildungsförderung einem Studenten 
teilweise als Zuschuß und teilweise als Dar- 
lehen gewährt und enthält der Bewilligungs- 
bescheid des Ausbildungsförderungsamtes keine 
Berechnung des auf die Unterkunft entfallenden 
Anteils, dann sprechen sowohl Wortlaut als 
auch Sinn und Zweck des § 21 Satz 1 des 
2. WoGG und des § 13 BAföG dafür, diesen An- 
teil auf Grund einer Aufteilung des Zuschusses 
im Verhältnis des Regel-Unterkunftsbeitrages 
zur Regel-Gesamtförderung zu ermitteln. § 21 
Satz 1 des 2. WoGG will erreichen, daß jeder 
Antragsteller nur noch eine von mehreren in 
Betracht kommenden Leistungen erhält; eine 
Verrechnung zwischen Wohngeld und der ver- 
gleichbaren Leistung findet nicht statt. 

Der errechnete Anteil von 15,14 DM für die 
Unterkunft war nach Auffassung des Senats bei 
Berücksichtigung des sonst zu gewährenden 
Wohngeldes im vorliegenden Fall noch geeig- 
net, den von dem Antragsteller damals benötig- 
ten Wohnraum wirtschaftlich zu sichern. 

OVG Berlin, Urt. v. 6. 12. 1974 — II B 8.74. 

46. Der Senat folgt dem Urteil des BVerwG v. 16. 1. 
1974 — BVerwGE 44, 271, — , wonach die in § 21 
Satz 1 des 2. WoGG vorausgesetzte Eignung 
anderer vergleichbarer Leistungen dann fehlt, 
wenn diese Leistungen nur noch einen gerin- 
gen Bruchteil des Wohngeldes darstellten, das 


dem Antragsteller ohne diese Leistungen zu 
gewähren ^väre. 

Betragen die vergleichbaren Leistungen nach 
dem BAföG mehr als ein Drittel des ansonsten 
gezahlten Wohngeldes, so ist dies kein „gerin- 
ger Bruchteil" i. S. d. Rechtssprechung des 
BVerwG; die Leistungen sind vielmehr geeig- 
net, den benötigten Wohnraum wirtschaftlich zu 
sichern. 

OVG Berlin, Beschl. v. 11. 12. 1974— II M 3.74. 

47. Wenn der in der BAföG-Leistung enthaltene 
Unterkunftsbeitrag im für den Studenten (hier: 
Kläger) günstigsten Falle über 60 Vo des zu er- 
rechnenden Wohngeldes ausmacht, so ist sie 
kein „nur noch geringer Bruchteil" im Sinne 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge- 
richts. Dieser „nur noch geringe Bruchteil" 
könnte begrifflich erst dann vorliegen, wenn der 
Anteil der BAföG-Leistung auf weniger als die 
Hälfte des Wohngeldanspruchs absinkt. 

OVG Lüneburg, Beschl. v. 20. 3. 1975 — IV B 
13/75. 

48. Stipendien zum Zwecke der Graduiertenförde- 
rung sind dem Wohngeld vergleichbare Leistun- 
gen, soweit sie die Unterkunftskosten für den 
Empfänger und seine Familie decken sollen; 
ihre Gewährung steht der Gewährung von 
Wohngeld jedenfalls dann entgegen, wenn das 
Stipendium mit dem vollen Regelsatz gewährt 
wird (Ergänzung zu BVerwGE 44, 271). 

BVerwG, Urt. v. 13. 11. 1974 — VIII C 13/74. 

49. Studenten (wie hier der Wohngeldantragsteller, 
der infolge des Einkommens seines Vaters als 
Oberfiananzpräsident keine Ausbildungsförde- 
rung erhält), können auch keine Leistungen 
nach dem Wohngeldgesetz bekommen. 

VG Würzburg, Urt. v. 8. 11. 1974 — W 177 
III/73. 

50. Es ist eindeutig, daß mit der Zahlung des 
Grundstipendiums und der Familienzuschläge 
nach § 2 Abs. 3 der Verordnung über die Durch- 
führung der Graduiertenförderung die wirt- 
schaftliche Sicherung des Wohnraums mitbe- 
zweckt ist. 

Der Gesetzgeber ist davon ausgegangen, daß 
sich das Wohngeld und die Zahlungen nach der 
Verordnung über die Durchführung der Gradu- 
iertenförderung decken. Diese Entscheidung des 
Gesetzgebers zwingt zur Abweisung der Klage. 
VG Kassel, Urt. v. 23. 12. 1974 — III E 256/74. 

Zu § 22 (§ 26 des 1. WoGG) 

Doppelwohnungen und vorübergehend 
benutzter Wohnraum 

51. Eine dauernde Abwesenheit ist insbesondere 
anzunehmen, wenn 

a) die Familienwohnung so klein ist, daß im 
Falle der Rückkehr des Familienmitgliedes 
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der den Umständen nach erforderliche 
Wohnraum ohne Anmietung weiteren 
Wohnraumes nicht vorhanden wäre, 

b) das abwesende Familienmitglied erkennbar 
Entscheidungen getroffen hat, die eine Rück- 
kehr in die Familienwohnung als unwahr- 
scheinlich erscheinen lassen (z. B. von seiner 
Verlobten versorgt wird und diese ernsthaft 
heiraten will). 

Bundesverwaltungsgericht, Urt. v. 25. 3. 1971 — 
VIII C 145/70; Glaser 71, 213; MDR 71, 872; 
ZMR 72, 132; WM 71, 206; DÖV 72, 386 

52. Das nur vorübergehend abwesende Familien- 
mitglied hat auch dann keinen eigenen Wohn- 
geldanspruch, wenn für seine Familie kein 
Wohngeld gewährt wird. 

Bay. VGH, Urt. v. 7. 7. 1975 — 7 VII 75. 

53. Der Wohngeldanspruch des nicht bei seiner 
Familie wohnenden Studenten setzt voraus, daß 
er sich dauernd vom Familienhaushalt gelöst 
hat; läßt sich das nicht abschließend klären, geht 
dies zu Lasten des Antragstellers (BVerwGE 44, 
265). 

VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 20. 3. 75 — 
V 813/73. 

Zu § 23 

Antrag 

54. Die Wohngeldverwaltung ist jedenfalls dann 
verpfliditet, den Wohngeldberechtigten vor Ab- 
lauf der Antragsfrist noch einmal auf das Er- 
fordernis erneuter Antragstellung für den neuen 
Bewilligungszeitraum besonders hinzuweisen, 
wenn dieser ein hohes Alter hat, in der Ver- 
gangenheit auf entsprechende Aufforderungen 
zur Abgabe von Erklärungen seitens der Be- 
hörde unverzüglich zu reagieren pflegte und der 
letzte Bewilligungsbescheid, in dem auf die 
Notwendigkeit neuer Antragstellung nach Frist- 
ablauf hingewiesen worden war, nur als vor- 
läufiger Bescheid bezeichnet und der Erlaß eines 
endgültigen Bescheides nach dem 2. WoGG an- 
gekündigt war. 

Verwaltungsgericht Saarland, Urt. v. 17. 4. 74 
— 4 K 440/73 

Zu § 24 

Angaben und Nachweise 

55. Außerhalb der in § 24 Abs. 2 und 3 des 2.WoGG 
normierten Mitwirkungs- und Mitteilungspflidit 
kann eine arglistige Täuschung i. S. des § 30 
des 2. WoGG nicht schon durch Versdiweigen 
nachträglich eingetretener oder bekanntgewor- 
dener Änderungen begangen werden. 

Auch die arglistige Täuschung durch Dritte, ins- 
besondere durch zum Haushalt gehörende Fa- 
milienmitglieder, kann die Rücknahme des 
Wohngeldbewilligungsbesdieides nach § 30 
Abs. 2 und die Rückforderung überzahlten 


Wohngeldes nach § 31 Abs. 1 des 2. WoGG be- 
gründen. Das gilt in besonderem Maße für ein 
unlauteres Verhalten von Familienmitgliedern, 
die zum Haushalt zu rechnen sind. Da sie näm- 
lich der Bewilligungsstelle gegenüber weder 
zur Mitwirkung bei der Sachaufklärung noch 
zur Erteilung von Auskünften verpflichtet sind 
(vgl. §§ 31, 32, 36 WoGG, §§ 24, 25 des 
2. WoGG), können sie noch eher versucht sein, 
ungerechtfertigte Wohngeldleistungen zu er- 
wirken, indem sie dem Antragsteller gegenüber 
leistungsmindernde Umstände verschweigen, 
über die er pflichtgemäß Angaben machen 
müßte. 

VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 13. 3. 75 — 
V 673/73. 

Zu § 25 

Amtshilfe und Auskunftspflicht 

56. Der Empfänger der Miete ist gemäß § 25 des 
2. WoGG verpflichtet, der zuständigen Stelle 
unentgeltlich Auskunft über Höhe und Zusam- 
mensetzung der Miete, über Bezugsfertigkeit 
des Wohnraums sowie über andere ihm be- 
kannte, das Miet- oder Nutzungsverhältnis be- 
treffende Umstände Auskunft zu geben, wenn 
und soweit die Durchführung des 2. WoGG es 
erfordert. 

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Urt. v. 
25. 9. 1973 — 6 K 385/72 

(§ 33 des 1. WoGG) 

Zu § 27 

B ewilligungszeitraum 

57. Wenn das Gesetz die Behörde zu einer kürzer- 
fristigen Bewilligung ermächtigt, räumt es ihr 
damit auch das Recht ein, eine vorläufige Be- 
willigung unter dem Vorbehalt zu erteilen, die 
endgültige Entscheidung erst nach Ablauf des 
regelmäßigen einjährigen Bewilligungszeit- 
raums rückwirkend zu treffen. 

Verwaltungsgericht Saarland, Urt. v. 17. 12. 
1971 — 4 K 35/71 

(§ 34 des 1. WoGG) 

58. Das WohngeldG ermächtigt die Behörde, einen 
kürzeren Bewilligungszeitraum als 12 Monate 
festzusetzen, wenn mit einer kurzfristigen Än- 
derung der Bewilligungsvoraussetzungen zu 
rechnen ist oder aus anderen Gründen Unklar- 
heit besteht, ob die Voraussetzungen für den 
die Berichtigung des Wohngelds während eines 
ganzen Jahres fortbestehen werden. 

Verwaltungsgericht Saarland, Urt. v. 17. 12. 
1971 — 4 K 35/71 

59. Wenn auch nach § 27 des 2. WoGG der Regel- 
bewilligungszeitraum 12 Monate beträgt und 
nach § 1 1 Abs. 2 des 2. WoGG bei der Berech- 
nung des monatlichen Einkommens das im Zeit- 
punkt der Antragstellung zu erwartende Jah- 
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reseinkommen zugrunde zu legen ist, ist es je- 
doch nicht Sinn dieser Vorschriften, bei einem 
kürzeren Bewilligungszeitraum zu erwartende 
Einkoinmenserhöhungen zu berücksichtigen, ob- 
wohl diese noch gar nicht wirksam geworden 
sind. Auszugehen ist von dem tatsächlichen Be- 
willigungszeitraum; das gilt auch dann, wenn 
sich dieser nachträglich verkürzt. 

Verwaltungsgericht Schleswig-Holstein, Urt. v. 
23. 10. 1973 — 10 A 61/73 

60. Im Rechtsstreit über die Höhe des Wohngelds 
erfaßt ein der Klage stattgebendes Beschei- 
dungsurteil insoweit, als sich die Sach- und 
Rechtslage nicht ändert, auch die Zeit nach Ab- 
lauf des Bewilligungszeitraums, für den durch 
den angefochtenen Bescheid ein zu niedriges 
Wohngeld gewährt worden war (Ergänzung zu 
BVerwGE 41, 220). 

BVerwG, Urt. v. 13. 11. 1974 — VIII C 104/73. 

Zu § 28 

Zahlung von Wohngeld 

61. Die Überleitung von Wohngeldansprüchen im 
Wege der Uberleitungsanzeige gemäß § 90 
BSHG ist zulässig. Die Zahlung von Wohngeld 
schließt die Gewährung von Hilfe zum Lebens- 
unterhalt nach dem BSHG in entsprechender 
Höhe aus, weil das Wohngeld auf die Hilfe 
zum Lebensunterhalt anzurechnen ist. 

Oberverwaltungsgericht Münster, Urt. v. 30. 4. 
1973 — VIII A 1248/72 

62. Als Alleinerbe seiner verstorbenen Mutter ist 

der Sohn (hier: Kläger) berechtigt, das Wohn- 
geld bis zum Ablauf des den Sterbemonat ein- 
schließenden Zahlungsabschnittes zu beziehen, 
wenn die antragberechtigte Mutter nach der 
Antragstellung verstorben ist (§ 28 des 

2. WoGG). 

OVG Lüneburg, Urt. v. 14. 11. 1974 — IV A 
35/74). 

Zu § 30 

Aufhebung des Bewilligungsbescheides 

63. Hat der Antragsteller objektiv falsche Angaben 
gemacht, dabei jedoch ohne Bewußtsein und 
ohne Absicht gehandelt, die Bewilligungsbe- 
hörde mit seinen Erklärungen zu täuschen, ist 
die Rücknahme des Bewilligungsbescheides un- 
zulässig. 

Verwaltungsgericht Düsseldorf, Urt. v. 27. 6. 
1973 — 7 K 1326/72 

64. Hat der Antragsteller von Wohngeld der Be- 
willigungsstelle gegenüber keine falschen An- 
gaben gemacht und wurde ihm Wohngeld ohne 
einen bewilligenden Bescheid geleistet (erfolgte 
die Gewährung des Wohngeldes wegen fehlen- 
der Rechtsgrundlage demnach zu Unrecht), ist 


die Rückforderung von Wohngeld ebenfalls nur 
aus den in § 30 des 2. WoGG genannten Grün- 
den möglich. 

VG Schleswig-Holstein, Urt. v. 15. 10. 1974 — 

10 A 50/74 

65. Schreib- und Rechenfehler sowie ähnliche offen- 
barte Unrichtigkeiten in einem Verwaltungsakt 
(hier: Wohngeldbewilligung) kann die Behörde 
jederzeit berichtigen; die Grundsätze über die 
Aufhebung fehlerhafter begünstigender Ver- 
waltungsakte gelten insoweit nicht. 

§ 30 Abs. 4 des 2. WoGG schließt das Recht der 
Behörde, Schreib- und Rechenfehler sowie ähn- 
liche Unrichtigkeiten jederzeit zu berichtigen, 
nicht aus. 

OVG Bremen, Urt. v. 20. 12. 1973 — 111 A 55/72, 

11 BA 118/73. (DÖV 74, 353 - ZMR 75, 123) 

66. Außerhalb der in § 24 Abs. 2 und 3 des 
2. WoGG normierten Mitwirkungs- und Mittei- 
lungspflicht kann eine arglistige Täuschung i. S. 
des § 30 des 2. WoGG nicht schon durch Ver- 
schweigen nachträglich eingetretener oder be- 
kanntgewordener Änderungen begangen wer- 
den. 

Auch die arglistige Täuschung durch Dritte, ins- 
besondere durch zum Haushalt gehörende Fa- 
milienmitglieder, kann die Rücknahme des 
Wohngeldbewilligungsbescheides nach § 30 
Abs. 2 und die Rückforderung überzahlten 
Wohngeldes nach § 31 Abs. 1 des 2. WoGG be- 
gründen. Das gilt in besonderem Maße für ein 
unlauteres Verhalten von Familienmitgliedern, 
die zum Haushalt zu rechnen sind. 

VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 13. 3. 1975 
— V 673/73. 

67. Der auf Vorgänge im Rechenzentrum zurück- 
zuführende Fehler der Wohngeldbescheide ist 
wie ein offenbarer Schreib- oder Rechenfehler 
zu behandeln, der eine nachträgliche Berichti- 
gung rechtfertigt, ohne daß es dazu einer Auf- 
hebung der Bescheide i. S. von § 30 Abs. 4 des 
2. WoGG bedarf. 

Der Oberbegriff „Aufhebung" in § 30 Abs. 4 
des 2. WoGG umfaßt alle Fälle einer nachträg- 
lichen Änderung schon erfolgter Bewilligungen, 
wenn der bewilligte Betrag nach den festge- 
stellten Anspruchsgrundlagen ermittelt worden 
war. Eine Fehlerkorrektur in den Fällen, in 
denen der ermittelte Betrag nicht den festge- 
stellten Anspruchsgrundlagen entsprach, wird 
dagegen durch die genannte Vorschrift nicht 
ausgeschlossen. Einem Schreib- oder Rechen- 
fehler steht es gleich, wenn bei computergefer- 
tigten Bescheiden ein Fehler im Rechenzentrum 
ursächlich für die Bewilligung war. Der Wohn- 
geldempfänger hat Wohngeld „zu Unrecht er- 
halten", wenn es ihm materiell-rechtlich und 
formell-rechtlich nicht zusteht. Ihm steht es ma- 
teriell-rechtlich nicht zu, wenn und soweit die 
Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 
Das ist gemäß § 30 des 2. WoGG allerdings un- 
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erheblich, wenn ein bereits erteilter Bewilli- 
gungsbescheid gemäß dessen Abs. 4 nicht auf- 
gehoben werden darf. 

Gegenüber Personen vom Bildungsgrad des 
Klägers (hier: Kaufmann) ist kein Vorwurf zu 
erheben, wenn sie annehmen, daß von ihnen 
beantragte Zahlungen auch ohne einen aus- 
drücklichen Bewilligungsbescheid geleistet wer- 
den; von ihnen ist nicht zu erwarten, daß sie 
erst den Bewilligungsbescheid abwarten, um 
sich von der Rechtmäßigkeit der Zahlung zu 
überzeugen. 

BVerwG, Urt. v. 11, 6. 75 — VIII C 12/74. 

Zu § 31 

Rückforderung überzahlten Wohngeldes 

68. Aus dem Fehlen eines bewilligenden Wohn- 
geldbescheides kann nicht ohne weiteres ge- 
schlossen werden, daß der Empfänger von 
Wohngeld die ungerechtfertigte Gewährung zu 
vertreten hat. In Betracht kommt hier allein § 30 
Abs. 2 des 2. WoGG für die Aufhebung des 
Wohngeldbescheides. 

VG Schleswig-Holstein, Urt. v. 15. 10. 1974 — 

10 A 50/74. 

69. Hat der Wohngeldempfänger die „ungerecht- 
fertigte Gewährung" von Wohngeld nicht zu 
vertreten, so ist er auch nicht nach allgemeinen 
Grundsätzen über die Rückforderung zu Un- 
recht gewährter Leistungen verpflichtet, das 
empfangene Wohngeld zurückzuzahlen. 

OVG Bremen, Urt. v. 20. 12. 1973 — III A 55/72, 

11 BA 118/73 (DÖV 74, 353 = ZMR 75, 123). 

70. Auch die arglistige Täuschung durch Dritte, ins- 
besondere durch zum Haushalt gehörende Fa- 
milienmitglieder, kann die Rücknahme des 
Wohngeldbewilligungsbescheides nach § 30 
Abs. 2 und die Rückforderung überzahlten 
Wohngeldes nach § 31 Abs. 1 des 2. WoGG be- 
gründen. Das gilt in besonderem Maße für ein 
unlauteres Verhalten von Familienmitgliedern, 
die zum Haushalt zu rechnen sind. 

Der Antragsteller kann nicht verlangen, daß die 
Bewilligungsstelle auf die Rückforderung des 
überzahlten Wohngeldes verzichtet; sowohl 
unverhältnismäßig hohe Aufwendungen für 
Krankheitskosten des Antragstellers, als auch 
der Umstand, daß er das zurückzuzahlende 
Wohngeld, seinerzeit in Form einer Nachzah- 
lung erhalten und mithin nicht für die laufenden 
Mietzahlungen verwendet hat, sprechen gegen 
die Annahme einer besonderen Härte (§ 31 
Abs. 2 des 2. WoGG). 

VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 13. 3. 1975 — 
V 6723/73. 

71. Der Rückforderungs anspruch nach § 31 Abs. 1 
des 2. WoGG setzt namentlich auch voraus, daß 
der Wohngeldempfänger die „ungerechftfertigte 
Gewährung" zu vertreten hat. Der hier verwen- 


dete Begriff setzt nicht voraus, daß dem Wohn- 
geldempfänger ein Bewilligungsbescheid zuge- 
gangen ist; mit diesem Ausdruck ist jede Zah- 
lung gemeint, die der Empfänger erhalten hat. 
Dabei kann es nicht erheblich sein, ob das 
Wohngeld bar gezahlt oder auf ein von ihm 
angegebenes Konto überwiesen wird. Im letzt- 
genannten Fall hat er das Wohngeld in dem 
Zeitpunkt erhalten, in dem der überwiesene 
Betrag in seinen Verfügungsbereich gelangt ist. 
Die vollzogene Überweisung steht einer Bar- 
zahlung gleich. 

Nach allgemeinem Sprachgebrauch hat jemand 
einen Vorgang zu vertreten, wenn er in der 
Lage und wenn er aus Rechtsgründen verpflich- 
tet war, ihn zu verhindern. Deshalb kann bei 
Anwendung von § 31 Abs. 1 des 2. WoGG nicht 
der Zeitpunkt maßgebend sein, in dem der Ver- 
mögensübergang bei der Zahlung objektiv voll- 
endet ist; die Verantwortung des Empfängers 
wird erst in dem Zeitpunkt angesprochen, in 
dem er Kenntnis von dem Zahlungsvorgang er- 
halten hat. Im Falle der Barzahlung fallen in 
aller Regel beide Zeitpunkte zusammen. Der 
Empfänger hat die unrechtmäßige Gewährung 
zu vertreten, wenn er beim Empfang der Zah- 
lung erkennt oder den Umständen nach erken- 
nen muß, daß sie ihm nicht oder nicht in der 
erfolgten Höhe zusteht; bei erkennbaren Män- 
geln reicht die Notwendigkeit ernsthafter Zwei- 
fel am Rechtsgrund der Zahlung für das „Vertre- 
tenmüssen" aus. Im Falle der Überweisung auf 
auf ein Konto fallen beide Zeitpunkte in der 
Regel auseinander, der Empfänger hat die un- 
gerechtfertigte Gewährung auch dann zu ver- 
treten, wenn er bei Kenntnisnahme von der Bu- 
chung erkennt und erkennen muß, daß ihm der 
überwiesene Betrag nicht oder nicht in dieser 
Höhe zusteht, ohne daß er daraus die gebotene 
Folgerung zieht, den gezahlten oder überzahlten 
Betrag zurückzuüberweisen oder den Einzahler 
von seinen Zweifeln in Kenntnis zu setzen. 

Bei dieser zeitlichen Festlegung des Vertreten- 
müssens kann der beklagten Behörde nicht dar- 
in gefolgt werden, der Kläger habe die Pflicht 
gehabt, den erhaltenen Betrag zurückzuüber- 
weisen oder den Empfang anderweitig rückgän- 
gig zu machen, wenn er in einem späteren Zeit- 
punkt, also nach der Kenntnisnahme von der 
Überweisung, Kenntnis von Umständen erhielt, 
die zu Zweifeln an der Rechtmäßigkeit der Zah- 
lung führen mußten. 

Die „allgemeinen Grundsätze über die Rückfor- 
derung zu Unrecht gewährter Leistungen", auf 
die § 31 Abs. 4 des 2. WoGG verweist, gelten 
nur dann, wenn Abs. 1 den Rückforderungs an- 
spruch rechtfertigt; wäre etwas anderes ge- 
meint, so wäre Abs. 1 überflüssig: Allgemeine 
Grundsätze des Verwaltungsrechts, die die Er- 
stattung zu Unrecht gewährter Leistungen be- 
treffen, knüpfen nicht daran an, ob der Empfän- 
ger die ungerechtfertigte Gewährung zu ver- 
treten hat, sehen vielmehr eine nur durch Ge- 
sichtspunkte des Vertrauensschutzes einge- 
schränkte Rückzahlungspflicht vor. Ist § 31 
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Abs. 1 des 2. WoGG anwendbar, so kann dem 
Rückforderungsanspruch kein weitergehender 
Vertrauensschutz entgegengehalten werden; 
auch die Grundsätze von §§ 812 ff. (insbes. § 818 
Abs. 3) BGB sind dann anwendbar. Sind dage- 
gen die Voraussetzungen der Vorschrift nicht 
erfüllt, so entfällt jeder Rückforderungsan- 
spruch, weil dessen gesetzlich geregelte Ein- 
schränkung zugleich die Funktion hat, dem ge- 
schützten Wohngeldempfänger unter den tat- 
bestandlich gekennzeichneten Voraussetzun- 
gen Vertrauensschutz zu gewähren. 

Die Erfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen 
von § 31 Abs. 1 des 2. WoGG muß von der 
Wohngeldstelle dargetan werden; damit wird 
zugleich eine Beweislastregelung getroffen: Ist 
in tatsächlicher Hinsicht nicht abschließend zu 
klären, ob der Wohngeldempfänger die unge- 
rechtfertigte Gewährung von Wohngeld zu ver- 
treten hat, so entfällt der Rückforderungsan- 
spruch. Etwaige verbleibende Unklarheiten ge- 
hen zu Lasten der Wohngeldstelle, Gesichts- 
punkte, die erkennen ließen, daß der Sachver- 
halt nicht ausreichend aufgeklärt worden ist, 
werden von der Revision nicht im Wege zuläs- 
siger und begründeter Revisionsrügen vorge- 
bracht (§ 137 Abs. 2 VwGO). 

BVerwG, Urt. v. 11. 6. 1975 — VIII C 12/74. 


Zu § 33 

Beschränkung der Berufung 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

72. Sobald eine Entscheidung des BVerwG ergan- 
gen ist, führt eine Abweichung von früheren 
oberverwaltungsgerichtlichen Urteilen nicht 
mehr zur Zulassung der Berufung. 

OVG Lüneburg, Beschl. v. 20. 3. 1975 — IV B 
13/75. 

73. Die Frage, wann ein Student bei seiner Rück- 
kehr ins Elternhaus „zumutbare Verhältnisse" 
und „angemessenen Wohnraum" vorfindet, hat 
keine grundsätzliche Bedeutung i. S. von § v33 
Abs. 1 des 2. WoGG und § 131 Abs. 2 VwGO, 
da es sich um tatsächliche Fragen handelt, die 
einer generellen Beantwortung nicht zugänglich 
sind, sondern in jedem Einzelfall unter Berück- 
sichtigung aller Umstände (Lebensgewohnhei- 
ten der Familie, neu erworbene Bedürfnisse und 
Gewohnheiten des Studenten etc.) entschieden 
werden müssen. 

Hessischer VGH, Beschl. v. 28. 1. 1975 — VII 
TE 49/74. 
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Zusammenstellung der das Wohngeld betreffenden mündlichen Anfragen 
von Abgeordneten des Deutschen Bundestages in der Zeit vom 
1. Januar 1973 bis zum 8. Oktober 1975 


Fragesteller(in) 


Antwort 


1. MdB Seiters (CDU/CSU): 

2. MdB Seibert (SPD) : 

3. MdB Dr. Geßner (SPD): 

4. MdB Dr. Evers (CDU/CSU) : 

5. MdB Dr. Evers (CDU/CSU): 

6. MdB Augstein (SPD) : 

7. MdB Augstein (SPD): 

8. MdB Rommerskirchen (CDU/CSU) : 

9. MdB Dr. Evers (CDU/CSU): 

10. MdB Gansei (SPD): 

11. MdB Dr. Schneider (CDU/CSU): 

12. MdB Pfeffermann (CDU/CSU): 

13. MdB Zebisch (SPD) : 

14. MdB Engelhard (FDP): 

15. MdB Dr. Schneider (CDU/CSU): 

16. MdB Dr. Schneider (CDU/CSU): 


Anlage 15 zum Protokoll über die 15. Sitzung des 7. Deutschen 
Bundestages am 16. Februar 1973, seite 692 

Anlage 58 zum Protokoll über die 18. Sitzung am 23. Februar 

1973, Seite 871 

Anlage 35 zum Protokoll über die 24. Sitzung am 23. März 1973, 
Seite 1187 

Anlage 38 zum Protokoll über die 34. Sitzung am 18. Mai 1973, 
Seite 1915 

Anlage 24 zum Protokoll über die 46. Sitzung vom 20. Juni 1973, 
Seite 2730 

Drucksache 7/1014, Nr. 49, Seite 38 
Drucksache 7/1014, Nr. 51, Seite 39 

Protokoll über die 84. Sitzung am 13. März 1974, Seite 5464 

Anlage 19 zum Protokoll über die 137. Sitzung am 13. Dezember 

1974, Seite 9477 

Anlage 3 zum Protokoll über die 139. Sitzung am 19. Dezember 

1974, Seite 9643 

Protokoll über die 148. Sitzung am 19. Februar 1975, Seite 10253 

Anlage 22 zum Protokoll über die 165. Sitzung am 18. April 

1975, Seite 11582 

Anlage 87 zum Protokoll über die 165. Sitzung am 18. April 
1975, Seite 11606 

Anlage 88 zum Protokoll über die 165. Sitzung am 18. April 
1975, Seite 11606 

Drucksache 7/3920, Nr. 66 und 67, Seite 36 und 37 
Drucksache 7/4130, Nr. 59, Seite 35 
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Anlage 8 


Verwaltungsaiifwand bei der Durchführung des Zweiten Wohngeldgesetzes 1972 und 1974 



Verwal- 

tungs- 

Anteil am 
gesamten Ver- 
waltungsaufwand 
in Vo 

Zahl der 
Wohngeld- 
anträge 
1972 

Verwaltungs- 
aufwand 
je Antrag 
in DM 

Verhältnis zum 
ausgezahlten 
Wohngeld in Vo 

Land 

aufwand 
insgesamt 
in DM 1972 

Perso- 

nelle 

Aus- 

gaben 

1972 

Sach- 

aus- 

gaben 

1972 

1972 

1974 

1972 

1974 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Baden-Württemberg .... 

14 326 578 

79,4 

20,6 

290 946 

40,26 

49,24 

8,55 

10,10 

Bayern 

16 247 337 

77,4 

22,6 

386 955 

33,00 

42,00 

8,30 

9,00 

Berlin 

10 062 090 

85,5 

14,5 

214 444 

36,89 

46,92 

9,18 

10,60 

Bremen 

3 207 294 

86,5 

13,5 

70 348 

34,00 

45,59 

9,40 

10,20 

Hamburg 

4 907 284 

86,5 

13,5 

118617 

35,00 

41,37 

7,00 

6,10 

Hessen 

7 983 000 

82,6 

17,4 

244 121 

35,87 

32,70 

6,50 

6,88 

Niedersachsen 

16 826 377 

86,0 

14,0 

342 937 

40,82 

49,07 

7,64 

8,68 

Nordrhein-Westfalen . . . 

43 666 529 

86,0 

14,0 

971 906 

41,96 

44,93 

8,50 

8,70 

Rheinland-Pfalz 

4 184 305 
(ohne EDV- 
Kosten) 

91,2 

8,8 

132 377 

42,52 

31,61 

10,27 

7,50 

Saarland 

1 301 517 

91,0 

9,0 

38 463 

35,48 

33,84 

7,67 

6,83 

Schleswig-Holstein 

6 453 000 

80,8 

19,2 

166 000 

35,00 

38,87 

7,50 

7,25 
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Anlage 9 


Personalaufwand bei der Durchführung des Zweiten Wohngeldgesetzes in 1974 



Antragsannahme- 

stellen 

Bewilligungs- 

Stellen 

Widerspruchs- 

steilen 

Zahl der von einem 
Beschäftigten durch- 
schnittlich bearbeiteten 
Anträge 

Land 

Zahl 

der 

Stel- 

Zahl der 
Beschäf- 
tigten 

Zahl 

der 

Stel- 

Zahl der 
Beschäf- 
tigten 

Zahl 

der 

Stel- 

Zahl 

der 

Be- 

schäf- 

tigten 


len 

len 

len 

1972 1 

1974 

Baden-Württemberg .... 

1 688 

— 

99 

329 *) 

4 

4 

742 

884 

Bayern 

4 186 

— 

92 

346 

7 

26 1) 

900 bis 

1 000 

1 100 

Berlin 



12 

316 

(davon 

81 1)) 

1 

2 

824 

912,5 

Bremen 

8 

181/2 1) 

2 

85V2 

1 

2^) 

1 200 

1 108 

Hamburg 

23 

133 

23 

133 

7 

1,4 

853 

905 

Hessen ^ 

— 

— 

61 

220 

14 

2 

851 

1 110 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen . . i 

j 

115 

446 

141 

260 

(geschätzt) 

144 

98 

474 1) 

1 020 

13 

16 

790 

820 

826 

950 

Rheinland-Pfalz 

179 

— 

43 

149 

— 

— 

688 

955 

Saarland 

50 

92 1) 

50 

92 1) 

6 

6 1) 

713 

854 

Schleswig-Holstein 

222 

176 

222 

176 

13 


907 

941 


Diese Beschäftigten werden zum Teil auch mit anderen Aufgaben betraut. 
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Anlage 10 


Entwicklung der Wohnungsmieten seit 1970 

(1970 == 100) 


Jahr 

Wohnungsmiete 

insgesamt 

Altbauwohnungen 

Neubauwohnungen 

zusammen 

aus der Zeit 

zusammen 

sozialer 
Wohnungs- 
bau aus der 
Zeit nach 
dem 20. Juni 
1948 

freifinanzier- 
ter Woh- 
nungsbau 
aus der Zeit 
nach dem 

20. Juni 1948 

vor dem 

1. April 1924 

vom 1. April 
1924 bis zum 
20. Juni 1948 

1971 D 

106,1 

106,8 

106,7 

107,0 

105,6 

105,3 

105,8 

1972 D 

112,3 

112,9 

112,5 

113,5 

112,0 

110,9 

112,6 

1973D 

118,8 

118,9 

117,9 

120,5 

118,8 

118,6 

119,0 

1974 D 

124,6 

124,7 

123,4 

126,9 

124,5 

125,5 

123,9 



— Veränderungen gegen Vorjahr in ^/o — 



1971 

6,1 

6,8 

6,7 

7,0 

5,6 

5,3 

5,8 

1972 

5,8 

5,7 

5,4 

6,1 

6,1 

5,3 

6,4 

1973 

5,8 

5,3 

4,8 

6,2 

6,1 

6,9 

5,7 

1974 

4,9 

4,9 

4,7 

5,3 

4,8 

5,8 

4,1 

1975 2) 

6,5 

6,8 

6,5 

7,1 

6,1 

8,6 

4,6 


0 Nach den Mietpreisfeststellungen (in 119 Gemeinden des Bundesgebietes) für den Preisindex für die Lebens- 
haltung aller privaten Haushalte. 

2) geschätzt 
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Anlage 11 


Mietobergrenzen und subventionstechnisch bedingter Mietanstieg 


Land 

Mietobergrenze 

in den 
Angaben 
in 

Spalte 2 
enthal- 
tene Be- 
triebs- 
kosten- 
pauschale 

korri- 
gierte 
Miet- 
ober- 
grenze 
ohne Be- 
rücksich- 
tigung 
der Be- 
triebs- 
kosten- 
pauschale 

durch die 

Förderungsmethode 
bedingte Mietsteigerung 
ab dem . . . Jahr 

1973 1 

1975 

DM j e qm/monatlich 

1 

2 

3 

4 

5 



Baden-Württemberg 

max. 

max. 

0,25 

4,05 

ab 





4 — 

4,30 



5. Jahr 


0,78 







9. Jahr 

= 

0,78 







13. Jahr 


0,78 







insgesamt 


2,34 

Bayern 

München 





ab 




Würzburg ) 

4,20 

4,20 

0,40 

3,80 

4. Jahr 

= 

0,50 


übrige 





6. Jahr 

= 

0,50 


Gemeinden ) 

3,90 

3,70 

0,20 

3,50 

9. Jahr 


0,60 


— Ortsklasse S 

3,90 

3,90 

0,35 

3,55 

12. Jahr 

= 

0,60 


— Ortsklasse A 

3,60 

3,60 

0,35 

3,25 

15. Jahr 

= 

0,60 







insgesamt 

= 

2,80 

Berlin . . . . 


3,90 

4,50 

0,58 

3,92 

ab 









4. Jahr 

— 

0,50 







7. Jahr 

= 

0,50 







10. Jahr 


0,50 







13. Jahr 

— 

0,50 







insgesamt 


2,— 

Bremen . . . . 


4,10 

4,20 

0,45 

3,75 

ab 









5. Jahr 

= 

0,50 







10. Jahr 


0,50 







15. Jahr 

= 

0,50 







insgesamt 

= 

1,50 

Hamburg . . 


4,70 

5,50 

0,81 

4,69 

ab 







1,06 

4,44 

5. Jahr 


0,60 







7. Jahr 


0,40 







9. Jahr 


0,40 







11. Jahr 


0,40 







13. Jahr 


0,40 







15. Jahr 

= 

0,40 







17. Jahr 

= 

0,40 







insgesamt 

= 

3,00 
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Land 

Mietobergrenze 

in den 
Angaben 
in 

Spalte 2 
enthal- 
tene Be- 
triebs- 
kosten- 
pauschale 

korri- 
gierte 
Miet- 
ober- 
grenze 
ohne Be- 
rücksich- 
tigung 
der Be- 
triebs- 
kosten- 
pauschale 

durch die 

Förderungsmethode 
bedingte Mietsteigerung 
ab dem . . . Jahr 

1973 1 1975 

DM je qm/monatlich 

1 1 2 

3 

4 

5 

Hessen Frankfurt 





ab 

Offenbach 


3,85 4,15 

0,20 

3,95 

6. Jahr = 0,70 

Wiesbaden 





9. Jahr = 0,70 

im übrigen 


3,65 3,95 

0,20 

3,75 

12. Jahr = 0,70 






15. Jahr = 0,60 






insgesamt = 2,70 

Niedersachsen 


4,05 4,50 

0,29 

4,21 

ab 






5. Jahr ^ 0,80 






9. Jahr = 0,80 






13. Jahr = 0,80 






insgesamt = 2,40 

Nordrhein- Gemeinden bis 




ab 

Westfalen 100 000 Einwohner 

4,00 4,30 

0,25 

4,05 

5. Jahr = 1,00 

500 000 Einwohner 

4,00 4,50 

0,25 

4,25 

9. Jahr = 1,00 

über 





13. Jahr = 1,00 

500 000 Einwohner 

4,00 4,70 

0,25 

4,45 

15. Jahr = 0,04 






insgesamt = 3,04 

Rheinland-Pfalz . . Gemeinden bis 




ab 

5 000 Einwohner 

3,60 3,90 

0,30 

3,60 

5. Jahr = 0,75 

100 000 Einwohner 

3,90 4,20 

0,30 

3,90 

9. Jahr = 0,75 

über 





13. Jahr = 0,75 

100 000 Einwohner 

4,20 4,50 

0,30 

4,20 







insgesamt = 2,25 

Saarland Gemeinden unter 





100 000 Einwohner 

4,20 4,20 







über 






100 000 Einwohner 

4,60 4,60 




Schleswig-Holstein in Wohnungen mit 

je nach 4, — 

0,70 

3,30 

Jährlich 0,30 

Normalausstattung 

Ausstat- 4,20 

0,70 

3,50 

= 12 X 0,30 

Sammelheizung 

tung 4,50 

0,70 

3,80 


Sammelheizung 

3,80 bis 



insgesamt 3,60 

und Fahrstuhl 

4,20 
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Anlage 12 


Schlußabrechnungsergebnisse in Nordrhein-Westfalen 

(1973 und 1974) 


Bewilligungsjahr 

Zahl der 
Mietwohnungen 

Durchschnittsmiete DM/qm/monatlidi 

Veränderung 
in ®/o 

bei 

Bewilligung 

bei Schluß- 
abrechnung 


Eingegangene Schlußabrechnungen 1973 


1968 

2 530 

3,11 

3,53 

+ 13,5 

1969 

2 949 

3,14 

3,79 

+ 20,7 

1970 

3 605 

3,18 

3,88 

+ 22,0 

1971 

3 125 

3,41 

3,86 

+ 13,2 

1972 

— 

— 


— 

Gesamtdurchschnitt | 

12 209 

3,21 

3,78 

1 +17,8 


Eingangene Schlußabrechnungen 1974 


1968 

425 

3,03 

3,32 

+ 9,6 

1969 

646 

3,13 

3,74 

+ 19,5 

1970 

1 824 

3,18 

3,90 

+ 22,6 

1971 

2 477 

3,43 

3,89 

+ 13,4 

1972 

767 

3,56 

4,16 

+ 16,9 

Gesamtdurchschnitt 

6 139 

3,31 

3,87 

+ 16,9 


Quelle: Wohnungsbauförderungsanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Anlage 13 

Absehbare Mietenentwicklung im neueren Sozialwohnungsbestand bis 1978 

(Wohnungen mit Bad und Sammelheizung in Gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern) 

‘ — DM/qm — 


Jahr 

Land 

FÖrderungsj ahrgang 

1965 

1 1966 1 

1967 

1975 

Baden-Württemberg 

4,85 

5,00 

4,55 


Bayern 

4,60 

4,50 

5,00 


Berlin 

4,02 

4,20 

4,33 


Bremen 

4,30 

5,00 

5,00 


Hamburg 

4,24 

4,43 

5,02 


Hessen — Frankfurt/Wiesbaden 

4,10/4,15 

4,09 / 4,72 

4,71/4,85 


— übrige Städte über 100 000 

3,86 / 4,07 

3,52 / 4,07 

4,10/4,52 


Niedersachsen 

4,50 

5,02 

4,88 


Nordrhein- Westfalen 

4,40 

4,60 

5,20 


Rheinland-Pfalz 

3,90 

3,95 

4,05 


Saarland 

3,50 

3,43 

. 


Schleswig-Holstein 

4,37 

4,25 

4,65 

1976 

Baden-Württemberg 

4,95 

5,10 

4,65 


Bayern 

4,70 

4,60 

5,10 


Berlin 

4,12 

4,70 

4,43 


Bremen 

4,57 

5,12 

5,12 


Hamburg 

4,34 

4,53 

5,12 


Hessen — Frankfurt/Wiesbaden 

4,44 / 4,79 

4,19/4,93 

4,81 /4,95 


übrige Städte über 100 000 

3,96 / 4,36 

4,16/4,43 

4,20/4,62 


Niedersachsen 

5,20 

5,12 

5,18 


Nordrhein-Westfalen 

4,50 

4,70 

5,30 


Rheinland-Pfalz 

4,00 

4,05 

4,15 


Saarland 

3,50 

3,61 

• 


Schleswig-Holstein 

4,54 

4,41 

4,75 

1977 

Baden-Württemberg 

5,50 

5,40 

4,95 


Bayern 

5,21 

4,90 

5,40 


Berlin 

4,50 

5,00 

5,13 


Bremen 

4,69 

5,39 

5,24 


Hamburg 

4,84 

4,83 

5,42 


Hessen — Frankfurt/Wiesbaden 

4,74 / 5,32 

5,41 / 5,46 

5,11/5,25 


übrige Städte über 100 000 

4,59 / 4,66 

4,66 / 5,04 

4,64/4,92 


Niedersachsen 

5,33 

5,75 

5,28 


Nordrhein-Westfalen 

5,00 

5,00 

5,60 


Rheinland-Pfalz 

4,32 

4,35 

4,45 


Saarland 

3,70 

3,81 

• 


Schleswig-Holstein 

4,84 

4,76 

5,05 

1978 

Baden-Württemberg 

5,60 

5,75 

5,05 


Bayern 

5,31 

5,19 

5,50 


Berlin 

4,60 

5,32 

5,23 


Bremen 

4,81 

5,31 

5,51 


Hamburg 

4,94 

5,15 

5,52 


Hessen — Frankfurt/Wiesbaden 

4,84 / 5,42 

5,56 / 5,76 

5,35/5,44 


— übrige Städte über 100 000 

4,69 / 4,76 

4,76/5,14 

4,95 / 5,25 


Niedersachsen 

5,64 

5,86 

5,85 


Nordrhein-Westfalen 

5,10 

5,35 

5,70 


Rheinland-Pfalz 

4,40 

4,65 

4,55 


Saarland 

3,70 

3,81 



Schleswig-Holstein 

4,94 

4,86 

5,26 


Quelle: Angaben der Länder 
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Anlage 13 


Förderungsjahrgang 


1968 1 

1969 1 

1970 1 

1971 

1 1972 

1 1973 

1 1974 

4,85 

4,90 

4,45 

4,45 

4,45 

4,70 

4,40 

4,70 

5,00 

4,30 

4,90 

4,30 

4,20 

3,90 

4,45 

3,65 

3,85 

4,84 

4,60 

4,90 

4,50 

4,90 

4,74 

4,18 

4,08 

4,43 

4,38 

4,30 

4,98 

5,15 

4,78 

5,22 

5,48 

5,48 

5,23 

5,01/5,21 

5,14/5,59 

4,78 

4,89 

4,53 

4,63 

4,65 

4,80/5,21 

4,99 / 5,22 

4,51 /4,73 

4,31 /4,60 

4,47/5,14 

4,55 / 4,95 

4,59 / 5,00 

5,09 

5,09 

5,07 

4,92 

4,86 

4,59 

5,12 

5,30 

5,30 

5,30 

4,60 

4,90 

5,00 

, 

4,05 

3,85 

4,00 

4,20 

4,50 

4,80 

4,50 

. 

4,06 


4,60 

4,60 

4,60 

4,60 

4,63 

4,70 

5,06 

4,96 

5,08 

4,76 

4,87 

5,15 

5,00 

5,75 

4,55 

4,75 

4,80 

4,70 

4,80 

5,10 

4,90 

5,00 

4,80 

4,30 

4,00 

4,55 

3,95 

3,95 

4,94 

5,20 

5.00 

4,60 

5,02 

4,86 

4,75 

4,20 

4,55 

4,60 

4,42 

5,68 

5,25 

5,58 

5,32 

5,58 

5,58 

5,58 

5,11 /5,31 

5,24 / 5,69 

4,88 

4,99 

4,63 

4,73 

4,75 

4,90/5,31 

4,80/5,32 

4,83 / 5,24 

3,89 / 4,92 

4,10/5,24 

4,22 / 5,40 

4,69/5,10 

5,21 

5,58 

5,52 

5,43 

5,31 

5,12 

5,22 

5,40 

5,40 

5,40 

5,40 

5,00 

5,10 


4,15 

4,25 

4,10 

4,30 

4,60 

4,90 

4,80 

. 

4,06 

. 

4,60 

4,60 

4,90 

4,90 

4,73 

4,97 

5,16 

5,06 

5,28 

5,05 

4,83 

5,25 

5,30 

5,85 

6,05 

4,85 

5.10 

4,80 

5,10 

5,40 

5,20 

5,90 

5,10 

5,00 

4,30 

4,85 

4,25 

4,45 

5,24 

5,50 

5,80 

4,90 

5,14 

4,98 

4,87 

4,77 

4,67 

4,32 

4,54 

5,98 

6,15 

5,88 

6,32 

5,88 

5,88 

5,88 

5,41 /5,61 

5,54 / 5,99 

5,18 

5,67 

5,64 

5,03 

5,05 

5,20/5,61 

5,39/5,62 

5,13/5,54 

4,54/5,61 

4,40 / 5,54 

4,52 / 5,70 

4,99 / 5,84 

5,51 

5,72 

6,07 

5,85 

5,89 

5,55 

5,56 

5,70 

5,70 

5,70 

5,70 

6,10 

5,40 

, 

4,45 

4,65 

4,70 

4,60 

4,90 

5,20 

4,90 

• 

4,26 

. 

4,80 

4,80 

4,90 

4,90 

5,03 

5,27 

5,46 

5,66 

5,68 

5,55 

5,28 

5,55 

5,40 

6,15 

6,15 

6.45 

5,20 

5,10 

5,20 

5,50 

5,30 

6,00 

5,70 

5,10 

4,80 

5,35 

4,35 

4,55 

5,84 

5,60 

5,90 

5,50 

5,26 

5,10 

4,99 

4,89 

5,24 

4,74 

4,66 

6,08 

6,25 

5,98 

6,42 

6,68 

5,98 

5,98 

5,71 /5,76 

5,64/6,09 

5,28 

5,77 

5,74 

5,84 

5,15 

5,30/5,71 

5,49/5,99 

5,23/5,64 

4,86/5,71 

5,20 / 6,30 

4,62 / 5,80 

5,09 / 5,94 

5,64 

6,02 

6,20 

6,40 

6,58 

6,18 

5,89 

5,80 

5,80 

5,80 

5,80 

6,60 

6,50 

. 

4,55 

4,65 

4,80 

5,30 

5,00 

5,30 

5,20 

. 

4,26 

. 

4,80 

4,80 

5,10 

5,10 

5,13 

5,37 

5,56 

5,76 

5,88 

5,85 

5,73 
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Die Übersicht gibt das Ergebnis einer Umfrage bei den Ländern wieder. Die 
Angaben der Länder beruhen auf Daten größerer Wohnungsunternehmen, sowie 
auf Fortrechnungen dieser Daten bzw. der statistisch erfaßten Bewilligungsmieten. 
Sie machen bei allen Vorbehalten, die sich daraus ergeben, daß die Angaben 
nicht statistisch abgesichert sind, deutlich, wie stark sich die Mieten im neueren 
Sozialwohnungsbestand aufgrund der verschiedenen Förderungssysteme, nament- 
lich aufgrund des unterschiedlichen Subventionsabbaues, auseinanderentwickeln 
werden. 

Bei der Fortrechnung der von den befragten Wohnungsunternehmn gemelde- 
ten Mieten bzw, der Bewilligungsmieten wurde schematisch davon ausgegangen, 
daß 

— die Betriebskosten jährlich um 0,10 DM je qm und Monat, 

— die Verwaltungs- und Instandhaltungskosten alle zwei Jahre um 0,20 DM je 
qm und Monat steigen, 

— die Mietsteigerung bei Wegfall der Grundsteuervergünstigung nach 10 Jahren 
4,5 Vo der zum betreffenden Zeitpunkt geltenden Miete ausmacht. 

Einige Länder haben die Vermutung geäußert, daß diese Ansätze zu knapp be- 
messen sind. 

Außerdem ist bei Schlußfolgerungen aus Anlage 13 zu bedenken, daß die An- 
gaben nicht in vollem Umfang mit der wohngeldfähigen Miete nach § 5 des 
Zweiten Wohngeldgesetzes identisch sind. So kommt z. B. bei allen Wohnungen 
in Gebäuden mit Aufzugsanlagen zur Einzelmiete eine Umlage der Kosten des 
Betriebs der Aufzugsanlage, die wohngeldfähig ist. Diese Umlage liegt nach 
Angaben aus Hamburg je nach dem Alter der Anlage zwischen 7 und 10 DM je 
Wohnung und Monat. 
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Anlage 14 a 


Durchschnittliche Wohnungsmieten der Empfänger von Mietzuschuß 
in der Gliederung der Höchstbetragstabelle in § 8 Abs. 2 2. WoGG 

(Stand: 31. Dezember 1974) 


in Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 

für Wo 
20. Juni 
24. Jur 
1. Apr 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

hnraum, der 
1948 (im Lan 
li 1948, im Sa 
il 1948) bezug 
geworden ist 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

DM 

bis zum 
d Berlin: 
arland: 
fsfertig 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

Bei einem Alleinstehenden unter 100 000 

88 

120 

151 

von 100 000 bis unter 500 000 

104 

139 

177 

von 500 000 und mehr 

107 

146 

187 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

113 

161 

216 

zwei Familienmitgliedern 000 500 000 

131 

179 

236 

von 500 000 und mehr 

134 

183 

235 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

138 

198 

267 

drei Familienmitgliedern ^00 000 bis unter 500 000 

149 

225 

294 

von 500 000 und mehr 

153 

236 

296 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

154 

229 

301 

vier Familienmitgliedern 5^^000 

166 

258 

330 

von 500 000 und mehr 

176 

265 

335 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

175 

260 

327 

fünf Familienmitgliedern jqq qqq 500 000 

183 

287 

353 

von 500 000 und mehr 

191 

284 

362 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

192 

276 

346 

sechs Familienmitgliedern 000 50 o ogg 

205 

296 

370 

von 500 000 und mehr 

200 

298 

380 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

200 

290 

371 

sieben und mehr Familien- nnn u- + cnn nnn 

, von 100 000 bis unter 500 000 

mitgliedern 

215 

312 

413 

von 500 000 und mehr 

216 

318 

412 


Zahl der Fälle 

unter 100 000 

66 551 

70 926 

42 259 

von 100 000 bis unter 500 000 

43 273 

41 198 

23 658 

von 500 000 und mehr 

48 534 

51 440 

35 056 
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Anlage 14 a 


für Wohnraum, der nach dem 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bis zum 

31. Dezember 1965 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1965 bis zum 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

DM 

90 

127 

161 

94 

136 

185 

108 

146 

209 

96 

135 

175 

106 

158 

202 

135 

163 

219 

102 

137 

177 

94 

152 

197 

132 

171 

211 

114 

161 

220 

124 

191 

244 

143 

214 

270 

117 

169 

227 

144 

228 

262 

198 

232 

279 

125 

174 

226 

132 

220 

262 

164 

236 

272 

130 

194 

272 

145 

237 

302 

205 

255 

326 

131 

206 

279 

130 

273 

316 

185 

284 

342 

133 

213 

281 

117 

268 

322 

230 

289 

337 

147 

225 

304 

174 

267 

327 

218 

295 

353 

140 

237 

311 

148 

304 

337 

204 

325 

363 

155 

240 

311 

159 

295 

342 

180 

313 

363 

165 

248 

329 

198 

285 

349 

228 

314 

378 

150 

258 

333 

157 

325 

361 

209 

316 

391 

195 

259 

327 

164 

302 

365 

332 

333 

391 

166 

263 

346 

203 

299 

363 

257 

311 

398 

165 

276 

344 

189 

337 

383 

47 

331 

412 

174 

270 

341 

234 

313 

384 

— 

422 

411 

176 

272 

366 

214 

294 

383 

227 

324 

425 

187 

275 

358 

193 

350 

402 

319 

294 

446 

177 

276 

350 

174 

320 

404 

226 

413 

437 





Zahl der Fälle 




27 366 

148 492 

127 161 

2 237 

26 715 

166 627 

352 

5 840 

103 381 

8 826 

79 122 

62 467 

373 

7 307 

55 135 

94 

1 071 

30 521 

8 547 

68 762 

92 042 

256 

4 356 

62 524 

88 

874 

27 849 
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Anlage 14 b 


Höchstbeträge für Miete und Belastung 

(1) Bei der Gewährung des Wohngeldes wird die Miete oder Belastung nicht berücksichtigt, soweit 
sie monatlich folgende Höchstbeträge übersteigt: 


in Gemeinden 
mit einer 
Einwohnerzahl 


für Wohnraum, 
der bis zum 
20. Juni 1948 
(im Land Berlin; 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bezugsfertig 
geworden ist 




o ß 
c d 

N 2 

§ 2 

s g 

2 6 
X i/) 

'Ö^ 3 

|i 

’S 4.^ ’S 

^ g a 

ßO 

«■§ 

0 } Q 

S M 

g CO 

O 

2 Q 

« 'S L- 

ß ß a; 

(0 ^ T 3 

in o 

c’a 

T 3 

•ti TPi 

'S« 

rö 

ß pq 

C (Ü 

B pq 


für Wohnraum, 
der nach dem 
20. Juni 1948 
(im Land Berlin: 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bis zum 31. De- 
zember 1965 
bezugsfertig 
geworden ist 


N £ 

'S ’S 

X tA 

|q 
§1 
5 Ci 


3 s 

% Q 

E u. 

IT3 'O 

C/1 O 

'iS 


■3„-0 

pE 

e g ü 

rö TU 
C/3 O 

.ti 'X 
fa pq 


für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1965 bis zum 
31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 


di S - c 

S § ö § 

5 fo S 


II 


'S 'S 
% 2 B 
6 
e 


Q o; Q 
B ■ 
6 , 




a; 


& B 

§ 3 

’S "ö 

|e| 

Sg S 

(d TS 
O 


in 


S T3 "X 

5 « --fl 'a tö 

"g pq S pq « pq 


für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 


O) g ^ S tj> S 

§£ §2 g 2 

-6 *5 I ’S 

ß 5 g 5 ß § S 

,2 (T3 TU 

w o cIq o in o 

^ "X 4-> ^3 

^ ^ ö (Ü 

“ pq 


-g pq ß pq 


Deutsche Mark 


Bei einem 

unter 100 000 .... 


90 

135 

170 

125 

135 

170 

135 

165 

210 

135 

175 

220 

Alleinste- 

henden 

von 100 000 bis 
unter 500 000 . . . 


100 

145 

180 

135 

145 

180 

145 

175 

220 

145 

185 

230 


von 500 000 und 

mehr 

110 

155 

190 

145 

155 

190 

155 

185 

230 

155 

195 

240 

bei einem 

unter 100 000 


120 

175 

225 

165 

175 

225 

175 

215 

270 

175 

230 

285 

Haushalt 

von 100 000 bis 














mit zwei 
Familien- 

unter 500 000 . . . 


130 

185 

235 

175 

185 

235 

185 

225 

280 

185 

240 

295 

mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

140 

200 

250 

185 

200 

250 

200 

240 

295 

200 

255 

310 

bei einem 

unter 100 000 .... 


150 

215 

270 

205 

215 

270 

215 

260 

320 

215 

280 

340 

Haushalt 
mit drei 

von 100 000 bis 
unter 500 000 . . . 


160 

230 

285 

215 

230 

285 

230 

275 

335 

230 

295 

355 

Familien- 




mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

170 

245 

300 

230 

245 

300 

245 

290 

350 

245 

310 

370 

bei einem 

unter 100 000 .... 

* * * * 1 

180 

260 

315 

245 

260 

315 

255 

300 

365 

255 

320 

385 

Haushalt 

von 100 000 bis 

1 













mit vier 

unter 500 000 . . . 


190 

275 

330 

260 

275 

330 

270 

315 

380 

270 

335 

400 

Familien- 



mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

200 

290 

345 

275 

290 

345 

285 

330 

395 

285 

350 

415 

bei einem 

iintpr 1 00 000 . 

202 

293 

351 

276 

293 

351 

287 

336 

405 

289 

356 

425 

Haushalt 

von 100 000 bis 


mit fünf 

unter 500 000 


215 

311 

369 

294 

311 

369 

307 

354 

423 

307 

374 

443 

Familien- 




mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

227 

328 

386 

311 

328 

386 

324 

371 

440 

324 

391 

460 
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Anlage 14 b 



in Gemeinden 
mit einer 
Einwohnerzahl 

für Wohnraum, 
die bis zum 

20. Juni 1948 
(im Land Berlin: 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnratim, 
der nach dem 
20. Juni 1948 
(im Land Berlin: 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bis zum 31. De- 
zember 1965 
bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1965 bis zum 

31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 



ohne Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung 
und mit 

Bad oder Duschraum 

ohne Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung 
und mit 

Bad oder Duschraum 

ohne Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung 
und mit 

Bad oder Duschraum 

ohne Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung, 
Bad oder Duschraum 

mit Sammelheizung 
und mit 

Bad oder Duschraum 


Deutsche Mark 


bei einem 
Haushalt 
mit sechs 
Familien- 
mitgliedern 

bei einem 
Haushalt 
mit sieben 
Familien- 
mitgliedern 

Mehrbetrag 
für jedes 
weitere 
Familien- 
mitglied 


unter 100 000 .... 


224 

326 

387 

307 

326 

387 

323 

372 

445 

323 

392 

465 

von 100 000 bis 














unter 500 000 . . . 


240 

347 

408 

328 

347 

408 

344 

343 

466 

344 

413 

486 

von 500 000 und 

mehr 

254 

366 

427 

347 

366 

427 

363 

412 

485 

363 

432 

505 

unter 100 000 .... 


246 

359 

423 

338 

359 

423 

357 

408 

485 

357 

428 

505 

von 100 000 bis 














unter 500 000 . . . 


265 

383 

477 

362 

383 

447 

381 

432 

509 

381 

452 

529 

von 500 000 und 

mehr 

281 

404 

468 

383 

404 

468 

402 

453 

530 

402 

473 

550 

unter 100 000 .... 


22 

33 

36 

31 

33 

36 

34 

36 

40 

34 

36 

40 

von 100 000 bis 














unter 500 000 . . . 


25 

36 

39 

34 

36 

39 

37 

39 

43 

37 

39 

43 

von 500 000 und 

mehr 

27 

38 

41 

36 

38 

41 

39 

41 

45 

39 

41 

45 
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Anlage 15 a 


Durchschnittliche Belastung je Wohnung der Empfänger von Lastenzuschuß 
in der Gliederung der Höchstbetragstabelle in § 8 Abs. 2 2. WoGG 

(Stand: 31. Dezember 1974) 



für Wohnraum, der bis zum 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bezugsfertig 
geworden ist 

in Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Dusdiraum 


DM 


Bei einem Alleinstehenden unter 100 000 

83 

132 

171 

von 100 000 bis unter 500 000 

121 

139 

161 

von 500 000 und mehr 

89 

137 

161 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

134 

184 

235 

zwei Familienmitgliedern ^ 00 000 bis unter 500 000 

170 

191 

247 

von 500 000 und mehr 

155 

160 

237 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

213 

267 

351 

drei Familienmitgliedern ^oO 000 bis unter 500 000 

213 

316 

336 

von 500 000 und mehr 

431 

287 

357 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

256 

343 

420 

vier Familienmitgliedern 100 000 bis unter 500 000 

215 

383 

438 

von 500 000 und mehr 

— 

338 

457 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

389 

392 

459 

fünf Familienmitgliedern 100 000 bis unter 500 000 

509 

453 

478 

von 500 000 und mehr 

259 

501 

469 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

324 

391 

447 

sechs Familienmitgliedern 000 bis unter 500 000 

— 

457 

470 

von 500 000 und mehr 

— 

550 

476 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

353 

414 

460 

sieben und mehr Familien- loo qoo bis unter 500 000 

379 

432 

564 

mitgliedern 

von 500 000 und mehr 

222 

452 

540 

unter 100 000 

Zahl der Fälle 

1 1 149 3 480 2 754 

von 100 000 bis unter 500 000 

59 

203 

273 

von 500 000 und mehr 

56 

127 

250 


70 


















Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4460 


Anlage 15 a 


für Wohnraum, der nach dem 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bis zum 

31, Dezember 1965 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1965 bis zum 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Dusdiraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Dusdiraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Dusdiraum 

DM 

100 

137 

171 

145 

211 

235 

125 

255 

295 

107 

139 

171 

154 

239 

229 

— 

114 

284 

109 

124 

160 

129 

165 

215 

— 

282 

282 

131 

171 

229 

189 

259 

303 

141 

378 

392 

111 

181 

234 

297 

306 

315 

— 

662 

383 

120 

188 

227 

— 

681 

305 

— 

302 

379 

187 

235 

314 

312 

327 

393 

324 

420 

511 

— 

254 

306 

— 

463 

424 

— 

405 

520 

— 

297 

325 

255 

605 

424 

133 

513 

486 

266 

308 

366 

328 

366 

434 

508 

471 

539 

217 

376 

381 

— 

466 

454 

— 

533 

549 

— 

403 

397 

— 

452 

440 

— 

323 

577 

272 

334 

384 ; 

357 

384 

450 

431 

472 

554 

296 

350 

394 

— 

470 

474 

— 

451 

601 

212 

318 

446 

— 

427 

458 

— 

451 

592 

341 

350 

396 

342 

396 

461 

387 

496 

560 

332 

403 

424 

— 

528 

505 

— 

415 

595 

— 

324 

440 

— 

576 

499 

— 

— 

593 

348 

346 

392 

372 

403 

480 

428 

473 

568 

344 

360 

437 

— 

553 

525 

— 

756 

613 

325 

397 

456 

— 

540 

571 

— 

— 

670 




Zahl der Fälle 




600 

7 357 

13 976 

107 

5 684 

39 599 

33 

1 248 

21 671 

30 

423 

1 415 

2 

201 

2 784 

— 

15 

1 166 

30 

255 

1 352 

3 

25 

1 789 

1 

8 

535 
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Drucksache 7/4460 


Deutscher Bundestag — ■ 7. Wahlperiode 


Anlage 15 b 


Höchstbeträge für Miete und Belastung 

(1) Bei der Gewährung des Wohngeldes wird die Miete oder Belastung nicht berücksichtigt, soweit 
sie monatlich folgende Höchstbeträge übersteigt; 


in Gemeinden 
mit einer 
Einwohnerzahl 


für Wohnraum, 
der bis zum 
20. Juni 1948 
(im Land Berlin: 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bezugsfertig 
geworden ist 


§ S ^ 


g tö p 

S a; 


gS B 
cg 

g fd e 
O« ^ 


für Wohnraum, 
der nach dem 
20. Juni 1948 
(im Land Berlin: 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bis zum 31. De- 
zember 1965 
bezugsfertig 
geworden ist 


'S S 

'Sq g 

g . B'a 

g <L S S QJ 

rd -a rd 3 -ö 


-ö -t: Tj 

ScS ^ S 


für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1965 bis zum 
31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 


für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 


Bei einem 

unter 100 000 .... 


90 

135 

170 

125 

135 

170 

135 

165 

210 

135 

175 

220 

Alleinste- 

henden 

von 100 000 bis 
unter 500 000 . . . 


100 

145 

180 

135 

145 

180 

145 

175 

220 

145 

185 

230 


von 500 000 und 

mehr 

110 

155 

190 

145 

155 

190 

155 

185 

230 

155 

195 

240 

bei einem 

unter 100 000 .... 


120 

175 

225 

165 

175 

225 

175 

215 

270 

175 

230 

285 

Haushalt 
mit zwei 

von 100 000 bis 
unter 500 000 . . . 


130 

185 

235 

175 

185 

235 

185 

225 

280 

185 

240 

295 

Familien- 

mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

140 

200 

250 

185 

200 

250 

200 

240 

295 

200 

255 

310 

bei einem 

unter 100 000 .... 


150 

215 

270 

205 

215 

270 

215 

260 

320 

215 

280 

340 

Haushalt 
mit drei 

von 100 000 bis 
unter 500 000 . . . 


160 

230 

285 

215 

230 

285 

230 

275 

335 

230 

295 

355 

Familien- 

mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

170 

245 

300 

230 

245 

300 

245 

290 

350 

245 

310 

370 


bei einem 
Haushalt 


unter 100 000 180 260 315 245 260 315 255 300 365 255 320 385 


maubiiaiL 100 000 bis 

mit vier unter 500 000 190 275 330 260 275 330 270 315 380 270 335 400 

Familien- 
mitgliedern von 500 000 und mehr 200 290 345 275 290 345 285 330 395 285 350 415 


bei einem 
Haushalt 
mit fünf 
Familien- 


unter 100 000 .... 


202 

293 

351 

276 

293 

351 

289 

336 

405 

289 

356 

425 

von 100 000 bis 
unter 500 000 . . . 


215 

311 

369 

294 

311 

369 

307 

354 

423 

307 

374 

443 

von 500 000 und 

mehr 

227 

328 

386 

311 

328 

386 

324 

371 

440 

324 

391 

460 
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in Gemeinden 
mit einer 
Einwohnerzahl 


für Wohnraum, 
der bis zum 
20. Juni 1948 
(im Land Berlin: 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bezugsfertig 
geworden ist 


S ^ 

N Jh 

'o -6 

1« 

ß s 


^1 
II 
£ ^ 
<U Q 

(0 "O 
W o 

.M -O 

eS 


bl B 

ö b 
b p3 

S TS ^ 
Sa“ 

(d ^ TS 
W O 


B 


für Wohnraum, 
der nach dem 
20. Juni 1948 
(im Land Berlin: 
24. Juni 1948, 
im Saarland: 

1. April 1948) 
bis zum 31. De- 
zember 1965 
bezugsfertig 
geworden ist 


§B 

_N 

’S 'S 

.b V2 

lä 

b iH 

^ o 

'S« 


b) § 

§1 

Ib 

c Q 

§ i-i 

Sü 

td ^ 

w o 

-o 

sS 


bl Ö 

3 fÜ 

’S ..'S 

^ 's ^ 

S ö ^ 

(d ^ -b 
c/] o 

.t^ TS 
ö (d 

^ m 


für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1965 bis zum 
31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 


N . 

’oj 'S 

I« 

s s 


bi S 

§E 

■H 

£ b 

CD Q 

I- 

S ü 


’S 'S 
:S ‘b b 

al« 

a ö s 


aS ö 


für Wohnraum, 
der nach dem 
31. Dezember 
1971 

bezugsfertig 
geworden ist 


öiö 

S 3 


bi a 


bS ’Ss 


a« 

S 


§ *-i 

cd "b 

w o 
’S 

sS 


Ö b 

b Q 
B-o ^ 

a ö s 

(d ^ T-i 




DM 


hei einem 

unter 100 000 

224 

326 

387 

307 

326 

387 

323 

372 

445 

323 

392 

465 

Haushalt 

von 100 000 bis 


mit sechs 

unter vSOO 000 . . . 


240 

347 

408 

328 

347 

408 

344 

393 

466 

344 

413 

486 

Familien- 



mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

254 

366 

427 

347 

366 

427 

363 

412 

485 

363 

432 

505 

bei einem 

unter 100 000 

246 

359 

423 

338 

359 

423 

357 

408 

485 

357 

428 

505 

Haushalt 

von 100 000 bis 


mit sieben 
Familien- 

unter 500 000 . . . 


265 

383 

447 

362 

383 

447 

381 

432 

509 

381 

452 

529 

mitgliedern 

von 500 000 und 

mehr 

281 

404 

468 

383 

404 

468 

402 

453 

530 

402 

473 

550 

Mehrbetrag 
für jedes 

unter 1 00 000 

22 

33 

36 

31 

33 

36 

34 

36 

40 

34 

36 

40 

von 100 000 bis 


weitere 

Familien- 

unter 500 000 . . . 


25 

36 

39 

34 

36 

39 

37 

39 

43 

37 

39 

43 

mitglied 

von 500 000 und 

mehr 

27 

38 

41 

36 

38 

41 

39 

41 

45 

39 

41 

45 
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DrUCkSdChO 7/4460 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 16 a 

Durchschnittliche qm-Mieten der Empfänger von Mietzuschuß 
in der Gliederung der Höchstbetragstabelle in § 8 Abs. 2 2. WoGG 

(Stand: 31. Dezember 1974) 





für Wohnraum, der bis zum 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bezugsfertig 
geworden ist 

in Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Dusdiraum 


DM 


Bei einem Alleinstehenden unter 100 000 

2,14 

2,85 

3,53 

von 100 000 bis unter 500 000 

2,51 

3,10 

3,86 

von 500 000 und mehr 

2,50 

2,96 

3,82 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

2,12 

2,62 

3,34 

zwei Familienmitgliedern ^qq qqq 500 000 

2,53 

3,01 

3,78 

von 500 000 und mehr 

2,55 

2,90 

3,72 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

2,27 

2,74 

3,42 

drei Familienmitgliedern 100 000 bis unter 500 000 

2,61 

3,23 

3,98 

von 500 000 und mehr 

2,62 

3,13 

3,91 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

2,25 

2,75 

3,33 

vier Familienmitgliedern 100 000 bis unter 500 000 

2,65 

3,27 

3,92 

von 500 000 und mehr 

2,73 

3,15 

3,90 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

2,18 

2,81 

3,24 

fünf Familienmitgliedern 100 000 bis unter 500 000 

2,59 

3,22 

3,84 

von 500 000 und mehr 

2,80 

3,16 

3,84 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

2,24 

2,76 

3,14 

sechs Familienmitgliedern ^qq qqq 5 qq qqq 

2,60 

3,11 

3,74 

von 500 000 und mehr 

2,56 

3,03 

3,84 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

2,18 

2,68 

3,09 

sieben und mehr Familien- iqq qoO bis unter 500 000 

2,51 

2,98 

3,53 

mitgliedern 

von 500 000 und mehr 

2,49 

2,92 

3,62 

unter 100 000 

Zahl der Fälle 

66 551 70 926 42 259 


43 273 

48 534 

41 198 

51 440 

23 658 

35 056 
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Drucksache 7/4460 


Anlage 16 a 


für Wohnraum, der nach dem 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bis zum 

31. Dezember 1965 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1965 bis zum 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

DM 

2,37 

2,89 

3,73 

2,58 

3,62 

4,15 

2,93 

4,10 

4,51 

2,60 

3,13 

4,13 

3,19 

5,02 

4,87 

4,09 

5,34 

5,36 

2,86 

3,24 

4,14 

3,23 

5,42 

4,94 

3,88 

5,51 

5,42 

2,39 

2,88 

3,64 

2,51 

3,18 

3,98 

2,79 

3,49 

4,26 

2,55 

3,06 

3,90 

2,96 

4,03 

4,45 

3,79 

4,21 

4,76 

2,76 

3,16 

3,96 

2,96 

4,12 

4,50 

3,39 

4,42 

4,71 

2,45 

3,01 

3,77 

2,75 

3,36 

4,09 

2,82 

3,57 

4,24 

2,61 

3,27 

4,06 

2,88 

4,11 

4,45 

3,58 

4,21 

4,65 

2,79 

3,39 

4,19 

2,76 

4,07 

4,54 

5,05 

4,18 

4,63 

2,42 

3,14 

3,81 

2,83 

3,45 

4,09 

3,34 

3,54 

4,21 

2,59 

3,41 

4,10 

2,69 

4,14 

4,41 

3,15 

4,17 

4,54 

2,89 

3,50 

4,24 

3,24 

4,19 

4,49 

3,42 

4,26 

4,53 

2,48 

3,16 

3,78 

3,06 

3,43 

4,07 

3,40 

3,50 

4,16 

2,52 

3,45 

4,05 

2,55 

4,09 

4,35 

2,81 

4,03 

4,47 

3,16 

3,51 

4,10 

3,01 

4,03 

4,41 

3,98 

4,03 

4,53 

2,32 

3,14 

3,67 

3,25 

3,48 

4,01 

3,51 

3,39 

4,18 

2,60 

3,44 

3,99 

2,97 

4,08 

4,36 

0,98 

3,71 

4,44 

2,68 

3,43 

4,12 

3,73 

3,94 

4,40 

— 

4,97 

4,49 

2,27 

3,06 

3,80 

2,74 

3,24 

4,00 

2,65 

3,28 

4,20 

2,53 

3,30 

3,91 

2,82 

4,03 

4,32 

3,82 

3,50 

4,42 

2,63 

3,42 

3,95 

2,34 

3,72 

4,33 

3,27 

4,17 

4,41 





Zahl der Fälle 




27 366 

148 492 

127 161 

2 237 

26 715 

166 627 

352 

5 840 

103 381 

8 826 

79 122 

62 467 

373 

7 307 

55 135 

94 

1 071 

30 521 

8 547 

68 762 

92 042 

256 

4 356 

62 524 

88 

874 

27 849 
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Drucksache 7/4460 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 16 b 


Durchschnittliche qm-Belastungen der Empfänger von Lastenzuschuß 
in der Gliederung der Höchstbetragstabelle in § 8 Abs. 2 2. WoGG 

(Stand: 31. Dezember 1974) 


in Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 

für Wohnraum, der bis zum 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948 im Saarland: 

1. April 1948) bezugsfertig 
geworden ist 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammcl- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

DM 

Bei einem Alleinstehenden unter 100 000 

von 100 000 bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

1,30 1,75 2,03 

2,04 2,13 2,35 

1,81 2,05 1,99 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

zwei Familienmitgliedern 500 000 

von 500 000 und mehr 

1,82 2,21 2,57 

2,18 2,43 3,34 

2,53 2,28 2,69 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

drei Familienmitgiedern jqO qqq 500 000 

von 500 000 und mehr 

2,71 2,79 3,45 

2,94 3,62 3,99 

7,43 3,71 4,12 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

vier Familienmitgliedern jqq Oqq 50 q 000 

von 500 000 und mehr 

2,91 3,50 3,89 

1,72 4,21 4,65 

— 4,18 4,80 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

fünf Familienmitgliedern ^00 000 bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

3,56 3,76 4,11 

4,19 4,98 4,73 

3,98 5,83 4,48 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

3,44 3,71 3,69 

— 4,16 4,43 

— 5,67 4,28 

sechs Familienmitgliedern jqq qOq 500 000 

von 500 000 und mehr 


bei einem Haushalt mit unter 100 000 

sieben und mehr Familien- OqO 500 000 

mitgliedern 

von 500 000 und mehr 

3,57 3,52 3,43 

3,75 4,28 4,88 

2,34 4,38 4,07 

unter 100 000 

von 100 000 bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

Zahl der Fälle 

1 149 3 480 2 754 

59 203 273 

56 127 250 
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Anlage 16 b 


für Wohnraum, der nach dem 
20. Juni 1948 (im Land Berlin: 
24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bis zum 
31. Dezember 1965 bezugsfertig 
geworden ist 


für Wohnraum, der nach dem 
31. Dezember 1965 bis zum 
31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 


für Wohnraum, der nach dem 
31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 


ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
hoizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
hcizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Saramel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duscäiraum 





DM 





1,61 

1,97 

2,27 

2,20 

2,94 

3,40 

2,91 

3,17 

4,47 

1,63 

2,22 

2,52 

3,58 

3,97 

3,84 

— 

1,41 

4,96 

2,11 

2,15 

2,66 

2,09 

2,22 

4,02 

— 

5,22 

5,33 

1,90 

2,14 

2,64 

2,60 

3,06 

3,51 

2,72 

4,50 

4,61 

1,96 

2,42 

2,81 

3,67 

3,81 

4,05 

— 

11,03 

5,14 

2,34 

2,71 

3,00 

— 

8,96 

4,13 

— 

4,03 

5,59 

2,34 

2,61 

3,25 

3,98 

3,38 

3,92 

7,20 

4,13 

4,84 

— 

3,03 

3,22 

— 

5,62 

4,62 

— 

4,22 

5,56 

— 

3,42 

3,81 

3,27 

5,80 

4,99 

1,39 

7,08 

5,38 

2,97 

3,11 

3,64 

3,48 

3,63 

4,15 

5,35 

4,40 

4,83 

2,38 

4,43 

4,17 

— 

4,88 

4,72 

— 

5,74 

5,43 

~ 

4,34 

4,60 

— 

4,98 

4,96 

~ 

4,46 

6,10 

2,90 

3,21 

3,56 

3,61 

3,68 

4,15 

4,64 

4,26 

4,77 

4,47 

3,77 

3,94 

— 

4,71 

4,65 

— 

4,58 

5,54 

2,47 

3,56 

4,63 

— 

4,20 

4,73 

— 

4,70 

5,75 

3,63 

3,25 

3,45 

3,23 

3,68 

4,06 

4,11 

4,27 

4,59 

3,05 

4,13 

4,02 

— 

4,89 

4,62 

— 

3,37 

5,14 

— 

3,32 

4,15 

— 

4,43 

4,81 

— 

— 

5,18 

3,56 

3,11 

3,23 

3,37 

3,50 

3,90 

3,88 

3,74 

4,20 

4,78 

3,61 

3,86 

— 

4,83 

4,58 

— 

6,61 

5,03 

3,65 

3,20 

3,98 

— 

4,64 

4,94 

— 

— 

5,63 


Zahl der Fälle 


600 

7 357 

13 976 

107 

5 684 

39 599 

33 

1 248 

21 671 

30 

423 

1 415 

2 

201 

2 784 

— 

15 

1 166 

30 

255 

1 352 

3 

25 

1 789 

1 

8 

535 
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Anlage 17 

Streuung der Quadratmeter-Mieten der Wohnungen von Mietzuschußempfängern 
nach Baualter und Ausstattung 

— Hauptmieter — 

(Stand: 31. Dezember 1974) 




Davon mit einer m^-Miete von ... bis 

... DM 

Wohnungen 

Empfänger 

insgesamt 

unter 1,50 

1,50 bis 2,00 

2,00 bis 2,50 

2,50 bis 3,00 







Wohnungen ohne Sammelheizung 
ohne Bad oder Duschraum 






A 

152 445 

8,5 

21,7 

30,3 

20,8 

B 

43 025 

5,0 

15,3 

31,8 

26,9 

C 

2 658 

6,3 

16,1 

22,6 

21,1 

D 

473 

4,0 

12,0 

19,5 

12,2 

Wohnungen nur mit Sammelhei- 
zung oder nur mit Bad und Dusch- 
raum 






A 

145 015 

2,6 

8,7 

22,8 

26,6 

B 

275 238 

0,9 

3,6 

18,8 

33,7 

C 

29 398 

1,2 

3,5 

8,7 

15,3 

D 

5 651 

1,0 

3,1 

7,5 

13,1 

Wohnungen mit Sammelheizung 
und mit Bad oder Duschraum 






A 

89 211 

0,8 

2,5 

7,0 

14,7 

B 

263 431 

0,4 

1,1 

3,5 

10,3 

C 

269 133 

0,2 

0,5 

1,6 

4,2 

D 

153 349 

0,1 

0,3 

1,0 

2,5 


A = Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 (im Land Berlin; 24. Juni 1948, im Saarland: 1. April 1948) bezugsfertig 
geworden ist 

B = Wohnraum, der nadi dem 20. Juni 1948 (im Land Berlin: 24. Juni 1948, im Saarland: 1. April 1948) bezugsfertig 
geworden ist 

C = Wohnraum, der nadi dem 31. Dezember 1965 bis zum 31. Dezember 1971 bezugsfertig geworden ist 
D = Wohnraum, der nadi dem 31. Dezember 1971 bezugsfertig geworden ist 

^) Anteil der Haushalte mit diesen Mieten an der Zahl der „Empfänger insgesamt'' in dieser Wohnungskategorie 
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Davon mit einer 

m“-Miete von . . . bis unter . . . DM 



3,00 
bis 3,50 

3,50 
bis 4,00 

4,00 
bis 4,50 

4,50 
bis 5,00 

5,00 
bis 5,50 

5,50 
bis 6,00 

6,00 
bis 7,00 

7,00 
bis 8,00 

8,00 

und mehr 

o/o 1) 

9,8 

4,1 

2,1 

1,0 

0,6 

0,3 

0,4 

0,2 

0,2 

11,4 

4,4 

2,3 

1.0 

0,7 

0,4 

0,4 

0,2 

0,2 

14,1 

8,7 

4,5 

2,3 

1,5 

0,9 

1,0 

0,5 

0,4 

12,7 

12,7 

8,0 

5,1 

5,3 

1,9 

3,4 

0,9 

2,3 

17,0 

9,9 

5,5 

2,6 

1,0 

0,8 

0,9 

0,4 

0,6 

21,8 

10,7 

5,1 

2,1 

1,2 

0,6 

0,7 

0,3 

0,5 

20,3 

18,0 

14,1 

7,1 

4,0 

2,2 

2,1 

1,4 

2,1 

16,0 

17,3 

14,5 

6,9 

5,7 

3,0 

4,9 

2,4 

4,6 

21,9 

18,2 

13,8 

7,8 

5,1 

2,6 

2,7 

1,2 

1,7 

21,4 

21,8 

17,0 

9,1 

5,5 

3,0 

3,3 

1,6 

2,0 

11,7 

20,9 

22,4 

15,3 

9,5 

4,7 

4,6 

2,1 

2,3 

6,9 

20,7 

25,8 

14,8 

9,6 

5,5 

0,3 

3,0 

3,5 
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Anlage 18 a 

Häufigkeit der Überschreitung der Höchstbeträge 

für Miete und Belastung bei den Mietzuschußempfängern 

(Stand: 31. Dezember 1974) 

in Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 

für Wohnraum, der bis zum 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland; 

1. April 1948) bezugsfertig 
geworden ist 

mit Sammpi- Sammel- 

SamiiiGl- heizung und 

heizung, -"it Bad 

Bad oder Bad oder 

Dusdiraum Duschraum Dusdiraum 

Vo h 

Bei einem Alleinstehenden unter 100 000 

von 100 000 bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

37,4 29,1 29,8 

43,0 35,9 39,6 

37,2 31,7 38,0 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

zwei Familienmitgliedern jqq qqq 000 

von 500 000 und mehr 

31,6 31,4 36,1 

40,5 35,4 42,5 

33,8 27,2 29,9 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

drei Familienmitgiedern 100 000 bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

32,2 31,9 41,5 

33.4 42,1 50,0 

28.5 38,3 40,6 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

vier Familienmitgliedern 100 000 bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

22,9 26,2 34,6 

28,8 37,5 44,0 

25,1 36,3 40,7 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

fünf Familienmitgliedern lOo goo bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

26,2 29,6 27,8 

25.9 34,3 38,5 

24.9 27,3 35,6 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

sechs Familienmitgliedern iqq OOq 

von 500 000 und mehr 

24.4 20,9 24,4 

29.4 23,9 27,8 

20,7 19,8 28,5 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

sieben und mehr Familien- 500 000 

mitgliedern 

von 500 000 und mehr 

18,8 14,6 17,7 

16,6 16,4 29,8 

17,0 12,0 18,1 

zusammen unter 100 000 

von 100 000 bis unter 500 000 

von 500 000 und mehr 

35,9 29,1 31,7 

41,8 35,8 40,9 

36,4 31,0 36,4 


Anteile der Uberschreitungsfälle an allen Wohngeldfällen des betreffenden Tabellenfeldes 
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für Wohnraum, der nach dem 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bis zum 

31. Dezember 1965 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1965 bis zum 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

ohne 
Sammel- 
heizung, i 

Bad oder i 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
hoizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne : 

Sammcl- 
heizung, i 

Bad oder i 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
hoizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

«/o 0 

11,2 

33,1 

34,6 

14,0 

22,0 

26,7 

20,3 

22,9 

33,5 

9,3 

30,7 

36,8 

15,1 

30,1 

28,6 

3,2 

36,5 

30,2 

8,9 

24,7 

31,2 

11,9 

18,4 

21,5 

25,0 

22,5 

23,6 

8,8 

29,2 

38,1 

10,1 

27,2 

26,2 

22,2 

33,8 

31,3 

6,6 

27,3 

33,2 

23,0 

44,8 

27,6 

50,0 

39,5 

27,2 

7,1 

20,4 

24,2 

10,7 

31,5 

20,3 

40,0 

29,0 

16,8 

7,3 

42,6 

44,2 

12,3 

30,0 

31,4 

36,8 

32,1 

34,2 

7,4 

28,5 

39,8 

7,1 

49,2 

30,6 

28,6 

37,0 

33,4 

6,6 

24,7 

30,3 

9,1 

36,9 

27,0 

50,0 

33,3 

22,7 

7,6 

25,1 

36,8 

17,5 

24,9 

22,0 

20,0 

31,3 

26,3 

2,4 

25,4 

33,6 

5,0 

40,5 

18,5 

— 

41,1 

22,4 

8,3 

22,0 

25,0 

22,2 

25,9 

15,0 

25,0 

16,0 

16,9 

6,5 

23,1 

30,8 

10,8 

18,6 

16,8 

33,3 

26,9 

21,2 

4,6 

21,4 

27,5 

6,3 

33,3 

15,4 

— 

20,0 

17,6 

8,0 

13,9 

17,3 

16,7 

16,7 

9,9 

50,0 

4,8 

14,2 

3,5 

16,7 

25,3 

10,3 

12,3 

11,5 

22,2 

17,0 

17,9 

— 

18,0 

18,7 

8,3 

23,2 

11,2 

— 

7,1 

11,3 

5,6 

7,9 

12,1 

25,0 

7,5 

5,8 

— 

30,0 

10,3 

2,5 

9,7 

17,4 

6,5 

4,8 

4,8 

9,1 

12,6 

13,9 

1,7 

7,7 

11,4 

— 

13,7 

7,2 

25,0 

— 

11,5 

2,1 

2,0 

6,6 

— 

15,4 

3,3 

— 

6,3 

6,5 

10,6 

31,2 

35,7 

13,3 

22,7 

25,1 

21,6 

25,7 

30,3 

8,5 

29,4 

35,3 

13,4 

33,6 

25,6 

33,0 

29,3 

27,0 

8,6 

23,6 

29,0 

11,7 

20,4 

19,7 

27,3 

23,0 

20,2 
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Anlage 18 b 

Häufigkeit der Überschreitung der Höchstbeträge 

für Miete und Belastung bei den Lastenzuschußempfängern 

(Stand: 31. Dezember 1974) 





für Wohnraum, der bis zum 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bezugsfertig 
geworden ist 

in Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 

ohne 

Sammel- 

heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Dusdiraum 


Vo 1) 


Bei einem Alleinstehenden unter 100 000 

25,4 

34,0 

36,4 

von 100 000 bis unter 500 000 

51,6 

37,1 

26,8 

von 500 000 und mehr 

20,0 

25,0 

25,6 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

47,6 

41,3 

40,0 

zwei Familienmitgliedern ^00 000 500 000 

72,7 

36,6 

40,9 

von 500 000 und mehr 

33,3 

30,8 

35,0 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

61,7 

55,4 

63,4 

drei Familienmitgiedern 100 000 bis unter 500 000 

100,0 

63,6 

58,6 

von 500 000 und mehr 

100,0 

42,9 

65,4 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

72,1 

69,8 

72,1 

vier Familienmitgliedern lOo qoo bis unter 500 000 

66,7 

74,0 

71,1 

von 500 000 und mehr 

— 

62,5 

78,1 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

75,0 

71,0 

72,0 

fünf Familienmitgliedern 100 oQO bis unter 500 000 

100,0 

89,5 

71,4 

von 500 000 und mehr 

100,0 

81,8 

68,4 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

78,1 

66,5 

63,3 

sechs Familienmitgliedern loo goo bis unter 500 000 

— 

76,5 

73,3 

von 500 000 und mehr 

— 

77,8 

60,0 

bei einem Haushalt mit unter 100 000 

68,2 

50,9 

46,7 

sieben und mehr Familien- OOq ,^ 1 ^ 5 q 0 000 

77,8 

46,7 

61,5 

mitgliedern 

von 500 000 und mehr 

— 

42,9 

62,5 

zusammen unter 100 000 

43,9 

52,8 

57,0 

von 100 000 bis unter 500 000 

64,4 

53,7 

53,9 

von 500 000 und mehr 

23,2 

40,2 

46,4 


1) Anteile der übersdireitungsfälle an allen Wohngeldfällen des betreffenden Tabellenfeldes 
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für Wohnraum, der nach dem 

20. Juni 1948 (im Land Berlin: 

24. Juni 1948, im Saarland: 

1. April 1948) bis zum 

31. Dezember 1965 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1965 bis zum 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

für Wohnraum, der nach dem 

31. Dezember 1971 bezugsfertig 
geworden ist 

ohne 
Sammel- 
heizung, 
Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum ; 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

ohne 
Sammel- 
heizung, 
Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Dusdiraum 

mit Sammel- 
heizung und ; 
mit Bad 
oder 

Duschraum ' 

ohne 
Sammel- 
heizung, 1 

Bad oder 
Duschraum 

mit Sammel- 
heizung, 

Bad oder 
Duschraum ; 

mit Sammel- 
heizung und 
mit Bad 
oder 

Duschraum 

Vo 1 ) 

20,9 

38,9 

38,6 

35,7 

55,5 

47,4 

50,0 

71,4 

62,1 

21,4 

31,7 

31,3 

100,0 

60,0 

41,2 

— 

0 

54,2 

19,1 

17,1 

21,6 

50,0 

33,3 

31,9 

— 

100,0 

54,8 

16,2 

36,3 

39,3 

47,4 

55,7 

49,7 

50,0 

79,6 

67,4 

14,3 

32,0 

38,4 

100,0 

81,3 

50,0 

— 

100,0 

68,0 

0 

35,1 

29,5 

— 

100,0 

39,3 

— 

100,0 

57,1 

30,8 

43,4 

54,1 

66,7 

65,9 

66,0 

100,0 

84,3 

82,0 

— 

44,8 

46,6 

— 

85,7 

64,1 

— 

50,0 

79,2 

— 

72,7 

48,6 

100,0 

100,0 

61,4 

— 

100,0 

71,2 

54,2 

58,0 

59,1 

100,0 

67,3 

65,5 

83,3 

83,6 

81,3 

50,0 

80,0 

56,6 

— 

92,9 

68,2 

— 

100,0 

80,3 

— 

71,4 

59,0 

— 

80,0 

56,7 

— 

50,0 

81,3 

40,6 

58,1 

53,6 

75,0 

60,7 

57,8 

88,9 

75,3 

76,0 

40,0 

63,3 

48,7 

— 

75,5 

59,6 

— 

80,0 

83,8 

— 

50,0 

66,3 

— 

42,9 

50,8 

— 

50,0 

69,0 

55,2 

51,0 

43,1 

55,6 

51,7 

48,3 

50,0 

69,3 

69,2 

— 

68,8 

47,5 

— 

84,0 

56,6 

— 

50,0 

73,0 

— 

66,7 

46,8 

— 

100,0 

48,6 

— 

— 

70,0 

32,6 

28,7 

28,4 

42,9 

32,6 

35,2 

50,0 

49,5 

53,4 

— 

15,8 

31,3 

— 

66,7 

37,6 

— 

— 

60,1 

— , 

33,3 

28,8 

— 

100,0 

45,6 

— 

— 

71,4 
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Anlage 19 a 


Durchschnittliche Wohnflächen der von Mietzuschußempfängern 

bewohnten Wohnungen nach Haushaltsgröße und Baualter/öffentlicher Förderung 

(Stand: 31. Dezember 1974) 


Haushalte 

mit Familienmitgliedern 

Wohnraum, 
der bis 

20. Juni 1948 
bezugsfertig 
geworden ist 

Wohnraum, 
der nach dem 

20. Juni 1948 bis 

31. Dezember 1965 
bezugsfertig 
geworden ist 

Wohnraum, 
der nach dem 

31. Dezember 1965 
bis zum 

31. Dezember 1971 
bezugsfertig 
geworden ist 

Wohnraum, 
der nach dem 

31. Dezember 1971 
bezugsfertig 
geworden ist 

1 

43 

41 

40 

42 

2 

58 

56 

59 

61 

3 

70 

66 

72 

75 

4 

81 

74 

78 

82 

5 

91 

81 

84 

89 

6 

99 

87 

88 

94 

7 und mehr 

107 

91 

93 

100 


Öffentlich geförderte Neubauwohnungen 

1 

— 

42 

39 

41 

2 

— 

55 

57 

59 

3 

— 

64 

71 

74 

4 

— 

71 

76 

80 

5 

— 

76 

82 

87 

6 

— 

81 

86 

91 

7 und mehr 

— 

85 

91 

98 


steuerbegünstigte und freifinanzierte Neubauwohnungen 

1 

— 

41 

42 

44 

2 

— 

58 

61 

63 

3 

— 

70 

73 

76 

4 

— 

79 

81 

85 

5 

— 

87 

87 

92 

6 

— 

95 

92 

97 

7 und mehr 

— 

100 

100 

103 


9 nur Haushalte ohne Sonderbedarf gern. § 8 Abs. 2 und 3, 2. WoGG 
’) im Saarland 1. April 1948, in Berlin 24. Juni 1948 
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A 1 n u 

t; a ^ u 


Durchschnittliche Wohnflächen der von Wohngeldempfängern 
genutzten Wohnungen nach Haushaltsgrößen 

Ende 1971 und Ende 1974 


Haushaltsgröße 

Durchschnittlich genutzte Wohnflächen von 

Mietzuschußempfängern 

Lastenzuschußempfängern 

1971 

1 

1974 

1971 

1 

1974 

qm 

qm 

1 

40 


42 

61 


69 

2 

55 


58 

74 


83 

3 

67 


70 

89 


98 

4 

75 


78 

95 


105 

5 

81 


85 

101 


109 

6 

86 


91 

104 


114 

7 und mehr 

91 


97 

114 


123 
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Anlage 20 


Wohnflädiennormen 





Haushaltsgröße 




1 1 

2 1 

3 

1 4 1 

5 

6 Personen 





qm 



I. Vorstellungen des Bundesgesetzgebers 

§ 73 des 11. WoBauG 

Fassung 1956 


40 

50 

60 

70 

80 

Fassung 1961 

30 

45 

60 

70 

80 

90 

Gesetz über Wohnbeihilfen 

30 

45 

60 

70 

80 

90 

1. Wohngeldgesetz 

40 

50 

65 

80 

90 

100 

II. Vorstellungen von Gremien mit fami- 
lienpolitischer Aufgabenstellung 

Kölner Empfehlungen des Ständigen 
Ausschusses „Miete und Familienein- 
kommen des IVWSR" 

1957 


35,5 

51,4 

56,5 

69,2 

80,2 

1971 

35,5 

51,0 

64,5 

69,5 

92,0 

107,0 

Wissenschaftlicher Beirat für Familien- 
fragen beim Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit — 1974 — 

35,5 

51,0 

64,5 

80,0 

97,0 

112,0 

III. Tatsächliche Wohnflächen Versorgung 
der Wohngeldempfänger Ende 1974 

Mietzuschußempfänger 

42 

58 

70 

78 

85 

91 

Lastenzuschußempfänger 

69 

83 

98 

105 

109 

114 


i) Internationaler Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
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